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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, mit 
dem das Einkommensteuergesetz 1972, das 
Körperschaftsteuergesetz 1966, das Gewerbe­
steuergesetz 1953, das Umsatzsteuergesetz 
1972, das Bewertungsgesetz 1955 und die'Bun­
desabgabenordnung geändert werden, eine 
Sonderregelung für bestimmte Personenverei­
nigungen in bezug auf die Erhebung der 
Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital sowie in bezug auf die 
Erhebung der Steuern vom Einkommen und 
Vermögen ihrer Mitglieder getroffen wird, das 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert 
und der Art. XII des Bundesgesetzes vom 
5. November 1980, BGBI. Nr.545, außer 
Kraft gesetzt wird (Abgabenänderungsgesetz 

1981) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Ein kom m e n s t e u erg e set z 1972 

Artikel I 

Das Einkommensteuergesetz 1972, BGBI. 
Nr. 440, in der Fassung der Bundesgesetze BGBI. 
Nr.493/1972, 27/1974, 409/1974, 469/1974, 335/ 
1975, 391/1975, 636/1975, 143/1976, 664/1976, 
320/1977, 645/1977, 280/1978, 571/1978, 
550/1979, 54511980 und 563/1980 wird wie folgt 
geändert: 

1. Im § 3 Z 5 tritt an die Stelle des Zitates ,,§ 4 
Abs. 4 Z 5" das Zitat ,,§ 18 Abs. 1 Z 7". 

2. § 3 Z 14 a hat zu lauten: 

,,14 a. Einkünfte, die Arbeitnehmer inländischer 
Betriebe für eine im Ausland ausgeübte Tätigkeit 
von ihren Arbeitgebern beziehen, wenn die Aus­
landstätigkeit mit einem begünstigten ausländischen 
Vorhaben des Arbeitgebers im Zusammenhang 
steht und ihre Dauer jeweils ununterbrochen über 
den Zeitraum von einem Monat hinausgeht. Inlän­
dische Betriebe im Sinne dieser Bestimmung sind 
auch inländische Betriebsstätten von im Ausland 

ansässigen Arbeitgebern. Begünstigte ausländische 
Bauvorhaben im Sinne dieser Bestimmung sind die 
Bauausführung, Montage, Montageüberwachung, 
Inbetriebnahme, Instandsetzung und Wartung von 
Anlagen, die Personalgestellung anläßlich der 
Errichtung von Anlagen durch andere Unterneh­
mungen sowie die Planung, Beratung und Schu­
lung, soweit sich alle diese Tätigkeiten auf die 
Errichtung von Anlagen im Ausland beziehen, wei­
ters das Aufsuchen und die Gewinnung von Boden­
schätzen im Ausland. 

Steuerfrei sind weiters Einkünfte, die Fachkräfte 
der Entwicklungshilfe (Entwicklungshelfer oder 
Experten) als Arbeitnehmer von Entwicklungshilfe­
organisationen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Ent­
wicklungshilfegesetzes, BGBI. Nr.474/1974, für 
ihre Tätigkeit in Entwicklungsländern im Rahmen 
von Vorhaben beziehen, die dem Entwicklungshil­
feprogramm (§ 8 des Entwicklungshilfegesetzes) 
entsprechen. 

Die von der Steuer befreiten Einkünfte sind bei 
der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkom-

- men des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. Für 
Jahre, in denen dem Arbeitnehmer solche Ein­
künfte zufließen, ist die Durchführung eines Jah­
resausgleiches ausgeschlossen," 

'3. Im § 3 Z 29 tritt an die Stelle des Zitates ,,§ 4 
Abs. 4 Z 5" das Zitat,,§ 18 Abs. 1 Z 7". 

4. § 3 Z 38 hat zu lauten: 

,,38. Bezüge nach dem Zivildienstgesetz, BGBI. 
Nr. 187/1974, ausgenommen die Entschädigung in 
der Höhe des Verdienstentganges im Sinne des 
§ 34 b Abs. 3 des Zivildienstgesetzes in der Fassung 
der Zivildienstgesetz-Novelle 1980, BGBI. 
Nr.496." 

5. § 4 Abs. 4 Z 5 hat zu entfallen; im § 4 Abs. 4 
erhält die bisherige Z 6 die Bezeichnung Z 5. 

6. § 5 hat zu lauten: 

,,§ 5. Bei Gewerbetreibenden, deren Firma im 
Handelsregister eingetragen ist, ist unter Beachtung 

1. 

850 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 49

www.parlament.gv.at



2 850 der Beilagen 

der Vorschriften dieses Bundesgesetzes über die 
Gewinnermittlung für den Schluß des Wirtschafts­
jahres das Betriebsvermögen anzusetzen (§ 4 Abs. 1 
erster Satz), das nach den Grundsätzen ordnungs­
mäßiger Buchführ'ung auszuweisen ist. § 4 Abs. 1 
letzter Satz ist jedoch nicht anzuwenden. Beteiligt 
sich ein stiller Gesellschafter im Sinne des § 335 des 
Handelsgesetzbuches, der als Mitunternehmer 
anzusehen ist, an dem Betrieb eines Gewerbetrei­
benden, dessen Firma im Handelsregister eingetra­
gen ist, so gelten die Bestimmungen des ersten und 
zweiten Satzes sinngemäß." 

7. § 8 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Die vorzeitige Abschreibung ist mit 40 vH, 
bei Kraftfahrzeugen mit 20 vH der Anschaffungs­
oder Herstellungskosten begrenzt. Sie kann nur 
insoweit in Anspruch genommen werden, als sie 
den Betrag der gemäß § 9 Abs. 2 und 3 aufzulösen­
den Investitionsrücklage(n) (steuerfreien Beträge) 
übersteigt. " 

8. § 9 Abs. 4 ,letzter Satz hat zu lauten: 

"Wertänderungen der nach dieser Bestimmung 
angeschafften Wertpapiere sind steuerlich nicht zu 
berücksichtigen." . 

9. § 12 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Eine Übertragung von Rücklagen (steuer­
freien Beträgen) gemäß Abs. 1 bis 3 ist nur auf sol­
che Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens zuläs­
sig, die für eine im Inland gelegene Betriebsstätte 
im Sinne des § 8 Abs. 1 angeschafft oder hergestellt 
werden. Eine Übt;rtragung auf Wertpapiere ist 
nicht zulässig. Eine Übertragung auf Beteiligungen 
ist nur zulässig, wenn das Unternehmen, an dem 
die Beteiligung erworben werden soll, Geschäftslei­
tung oder Sitz im Inland hat. Eine Übertragung auf 
Grund und Boden ist nur bei einer Gewinnermitt­
lung gemäß § 5 zulässig." 

9 a. Im § 13 tritt an die Stelle des Betrages von 
2 000 S der Betrag von 4 000 S. 

10. Dem §14 Abs. 1 ist folgender Satz anzufü­
gen: 

,,Als Abfertigungen im Sinne des ersten Satzes 
gelten auch Abfertigungen, die auf Grund gesetzli­
cher Anordnung an andere Personen gezahlt wer­
den müssen." 

11. Dem § 14 Abs. 8 ist folgender Satz anzufü­
gen: 

"Die Bestimmungen der Abs. 6 und 7 sind auch 
bei der Bildung von Pensionsrückstellungen für 
Personen anzuwenden, die nicht Arbeitnehmer 
sind." 

12. Am Ende des § 16 Abs. 1 Z 3 hat anstelle des 
Beistriches ein Punkt zu treten, folgender Satz ist 
anzufügen: 

"Solche Beiträge sind bei Einkünften, die den 
Anspruch auf den Pensionistenabsetzbetragvermit­
teln, nicht zu berücksichtigen," 

13. Dem § 16 Abs. 1 Z 4 ist anzufügen: 

"sowie Beiträge von Arbeitnehmern zu einer aus­
ländischen gesetzlichen Krankenversicherung, 
wenn eine Versicherungspflicht auf Grund der 
Höhe der Einkünfte nicht besteht," 

14. § 18 Abs. 1 Z 2 hat zu lauten: 

,,2. Beiträge une;! Versicherungsprämien zu einer 
freiwilligen Kranken-, Unfall- und Pensionsversi­
cherung, zu einer Lebensversicherung (Kapital­
oder Rentenversicherung) und zu freiwilligen Wit­
wen-, Waisen-, Versorgungs- und Sterbekassen, 
soweit diese Beiträge und Versicherungsprämien 
weder Betriebsausgaben noch Werbungskosten 
sind. Besteht der Beitrag (die Versicherungsprämie) 
in einer einmaligen Leistung, so kann der Erbringer 
dieser Leistung auf Antrag ein Zehntel des als Ein­
malprämie geleisteten Betrages durch zehn aufein­
anderfolgende Jahre als Sonderausgabe in 
Anspruch nehmen. Versicherungsprämien an solche 
Versicherungsunternehmen, die weder ihre 
Geschäftsleistung noch ihren Sitz im Inland haben, 
sind nur dann abzugsfähig, wenn diesen Unterneh-. 
men die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb im Inland 
erteilt ist. Bei Versicherungsverträgen auf den Erle­
bensfall ist für die Abzugsfähigkeit außerdem 
erforderlich, daß zwischen dem Zeitpunkt des Ver­
tragsabschlusses und dem Zeitpunkt des Anfallens 
der Versicherungssumme im Erlebensfall ein Zeit­
raum von mindestens fünfzehn Jahren liegt. Dieser 
Zeitraum verkürzt sich bei Steuerpflichtigen, die im 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses das 50. Lebens­
jahr vollendet haben, auf zehn Jahre, bei Steuer­
pflichtigen, die zum Zeitpunkt des Vertragsab­
schlusses das 46., nicht aber das 50. Lebensjahr voll­
endet haben, 'auf den Zeitraum bis zur Vollendung 
des 60. Lebensjahres. Eine Nachversteuerung der 
Versicherungsprämien hat zu erfolgen, wenn die 
Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag innerhalb 
von fünfzehn Jahren. seit Vertrags abschluß ganz 
oder' zum Teil abgetreten oder rückgekauft wer­
den. Dieser Zeitraum verkürzt sich bei Steuer­
pflichtigen, die im Zeitpunkt des Vertragsabschlus­
ses das 46. Lebensjahr vollendet haben, entspre­
chend den vorangegangenen Bestimmungen. Eine 
Nachversteuerung hat auch zu erfolgen, wenn 
innerhalb von acht Jahren seit Vertrags abschluß 
eine Vorauszahlung oder Verpfändung der Ansprü­
che aus dem Versicherungsvertrag erfolgt. Der 
Steuerpflichtige, im Falle des Rückkaufes, der Vor­
auszahlung oder Verpfändung durch das Versiche­
rungsunternehmen, hat die angeführten Tatsachen, 
die zu einer Nachversteuerung führen, dem Finanz­
amt ohne amtliche Aufforderung innerhalb eines 
Monats mitzuteilen. Eine Nachversteuerung erfolgt 
nicht, wenn die Ansprüche aus einer kurzen Able~ 
bensversicherung abgetreten oder verpfändet wur-
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den oder die Nachversteuerung bei den Erben vor­
zunehmen wäre oder der Steuerpflichtige nach­
weist, daß die angeführten Tatsachen durch wirt­
schaftliche Notlage verursacht sind," 

15. § 18 Abs. 1 Z 3 lit. a hat zu lauten: 

,,3. a) mindestens fünfzehnjährig gebundene 
Beträge, die vom Wohnungswerber zur Schaffung 
von Wohnraum an, gemeinnützige Bau-, Woh­
nungs- und Siedlungsvereinigungen oder an Verei­
nigungen, deren statutenmäßige Aufgabe die Schaf­
fung von Wohnungseigentum ist, sowie an Gebiets­
körperschaften geleistet werden, wobei es gleich­
gültig ist, ob der Wohnraum dem Wohnungswerber 
in Nutzung (Bestand) gegeben oder ob ihm eine 
Kaufanwartschaft eingeräumt wird. Ebenso ist es 
nicht maßgeblich, ob der Wohnungswerber bis zum 
Ablauf der fünfzehnjährigen Bindungszeit im Falle 
seines Rücktrittes einen Anspruch auf volle Erstat­
tung des Betrages hat oder nicht. Eine Nachver­
steuerung dieser Beträge hat insoweit zu erfolgen, 
als vor Ablauf von fünfzehn Jahren seit Vertrags ab­
schluß die geleisteten Beträge, ganz oder zum Teil 
rückgezahlt und nicht im Sinne dieser Ziffer ver­
wendet werden. Die im ersten Satz genannten Ver­
einigungen und Gebietskörperschaften sind ver­
pflichtet, die angeführten Tatsachen, die zu einer 
Nachversteuerung führen, dem Wohnsitzfinanzamt 
des Wohnungswerbers innerhalb eines Monats 
ohne amtliche Aufforderung mitzuteilen. Eine 
Nachversteuerung erfolgt nicht, wenn die Woh­
nung dem Wohnungswerber ins Eigentum (Eigen­
tumswohnung, Eigenheim) übertragen wird oder 
wenn der Vertrag durch den Tod des Wohnungs­
werbers aufgelöst wird," 

16. § 18 Abs. 1 Z 3 lit. d erster Satz hat zu lauten: 

"d) Aufwendungen für den Einbau von Wärme­
pumpen, die ausschließlich der Temperaturanhe­
bung der Nutzungsenergie dienen, Solaranlagen, 
Windenergieanlagen, Anlagen zur Wärmerückge­
winnung, Anlagen zur gemeinsamen Erzeugung 
von elektrischer Energie und Wärme bis zu einer 
Leistung von 1 MW (Gesamtenergieanlagen) und 
Anlagen zur ausschließlichen energetischen Nut­
zung der Biomasse, ausgenommen offene Kamine, 
in Wohnraum sowie bei bereitsfertiggestelltem 
Wohnraum Aufwendungen, die eine dem jeweili­
gen Stand der Technik entsprechende Erhöhung 
des Wärmeschutzes bewirken, Aufwendungen zur 
Verminderung des Energieverlustes oder des Ener­
gieverbrauches von Zentralheizungs- oder Warm­
wasseranlagen, weiters Aufwendungen für die 
Umstellung auf Fernwärmeversorgung, sofern die 
Fernwärme überwiegend durch Heizkraftwerke 
oder Abwärme erzeugt wird." 

17. Im § 18 Abs. 1 Z 6 tritt an die Stelle des 
Punktes ein Beistrich, als Z 7 wird neu angefügt: 

,,7. Zuwendungen an 
a) Universitäten, Kunsthochschulen und an die 

Akademie der bildenden Künste, deren 

Fakultäten, deren Institute und deren beson­
dere Einrichtungen, 

b) durch Bundesgesetz errichtete Fonds, die mit 
Aufgaben der Forschungsförderung betraut 
sind, 

c) die österreichische Akademie der Wissen-
schaften, ' 

d) juristische Personen, die im wesentlichen mit 
der Durchführung von für die österreichische 
Wissenschaft oder Wirtschaft maßgeblichen 
Forschungs- oder Lehraufgaben befaßt sind 
und an denen eine Gebietskörperschaft 
zumindest mehrheitlich beteiligt oder deren 
Tätigkeit nicht auf die Erzielung von Gewin­
nen gerichtet ist, 

zur Durchführung von Forschungs- und Lehrauf­
gaben sowie an die Österreichische Nationalbiblio­
thek und an Museen von Gebietskörperschaften. 
Bei Zuwendungen' an den unter lit. d genannten 
Empfängerkreis ist vom Spender durch eine 
Bescheinigung des Bundesministers für Wissen­
schaft und Forschung nachzuweisen, daß der Emp­
fänger der Zuwendung dem in lit. d genannten 
Empfängerkreis angehört und die Zuwendung zur 
Durchführung einer für die österreichische Wissen­
schaft oder Wirtschaft maßgeblichen Forschungs­
oder Lehraufgabe bestimmt ist. Für Unternehmun­
gen, die von den Bestimmungen des Energieförde­
rungsgesetzes 1979, BGB/. Nr.567, Gebrauch 
machen, gelten die vorstehenden Bestimmungen 
nicht." 

18. Dem § 20 Ptbs. 1 Z 4 sind folgende Satzteile 
anzufügen: 

"weiters Geld- und Sachzuwendungen, deren 
Gewährung oder Annahme mit gerichtlicher Strafe 
bedroht ist; solche Zuwendungen sind auch nach 
§ 18 oder § 34 nicht abzugsfähig," 

19. Die ersten beiden Sätze des § 20 a Abs. 3 
haben zu lauten:. 

,,(3) Die übrigen mit Personenkraftwagen, Kom­
binationskraftwagen und Krafträdern in Zusam­
menhang stehenden Betriebsausgaben sind bei 
Kraftfahrzeugen, deren Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten die in Abs. 1 angeführten Höchst­
beträge nicht übersteigen, in tatsächlicher Höhe zu 
berücksichtigen. Übersteigen die Anschaffungs­
oder Herstellungskosten eines Kraftfahrzeuges die 
in Abs. 1 angeführten Höchstbeträge, so sind die 
nachgewiesenen Betriebsausgaben, ausgenommen 
die Kosten für die Wartung und Reparatur durch 
dazu befugte Unternehmer, in dem Verhältnis zu 
kürzen, in dem die Anschaffungs- oder Herstel-

, lungskosten die Höchstbeträge übersteigen." 

20. Dem § 20 a Abs. 8 ist folgender Satz neu 
anzufügen: 

"Abweichend davon sind die Aufwendungen für 
überwiegend betrieblich genutzte Personenkraftwa­
gen, Kombinationskraftwagen und Krafträder, die 
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der Steuerpflichtige von einem zur gewerblichen 
Vermietung befugten Unternehmer mietet, unter 
sinngemäßer Anwendung des Abs. 3 abzusetzen." 

21. § 22 Abs: 1 Z 2 hat zu lauten: 

,,2. Einkünfte aus sonstiger selbständiger Arbeit, 
zum Beispiel Vergütungen für die Vollstreckung 
von Testamenten, für Vermögensverwaltung und 
für die Tätigkeit als Aufsichtsratmitglied. Einkünfte 
aus sonstiger selbständiger Arbeit sind stets die 
Gehälter und sonstigen Vergütungen jeder Art, die 
von einer Kapitalgesellschaft an wesentlich Betei­
ligte für ihre sonst alle Merkmale eines Dienstver­
hältnisses (§ 47 Abs. 3) aufweisende Beschäftigung 
gewährt werden. Eine Person ist dann wesentlich 
beteiligt, wenn ihr Anteil am Grund- oder Stamm­
kapital der Gesellschaft in einem Zeitpunkt des 
Veranlagungszeitraumes mehr als 25 vH beträgt. 
Die Beteiligung durch Vermittlung eines Treuhän­
ders oder einer Gesellschaft steht einer unmittelba­
ren Beteiligung gleich. Einkünfte aus sonstiger selb­
ständiger Arbeit sind auch die Gehälter und sonsti­
gen Vergütungen jeder Art, die für eine ehemalige 
Tätigkeit einer Person gewähriwerden, die in 
einem Zeitraum von zehn Jahren vor Beendigung 
ihrer Tätigkeit durch mehr als die Hälfte des Zeit­
raumes ihrer Tätigkeit wesentlich beteiligt war." 

22. Nach § 23 ist folgender § 23 a einzufügen: 

"Verluste bei beschränkter Haftung 

_ § 23 a. (1) Verluste eines Kommanditisten auf 
Grund seiner Beteiligung an der Kommanditgesell­
schaft sind nicht ausgleichsfähig, soweit ein negati­
ves Kapitalkonto entsteht oder sich erhöht. Die 
nicht ausgleichsfähigen Verluste mindern die 
Gewinne, die dem Kommanditisten in späteren 
Wirtschaftsjahren auf Grund seiner Beteiligung an 
der Kommanditgesellschaft zuzurechnen sind. 
Diese Gewinne und Verluste sind unter Berücksich­
tigung besonderer Vergütungen und Aufwendun­
gen des Kommanditisten zu ermitteln. 

(2) Scheidet ein Kommanditist mit negativem 
Kapitalkonto gegen Abfindung in Geld- oder Sach­
werten aus der Kommanditgesellschaft aus, so ist 
der Veräußerungsgewinn unter Beachtung der V or­
schrift des § 24 zu ermitteln. Scheidet der Kom­
manditist ohne Abfindung aus, so gilt der Betrag 
des negativen Kapitalkontos, den er nicht auffüllen 
muß, abzüglich allfälliger Veräußerungskosten als 
Veräußerungsgewinn im Sinne des § 24. 

(3) Abs. I, und 2 gelten sinngemäß für stille 
Gesellschafter, die als Mitunternehmer anzusehen 
sind, sowie für andere Mitunternehmer, deren 
Rechtsstellung auf Grund gesellschaftsvertraglicher 
Sonderbestimmung der eines Kommanditisten ver­
gleichbar ist." 

23. § 25 Abs. 1 Z 1 hat zu lauten: 

,,1. Alle Bezüge und Vorteile aus einem beste­
henden oder früheren Dienstverhältnis. Als Bezüge 

und Vorteile aus einem bestehenden oder früheren 
Dienstverhältnis gelten Bezüge und Vorteile von 
Personen, die an Kapitalgesellschaften nicht 
wesentlich im Sinne des § 22 Abs. 1 Z 2 beteiligt 
sind, auch dann, wenn bei einer sonst alle Merk­
male eines Dienstverhältnisses (§ 47 Abs. 3) aufwei­
senden Beschäftigung die Verpflichtung, den Wei­
sungen eines anderen zu folgen, auf Grund gesell­
schaftsvertraglicher Sonderbestimmung fehlt," 

24. § 33 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Die Einkommensteuer von dem zu ver­
steuernden Einkommen beträgt jährlich 
für die ersten 50000 S ............. 21 vH 
für die weiteren ·50 000 S ............ 27 vH 
für die weiteren 50000 S ............ 33 vH 
für die weiteren 50000 S ............ 39 vH 
für die weiteren 50000 S ............ 45 vH 
für die weiteren 50 000 S ............ 51 vH 
für die weiteren 200 000 S ............ 55 vH 
für die weiteren 500 000 S ............ 58 vH 
für die weiteren 500 000 S ............ 60 vH 
für alle weiteren Beträge .............. 62 vH." 

25. § 33 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Dem Steuerpflichtigen steht ein allgemeiner 
Steuerabsetzbetrag" in Höhe von 4800 S jährlich 
zu. Ab der Veranlagung 1983 beträgt der allge­
meine Steuerabsetzbetrag 5 100 S jährlich." 

26. Dem § 33 Abs.4 werden folgende Unterab­
sätze angefügt: 

"Der Absetzbetrag steht auch jedem Alleinerhal­
ter mit mindestens einem Kind im Sinne des § 119 
zu. Alleinerhalter ist jeder Steuerpflichtige, der zu 
Beginn des Veranlagungszeitraumes oder minde-

. stens vier Monate im Veranlagungs zeitraum von 
seinem Ehegatten dauernd getrennt lebt oder nicht 
verheiratet ist und nicht dauernd in eheähnlicher 
Gemeinschaft lebt, sofern er für sich entweder 
keine Unterhaltsleistungen oder solche von insge­
samt nicht mehr als 10 000 S jährlich erhält. Den 
Unterhaltsleistungen gleichzuhalten sind Einkünfte 
aus Versorgungsleistungen nach dem verstorbenen 
Ehegatten, die der Steuerpflichtige neben andere~ 
Einkünften von mehr als 10 000 S jährlich erhäk. 

Ab der Veranlagung 1983 beträgt der Allein~er-,," 
dienerabsetzbetrag 3900 S jährlich." 

27. § 33 Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Bezieht der Steuerpflichtige Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit, die im Wege des Steuer­
abzuges vom Arbeitslohn zu erfassen sind, so steht 
ihm ein Arbeitnehmerabsetzbetrag in Höhe von 
3500 S zu. Ab der Veranlagung 1983 beträgt der 

, Arbeitnehmerabs'etzbetrag 4 000 S jährlich." 

28. Dem § 33 Abs. 6 ist folgender letzter Satz 
anzufügen: 

"Ab der Veranlagung 1983 beträgt der Pensioni­
stenabsetzbetrag 2 400 S jährlich." 
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29. Dem § 37 Abs. 1 ist folgender l~tzter Satz 
anzufügen: 

,,Auf Einkünfte, die unter die Bestimmung des 
§ 67 fallen, ist der ermäßigte Steuers atz nicht anzu­
wenden." 

30. Im § 39 hat der Abs. 3 und im § 41 der Abs. 5 
zu entfallen. . 

31. § 57 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Dem Arbeitnehmer steht em allgemeiner 
Steuerabsetzbetrag in Höhe von 4800 S jährlich 
zu. Für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 
31. Dezember 1982 enden, beträgt der allgemeine 
Steuerabsetzbetrag 5 100 S jährlich." 

32. Dem § 57 Abs. 2 werden folgende Unterab­
sätze angefügt: 

"Der Absetzbetrag steht auch jedem Alleinerhal­
ter mit mindestens einem Kind im Sinne des § 119 
zu. Alleinerhalter ist jeder Arbeitnehmer, der von 
seinem Ehegatten dauernd getrennt lebt oder nicht 
verheiratet ist und nicht dauernd in eheähnlicher 
Gemeinschaft lebt, sofern er für sich entweder 
keine Unterhaltsleistungen oder solche von insge­
samt nicht mehr als 10000 S jährlich erhält. Den 
Unterhaltsleistungen gleichzuhalten sind Einkünfte 
aus Versorgungs leistungen nach dem verstorbenen 
Ehegatten, die der Steuerpflichtige neben anderen 
Einkünften von mehr als 10 000 S jährlich erhält. 

Für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 
31. Dezember 1982 enden, beträgt der Alleinverdie­
nerabsetzbetrag 3 900 S jährlich." 

33. § 57 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Dem Arbeitnehmer steht ein Arbeitnehmer­
absetzbetrag in Höhe von 3 500 S jährlich zu. Für 
Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. Dezem­
ber 1982 enden, beträgt der Arbeitnehmerabsetzbe­
trag 4 000 S jährlich." 

34. Im § 57 Abs. 4 ist folgender zweiter Satz ein­
zufügen, der bisherige zweite Satz wird zum dritten 
Satz: 

"Für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 
31. Dezember 1982 enden, beträgt der Pensioni­
stenabsetzbetrag 2 400 S jährlich." 

35. § 58 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten: 

,,(1) Wurde auf der Lohnsteuerkarte eines 
Arbeitnehmers kein Alleinverdienerabsetzbetrag 
eingetragen oder wurde dieser gestrichen, weil die 
andere Person Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3 
bzw. der Alleinerhalter Unterhalts- oder Versor­
gungsleistungen oder andere Einkünfte bezog, lie­
gen aber die Voraussetzungen des § 57 Abs. 2 vor, 
so ist auf Antrag auf der Lohnsteuerkarte der 
Alleinverdienerabsetzbetrag zu bescheinigen .. " 

35 a. Im § 62 Abs. 4 hat die Z 2 zu lauteIl: 

,,2. wern die Sonderausgaben im Sinne des § 18 
Abs. 1 Z 1 bis 3 den Jahrespauschbetrag gemäß § 18 
Abs. 3 übersteigen, der übersteigende Betrag bzw. 
Sonderausgaben im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 6 und 
7, 

36. Im § 67 Abs. 1 tritt im vorletzten Satz anstelle 
des Betrages von 130 S der Betrag von 150 S. 

37. Im § 68 Abs.2 lit. c und § 68 Abs.3 Z 3 ist 
der Klammerausdruck ,,(§ 3 des Kollektivvertrags­
gesetzes, BGBI. Nr. 76/1947)" durch den Klam­
merausdruck ,,(§ 4 des Arbeitsverfassungsgesetzes, 
BGBI. Nr. 22/1974)" zu ersetzen. 

38. Im § 72 Abs. 1 ist nach der Z 6 folgender 
Unterabsatz einzufügen: 

"B.ei Pensionisten mit Dauerlohnsteuerkarte hat 
die bezugsauszahlende Stelle den Jahresausgleich 
ohne AntragsteIlung durchzuführen." 

39. Im § 72 Abs. 2 hat die Z 1 zu lauten: 

,,1. vom Arbeitgeber bis 30. September des 
Kalenderjahres der zeitgerechten AntragsteIlung, 
wenn der Arbeitnehmer nur von ein und demselben 
Arbeitgeber während des ganzen Kalenderjahres 
Arbeitslohn erhalten hat und die Voraussetzungen 
des Abs. 1 Z 2 bis 5 gegeben waren; der Arbeitge­
ber ist verpflichtet, den Jahresausgleich auch für 
Arbeitnehmer durchzuführen, die infolge Pr1tsenz­
dienstleistung, Krankheit oder Karenzurlaub für 
bestimmte. Lohnzahlungszeiträume des Kalender­
jahres keinen Arbeitslohn erhalten haben," 

40. § 72 Abs. 3 letzter Satz hat zu lauten: 

"Zur Durchführung des Jahresausgleiches haben 
die Arbeitgeber dem jeweiligen Wohnsitzfinanzamt 
ohne Aufforderung bis zum 31. März des folgen­
den Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) für jene 
Arbeitnehmer zu übergeben, die keine oder eine 
Erste (Zweite usw.) Lohnsteuerkarte vorgelegt 
haben." 

41. § 106 Abs. 2 Z 4 hat zu lauten: 

. ,,4. in allen übrigen Fällen sowie bei Zusammen­
treffen von Körperbehinderungen verschiedener 
Art das Gesundheitsamt, im Bereich der Stadt Wien 
der Amtsarzt des jeweiligen Bezirkspolizeikommis­
sariates." 

42. Im § 106 Abs. 3 hat der letzte Satz zu entfal­
len. 

43. § 108 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,(1) Leistet ein unbeschränkt Steuerpflichtiger 
(§ 1 Abs. 1) Beiträge an eine Bausparkasse, die ihre 
Geschäftsleitung oder ihren Sitz im Inland hat, so 
wird ihm auf Antrag Einkommensteuer (lohn­
steuer) erstattet. Die Erstattung erfolgt mit einem 
Pauschbetrag in Höhe von 13 vH des Gesamtbetra­
ges, der auf Grund der im jeweiligen Kalenderjahr 
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tatsächlich geleisteten Zahlung und der Steuer­
erstattung gutgeschrieben w~rd, wobei der Anteil 
der tatsächlichen Zahlung 87 vH zu betragen hat. 
Die Erstattung steht dem Steuerpflichtigen nur für 
jeweils einen Bausparvertrag zu. 

(2) Die Einkommensteuer (Lohnsteuer) darf dem 
Steuerpflichtigen nur bis zu, einer Bemessungs­
grundlage im Sinne des Abs. 1 zweiter Satz von 
8 000 S jährlich erstattet' werden. Diese 
Bemessungsgrundlage erhöht sich für den unbe­
schränkt steuerpflichtigen Ehegatten und für jedes 
Kind im Sinne des § 119 um je 8 000 S jährlich, 
sofern diesen Personen nicht im selben Kalender­
jahr auf Grund ~iner eigenen Abgabenerklärung 
(Abs. 3 erster Satz) Erstattungsbeträge zustehen 
oder sofern diese Personen nicht im selben Kalen­
derjahr in der Abg'abenerklärung (Abs.3) eines 
anderen Steuerpflichtigen für die Erhöhung der 
Bemessungsgrundlage zu berücksichtigen sind. 
Ehegatten und Kinder, für die dem Steuerpflichti­
gen in einem Kalenderjahr Erhöhungsbeträge 
zustehen, dürfen im selben Kalenderjahr keine Ein­
kommen(Lohn)steuererstattung geltend machen. 
Sie können jedoch erklären, daß die im Rahmen 
des betreffenden Bausparvertrages für sie geltend, 
gemachten Erhöhungsbeträgedem Steuerpflichti­
gen ab dem folgenden Kalenderjahr nicht mehr 
zustehen sollen. Diese Erklärung ist auf dem amtli­
chen Vordruck in zweifacher Ausfertigung bis 
30. November bei der Abgabenbehörde im Wege 
jener Bausparkasse abzugeben, mit der der Steuer­
pflichtige den betreffenden Bausparvertrag abge­
schlossen hat. Für Personen, die eine solche Erklä­
rung abgeg~ben haben, stehen dem Steuerpflichti­
gen Erhöhungsbeträge ab dem folgenden Kalender­
jahr nicht mehr zu. Die Bausparkasse 'ist verpflich­
tet, binnen zwei Wochen den Steuerpflichtigen 
durch Übermittlung der zweiten Erklärungsausfer­
tigung vom Wegfall der Erhöhungsbeträge zu ver­
ständigen. Eine Mitteilungspflicht im Sinne des 
Abs. 4 vorle,tzter 'Satz besteht nicht. 

Im Kalenderj ahr der Auflösung des Vertrages 
dürfen die in der Abgabenerklärung für die Erhö­
hung der Bemessungsgrundlage berücksichtigten 
Personen abweichend von den Bestimrriungen des 
zweiten und dritten Satzes nach erfolgter Vertrags­
auflösung insoweit eine Einkommen(Lohn)steuer­
erstattung geltend machen, als eine Einkom­
men(Lohn)steuererstattung nicht im Rahmen des 
aufgelösten Vertrages für sie in Anspruch genom­
men wurde. Die im Jahr der Auflösung des Vertra­
ges geltend gemachte Einkommen(Lohn)steuerer­
stattung ist dabei gleichmäßig auf den Steuerpflich­
tigen und die mitberücksichtigten Personen aufzu­
teilen. Im Kalenderjahr der Auflösung des Vertra­
ges steht die Erstattung vor Ablauf von sechs Jah­
ren seit Vertragsabschluß nur für so viele Zwölf tel 
der Bemessungsgrundlage zu, als volle Kalender­
monate bis zur Rückzahlung des Guthabens oder 
von Teilen desselben vergangen sind, sofern der 

Antrag auf Vertragsabschluß nach dem 30. Juni 
1981 gestellt wurde." 

44. § 108 Abs. 6 vierter Satz hat zu lauten: 

"Erfolgt die Rückzahlung oder Sicherstellung im 
Sinne des ersten Satzes erst nach Ablauf von sechs 
Jahren seit Vertrags abschluß, so erstreckt sich die 
Mitteilungspflicht nur auf jene Beiträge, die nach 
diesem Zeitpunkt im Kalenderjahr der Rückzah­
lung oder Sicherstellung als Grundlage einer 
Steuererstattung geleistet wurden, und auf die 
erstattete Steuer selbst." 

45. § 108 Abs. 10 zweiter Satz hat zu lauten: 
I 

"Dies gilt auch, wenn der Steuerpflichtige nach 
Ablauf von sechs Jahren seit Vertragsabschluß in 
einem der folgenden Kalenderjahre keine Beiträge 
mehr geleistet hat." 

46. Dem § 108 EStG ist folgender Abs. 11 anzu­
fügen: 

,,(11) Der Bundesminister für Finanzen kann bei 
einer Änderung des allgemeinen Zinsniveaus, i~sbe­
sondere der Habenzinssätze lind des Nominalzins­
satzes der Bundesanleihe, mit Beginn eines Kalen­
derjahres den Hundertsatz für die Erstattung von 
Einkommen- bzw. Lohnsteuer für die ab 7. Septem­
ber '1979 abgeschlossenen Verträge mit einer Lauf­
zeit von sechs Jahren innerhalb einer Bandbreite 
von 4 vH unter bzw. über' dem Nominalzinssatz 
der zuletzt aufgelegten Bundesanleihe durch Ver­
ordnung, erforderlichenfalls auch rückwirkend, neu 
festsetzen. " 

47. § 113 Abs. 2 und 3 haben zu lauten: 

,,(2) Bestand der Beitrag (die Versicherungsprä­
mie) in einer einmaligen Leistung, die vor dem 
1. Jänner 1982 erbracht wurde, so kann der Erbrin­
ger dieser Leistung die restlichen Zwanzigstel des 
als· Einmalprämie geleisteten Betrages auch für 
Zeiträume nach dem 31. Dezember 1981 nach 
Maßgabe der Höchstbeträge des § 18 Abs. 2 Z 4 
geltend machen. 

(3) Abweichend von der Bestimmung des § 18 
Abs. 1 Z 3 lit. a beträgt die Bindungsfrist für Bei­
träge, die vor dem 1. Jänner 1982 geleistet wurden, 
fünf Jahre." 

. 48. Im § 114 hat der Abs. 3 zu lauten und werden 
als Abs. 4 und 5 angefügt: ' 

,,(3) Abweichend von der Bestimmung des § 108 
Abs. 1 erfolgt die Steuererstattung für Beiträge, die 
innerhalb von fünf Jahren seit Vertragsabschluß 
geleistet werden, mit einem Pauschbetrag in Höhe 
von 10 vH des Gesamtbetrages, der auf Grund der 
im jeweiligen Kalenderjahr geleisteten Zahlungen 
und der Steuererstattung gutgeschrieben wird, 
wobei der Ant~il der tatsächlich geleisteten Zah­
lung 90 vH zu betragen hat, sofern der Antrag auf 
Vertr:tgs:tbschluG nach dem 6. September 1979 und 
vor dem 1. Juli 1981 gestellt wurde. 
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(4) Für Bausparverträge, für die der Antrag auf 
Vertragsabschluß nach dem 6. September 1979 und 
vor dem 1. Juli 1981 gestellt wurde, tritt an die 
Stelle des im § 108 Abs.6 und 10 genannten Zeit­
raumes von sechs Jahren ein Zeitraum von fünf 
Jahren, sofern nicht eine Erklärung im Sinne des 
Abs. 5 abgegeben wurde. 

(5) Abweichend von den Bestimmungen des 
Abs. 3 erfolgt die Steuererstattung mit einem 
Pauschbetrag in Höhe von 13 vH des Gesamtbetra­
ges, der auf Grund der im jeweiligen Kalenderjahr 
tatsächlich geleisteten Zahlung und der Steuer­
erstattung gutgeschrieben wird, wobei der Anteil 
der tatsächlich geleisteten Zahlung 87 vH zu betra­
gen hat, wenn. der Antrag auf Vertragsabschluß 
nach dem 6. September 1979 und vor dem 1. Juli 
1981 gestellt wurde und der Steuerpflichtige der 
Bausparkasse gegenüber vor dem 1. Juli 1982 
erklärt, den Bausparvertrag nicht vor Ablauf von 
sechs Jahren seit Vertragsabschluß aufzulösen, erst­
mals für das Kalenderjahr der Abgabe dieser Erklä­
rung." 

49. Im § 123 Abs. 1 haben die ersten beiden Sätze 
zu lauten: 

,,( 1 ) Von Forderungen aus Ausfuhrumsätzen 
kann in den Vermögensübersichten (Bilanzen), in 
denen sie erstmals auszuweisen sind, eine pauschale 
Teilwertabschreibung'vorgenommen werden. Diese 
Teilwertabschreibung beträgt für die im Kalender­
jahr 1973 angeschafften Forderungen 5 vH, für die 
in den Kalenderjahren 1974 bis 1976 angeschafften 
Forderungen 10 vH und für die in späteren Kalen­
derjahren angeschafften Forderungen 15 vH der 
Anschaffungskosten (des Forderungsnennbetra-
ges)." . 

Artikel 11 

Soweit Verluste eines Kommanditisten oder 
eines Gesellschafters im Sinne des § 23a Abs. 3 vor 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes einem anderen 
Gesellschafter zugerechnet worden sind, gilt fol­
gendes: 

Bis zum Betrag der dem anderen Gesellschafter 
zugerechneten Verluste sind in späteren Wirt­
schaftsjahren Gewinne des Kommanditisten oder 
des Gesellschafters im Sinne des § 23 a Abs. 3 auf 
Grund - der Beteiligung an der Gesellschaft dem 
anderen Gesellschafter zuzurechnen. 

ArtikeilII 

1. Die Bestimmungen des Art. I Z 1 bis 5, 8, 9, 13 
bis 18 und 21 bis 42 sind anzuw\!nden, 

a) wenn die Einkommensteuer veranlagt wird, 
erstmalig bei der Veranlagung für das Kalen­
derjahr 1982, 

b) wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
durch Abzug eingehoben oder durch Jahres­
ausgleich festgesetzt wird, für Lohnzahlungs­
zeiträume, die nach dem 31. Dezember 1981 
enden. 

2. Die Bestimmungen des Art. I Z 6 sind erstma­
lig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1973 
anzuwenden. Sind Veranlagungen für Zeiträume, 
die in den Anwendungsbereich der Bestimmung des 
Art. I Z 6 fallen, im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes bereits durch einen Bescheid 
abgeschlossen, so kann die Abgabenbehörde das 
Verfahren wiederaufnehmen. Dem Antrag einer 
Partei auf Wiederaufnahme eines solchen Verfah­
rens ist stattzugeben, wenn der Antrag spätestens 
bis zum 31. Dezember 1982 eingebracht wird. Die 
Abgabenbehörde - hat im wiederaufgenommenen 
Verfahren den Gewinn für das der Ermittlung bis­
her zugrunde gelegte Wirtschaftjahr unter Beach­
tung der Bestimmung des Art. I Z 6 zu ermitteln. 
Andere Änderungen der ursprünglichen Sachent­
scheidung sind nicht zulässig. Im übrigen sind die 
Bestimmungen der Bundesabgabenordnung über 
die Wiederaufnahme des Verfahrens sinngemäß 
anz~wenden. 

Der Eintritt der Verjährung steht Maßnahmen 
gemäß den §§ 295, 296 BAO, die auf Grund einer 
Wiederaufnahme des Verfahrens im vorstehenden 
Sinn erforderlich werden, nicht entgegen. Im Rah­
men von Maßnahmen gemäß den §§ 295, 296 BAO 
ist eine Änderung der ursprünglichen Sachentschei­
dung nur in jenem Umfang zulässig, in dem der 
Feststellungs- oder Einkommensteuerbescheid 
abgeändert worden ist. 

3. Die Bestimmungen des Art. I Z 7 sind erstmals 
auf Anschaffungs- oder Herstellungsvorgänge nach 
dem 31. Dezember 1981 anzuwenden. Wird die 
Investitionsbegünstigung von den auf die einzelnen 
Jahre der Herstellung entfallenden Teilbeträgen 
der Herstellungskosten vorgenommen, ist die 
Bestimmung erstmals auf jene Teilbeträge der Her­
stellungskosten anzuwenden, die Zeiträume nach 
dem 31. Dezember 1981 betreffen. Bei einem vom 
Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr sind 
bei Ermittlung des Ausmaßes der höchstzulässigen 
Investitionsbegünstigung die Teilbeträge der im 
Wirtschaftsjahr 1981/82 angefallenen Herstel­
lungskosten entsprechend der Dauer der Herstel­
lung im Wirtschaftsjahr verhältnismäßig. auf den 
Zeitraum vor dem 1. Jänner 1982 und nach dem 
31. Dezember 1981 aufzuteilen, angefangene 
Monate sind hiebei als volle Monate zu rechnen. 

4. Die Bestimmungen des Art. I Z 9 a sind erst­
mals auf Anschaffungs- oder Herstellungsvorgänge 
nach dem 31. Dezember 1981 anzuwendc;n. 

5. Die Bestimmungen des Art. I Z 10 sind erstma­
lig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1973 
anzuwenden. Wurde für solche Personen eine 
Rücklage bisher nicht gebildet, dann ist die Rück-
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lage zu Lasten des Gewinnes für das Wirtschafts­
jahr 1982 (1981182) zu bilden. 

6. Die Bestimmung des Art. l Z 11 ist 'erstmalig 
bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1978 
anzuwenden. Hat der Steuerpflichtige gemäß 
Abschnitt I Art. IV Z 2 des 2. Abgabenänderungs­
gesetzes 1977, BGBI. Nr. 645, von den Bestimmun­
gen des Abschtlittes I Art. I Z 4 und Art. 11 bereits 
in der Schlußbilanz des Wirtschaftsjahres 1977 
(1976/77) Gebrauch gemacht, dann ist die Bestim­
mung des Art. I Z 11 erstmalig bei der Veranlagung 
für das Kalenderjahr 1977 anzuwenden. 

7. Die Bestimmungen des Art. I Z 12 sind anzu­
wenden, 

a) wenn die Einkommensteuer veranlagt wird, 
erstmalig bei der Veranlagung für das Kalen­
derjahr 1983, 

b) wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
durch Abzug eingehoben oder durch Jahres­
ausgleich festgesetzt wird, für Lohnzahlungs­
zeiträume, die nach dem 31. Dezember 1982 
enden. 

8. Die Bestimmungen des Art. I Z 19 und 20 sind 
erstmalig ab der Veranlagung 1982 anzuwenden. 
Bei einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirt­
schaftsjahr sind diese Bestimmungen erstmalig auf 
Betriebsausgaben sowie auf Vorgänge im Sinne des 
§ 20 a Abs. 5 anzuwenden, die in das Kalenderjahr 
1982 fallen. 

9. In Art. I Z 43 ist die Bestimmung des § 108 
Abs. 2 für Zeiträume nach dem 31. Dezember 1981 
anzuwenden. 

ABSCHNITT 11 

K ö r per s c haft s t e u erg e set z 1966 

Artikel I 

Das Körperschaftsteuergesetz 1966, BGBI. 
Nr. 156, in der Fassung der Bundesgesetze BGBI. 
Nr.44/1968, 278/1969, 44111972, 17/1975, 
636/1975 und 645/1977 wird wie folgt geändert: 

1. Im § 8 Abs. 4'lit. a, § 10 Abs. 1 lit. a und § 22 
Abs. 4 Z 1 tritt jeweils an die Stelle des Aus­
druckes "Pfandbriefstelle der österreichischen 
Landeshypothekenanstalten" der Ausdruck 
"Pfandbriefstelle der österreich ischen Landes­
hypothekenbanken" . 

2. Im § 8 Abs. 4 lit. a, § 10 Abs. 1 lit. a und im 
§ 22 Abs. 4 Z 2 tritt jeweils an die Stelle des 
Klammerausdruckes ,,(Sparkassenverwal­
tungsgesetz, BGBI. Nr. 296/1935)" der Klam­
merausdruck ,,(Sparkassengesetz, BGBI. 
Nr.64/1979)". 

3. § 5 Abs. 1 Z 3 hat zu lauten: 

,,3. Kreditunternehmungen, deren genehmigter 
Geschäftsgegenstand ,ausschließlich in der Über­
nahme von Bürgschaften und sonstigen Haftungen 

für Kredite und Darlehen mit oder ohne Gewäh­
rung von nicht rückzahlbaren Zinsenzuschüssen 
sowie in der Durchführung allfälliger sonstiger 
Zuschußaktionen des Bundes oder eines Landes 
besteht, wenn folgende weitere vier Voraussetzun­
gen zutreffen: 

a) 'Die Kreditunternehmung darf keinen 
Gewinn erstreben; ihre Eigentümer (Anteils­
eigner) dürfen keine Ge~innanteile oder son­
stige Zuwendungen aus Mitteln der Kredit­
unternehmung erhalten, 

b) die Kreditunternehmung darf keine Person 
durch Verwaltungsausgaben, die dem Zweck 
,der Körperschaft fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen (V or­
stands- oder Geschäftsführergehälter oder 
Aufsicht.sratsvergütungen) begünstigen, 

c) bei Auflösung der Kreditunternehmung dür­
fen die Eigentümer (Anteilseigner) nur so viel 
von ihren eingezahlten Kapitalanteilen ' 
zurückerhalten, als diese zur Deckung von 
Verlusten von im Zeitpunkt der Auflösung 
bestehenden Verpflichtungen aus Bürgschaf­
ten und sonstigen Haftungen nicht mehr 
benötigt werden; das restliche Vermögen der 
Kreditunternehmung darf sodann nur im 
Rahmen des genehmigten Geschäftsgegen­
standes verwendet werden;" 

4. § 5 Abs. 1 Z 6 hat zu lauten: 

,,6. Körperschaften, Persenenvereinigungen und 
Vermögens massen, die nach der Satzung, Stiftung 
oder sonstigen Verfassung und nach ihrer tatsächli­
chen Geschäftsführung ausschließlich und unmittel­
bar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecken dienen, nach Maßgabe der Vorschriften 
der §§ 34 bis 47 der Bundesabgabenordnung, BGBI. 
Nr. 194/1961;" 

5. § 16 Z 5 hat zu lauten: 

,,5. Geld- und Sachzuwendungen, deren Gewäh­
rung oder Annahme mit gerichtlicher Strafe 
bedroht ist; solche Zuwendungen sind auch nach 
§ 18 des Einkommensteuergesetzes nicht abzugsfä­
hig, weiters die Aufwendungen zu gemeinnützigen, 
mildtätigen, kirchlichen und ähnlichen Zwecken." 

6. a) § 22 Abs. 6 hat zu lauten: 

,,(6) Bei Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögens massen im Sinne des § 5 Abs. 1 Z 6 
ist vor Anwendung der Steuersätze ein Betrag in 
Höhe der Einkünfte aus wirtschaftlichen Geschäfts­
betrieben gemäß § 45 Abs. 1 der Bundesabgaben­
ordnung, höchstens jedoch ein Betrag von 
80 000 S, abzuziehen." 

b) Der bisherige Abs. 6 erhält die Bezeichnung 
Abs.7. 

Artikel 11 
Die Bestimmungen des .\n, I /J, 5 und 6 sind 

erstmalig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 
1982 anzuwenden. 
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ABSCHNITT III 

Ge wer be s t e u erg e set z 1953 

Artikel I 

Das Gewerbesteuergesetz 1953, BGBI. 
Nr. 211954, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBI. Nr.19111954, 59/1955, 303/1959, 
194/1961, 160/1966, 2/1967, 44/1968, 278/1969, 
439/1969, 374/1971, 442/1972, 17/1975, 
320/1977,645/1977,572/1978 und 563/1980 und 
der Kundmachungen BGBI. Nr.1111961, 
266/1963 und 265/1964 wird wie folgt geä'ndert: 

1. Im § 2 Z 4 und im§. 26 Abs. 4 tritt jeweils an 
die Stelle des Klammerausdruckes ,,(Sparkassenver­

'waltungsgesetz, BGBI. Nr. 296/1935)" der Klam­
merausdruck ,,(Sparkassengesetz, BGBI. 
Nr.64/1979)". 

2. Im § 2 Z 11 tritt an die Stelle des Punktes ein 
Strichpunkt und ist als Z 12 anzufügen: 

,,12. Kreditunternehmungen im Sinne des § 5 
Abs. 1 Z 3 des Körperschaftsteuergesetzes. " 

3. § 7 Z 1 hat zu lauten: 

,,1. Zinsen sowie nominelle Mehrbeträge auf 
Grund einer Wertsicherung für Schulden, die wirt­
schaftlich mit der Gründung oder dem Erwerb des 
Betriebes (Teilbetriebes ) oder eines Anteiles am 
Betrieb oder mit einer Erweiterung oder Verbesse­
rung des Betriebes zusammenhängen oder der nicht 
nur vorübergehenden Verstärkung des Betriebska­
pitals dienen. Die Hinzurechnung wird nur inso­
weit vorgenommen, als die Zinsen und Wertsiche­
rungsbeträge insgesamt 10 000 S übersteigen. Bei 
Kreditinstituten, die geschäftsmäßig Geldbeträge 
annehmen und abgeben, gelten hereingenommene 
Gelder, Darlehen und Anleihen nur insoweit als 
Dauerschulden, als der Ansatz der zum Anlagever­
mögen gehörigen Betriebsgrundstücke(einschließ­
lieh Gebäude) und dauernden Beteiligungen das 
Eigenkapital übersteigt. Kreditinstitute sind Unter­
nehmungen, die Bank- und Sparkassengeschäfte im 
Inland betreiben, einschließlich der Girokassen, 
Giroverbände, Girozentralen und sonstigen Ein­
richtungen, welche dem Abrechnungsverkehr die­
nen. Nicht als Dauerschulden im Sinne des ersten' 
Satzes gelten Darlehen, die von Fonds gewährt 
werden, die durch Bundesgesetz errichtet und mit 
Aufgaben der Forschungsförderung betraut sind, 
sowie Darlehen, die vom Bund für Forschungs­
zwecke gewährt werden. Nicht als Dauerschulden 
im Sinne des ersten Satzes gelten auch Schulden 
zur Finanzierung von Ausfuhrumsätzen gemäß 
§ 123 des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBI. 
Nr. 440, soweit dafür der Bundesminister für 
Finanzen namens des Bundes eine Haftung nach 
dem Ausfuhrförderungsgesetz 1964, BGBI. 
Nr. 200, bzw. nach dem Ausfuhrf@rderungsgesetz 
1981, BGBI. Nr. 215, übernommen hat, sowie jene 
Schulden zur Finanzierung von Ausfuhrumsätzen 

der genannten Art, die aus. Mitteln der Export­
fonds-Gesellschaft mit beschränkter Haftung refi­
nanziert werden. Übersteigen bei Betrieben des 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes die Dau­
erschulden 80 vH des Einheitswertes der Betriebs­
grundstücke, so ist auf Antrag insoweit von einer 
Hinzurechnung abzusehen;" 

4. § 7 Z 3 hat zu lauten: 

,,3. die Gewinnanteile des stillen Gesellschafters, 
nominelle Mehrbeträge auf Grund einer Wertsiche­
rung der Einlage des stillen Gesellschafters sowie 
Gehälter und sonstige Vergütungen jeder Art, die 
für eine Beschäftigung des stillen Gesellschafters im 
Betrieb gewährt worden sind. Dies gilt nicht, wenn 
diese Beträge beim Empfänger zur Steuer nach dem 
Gewerbeertrag heranzuziehen sind;" 

5. § 7 Z 6 hat zu lauten: 

,,6. Gehälter und sonstige Vergütungen jeder 
Art, die von. einem im §.1 Abs. 2 Z 2 und Abs. 4 
bezeichneten Unternehmen an wesentlich Beteiligte 
für eine Tätigkeit im Betrieb gewährt worden sind. 
Unter wesentlich Beteiligten sind natürliche Perso­
nen zu verstehen. Eine Person ist an einern Unter­
nehmen wesentlich beteiligt, wenn sie zu mehr als 
einem Viertel beteiligt ist. Beteiligung durch Ver­
mittlung eines Treuhänders oder einer Gesellschaft 
steht einer unmittelbaren Beteiligung gleich. Die 
Beteiligung muß in einern Zeitpunkt des Bemes­
sungszeitraumes bestanden haben, der für die 
Ermittlung des Gewerbeertrages maßgebend ist;" 

6. § 11 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Steuermeßzahlen für den Gewerbeer­
trag betragen 

1. bei natürlichen Personen und bei Gesellschaf­
ten im Sinne des § 1 Abs. 2 Z 1 
für die ersten 80 000 S 

des Gewerbeertrages ................. 0 v H 
für die weiteren 40 000 S . 

des Gewerbeertrages ............ ; .... 8 vH 
für die weiteren 80 000 S 

des Gewerbeertrages ................. 7 v H 
für die weiteren 120000 S . 

des Gewerbeertrages ................. 6 vH 
für alle weiteren Beträge 

des Gewerbeertrages ................. 5 vH 

2. bei anderen Unternehmen ........... 5 vH" 

7. Dem § 11 wird als Abs. 4 angefügt: 

,,(4) Sind im Gewerbeertrag Einkünfte aus wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieben im Sinne des § 45 
Abs. 1 der Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/ 
1961, enthalten, so ist vor Ermittlung des Steuer­
meßbetrages der Gewerbeertrag um jenen Teil, der 
auf diese wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe ent­
fällt, höchstens jedoch um einen Betrag von 
80 000 S zu kürzen." 
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8. § 12 Abs. 2 Z 1 hat zu lauten: 

,,1. die Verbindlichkeiten, die den Hinzurech­
nungsbeträgen im Sinne des § 7 Z 1 bis 3 I entspre­
chen;" 

9. § 30 Abs. 4 wird aufgehoben. , , 
10. Im § 33 Z 1 tritt an die Stelle des Betrages 

von 200 000 S der Betrag von 280 000 S. 

11. Im § 33 Z 2 tritt an die Stelle des Betrages 
von 30 000 S der Betrag von 175000 S. 

Artikel 11 

Für die Ermittlung des Gewerbeertrages der 
Kalenderjahre 1982 und 1983 sind der Freibetrag 
gemäß dem zweiten Satz des § 7 Z 1 anstatt mit 
10 000 S mit 20 000 S zu verrechnen und die diesen 
Freibetrag übersteigenden Hinzurechnungsbeträge 
gemäß § 7 Z 1 nur mit 90 vH in Ansatz zu bringen. 

Artikel III 

1. Die Bestimmungen des Art. I Z 3 mit Aus­
nahme der Bestimmungen des vorletzten Satzes 
sowie die Bestimmungen des Art. I Z 4 und 5 sind 
erstmalig bei der Veranlagung für das Kalenderj ahr 
1981 anzuwenden. 

2. Die Bestimmungen des Art. I Z 2, 6, 7, 9, 10 
und 11 sind erstmalig bei der Veranlagung für das 
K~lenderjahr 1982 anzuwenden. 

ABSCHNITT IV 

Ums atz s t e u erg e set z 197:2 
I 

Artikel I 

Das Umsatzsteuergesetz 1972, BGBI. Nr. 223, in 
der Fassung der Bundesgesetze BGBI. Nr. 27/1974, 
636/1975, !t43/1976, 666/1976,.645/1977, 
10111979, 550/1979 und 563/1980 wird wie folgt 
geändert: 

1. § A Abs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 4. (1) Der Umsatz wird im Falle des! § 1 Abs. 1 
Z 1 nach dem Entgelt bemessen. Entgejt ist alles, 
was der Empfänger einer Lieferung oder sonstigen 
Leistung aufzuwenden hat,' um die Liefdrung oder 
sonstige Leistung zu erhalten (SolleinnaHme) ; dazu 
gehören insbesondere auch Gebühren fUr Rechts-

I 

geschäfte und andere mit der Errichtung von Ver-
trägen über Lieferun~en oder sonstige teistu~gen 
verbundene Kosten, die der Empfänger 9mer Liefe­
rung oder sonstigen Leistung dem Unterrehmer zu 
ersetzen hat." 

2. Dem § 4 Abs. 3 ist als vierter Satz aJzuf~gen: 
"Wei~ers sind ~uch G:ebühren für Jestandver­

träge, die unter die Bestimmungen desl § 33 TP 5 
des Gebührengesetzes 1957 fallen, wie durchlau­
fende Posten zu behandeln." 

3. § 22 Abs. 7 hat zu lauten: 

,,(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind 
auch auf land- und forstwirtschaftliehe Betriebe 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts anzu­
wenden, wenn die Umsätze der land- und forstwirt­
schaftlichen Betriebe gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 in 
einem der dem Veranlagungsjahr vorangegangenen 
drei Kalenderjahre 3,5 Millionen Schilling nicht 
überstiegen haben. Wird diese Umsatzgrenze nicht 
überschritten, so gelten die Abs. 1 bis 6 nur für jene 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebe, hinsicht­
lich welcher der nach den Grundsätzen des ersten 
Abschnittes des zweiten Teiles des Bewertungsge­
setzes 1955 unter Berücksichtigung von Zupach­
tungen und Verpachtungen zum 1. Jänner eines 
Jahres ermittelte Wert der bei Unterhalten eines 
zum la~d- und forstwirtschaftlichen Vermögen 
gehörenden Betriebes selbstbewirtschafteten Fläche 
900 000 S nicht übersteigt." 

4. § 23 Abs. 1 hat zu lauten:. 

,,§ 23. (1) Bei Unternehmern, deren Umsätze 
nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im Veranlagungszeit­
raum 150000 S nicht übersteigen, ist- die für den 
Veranlagungszeitraum zu entrichtende Steuer nach 
Maßgabe des Abs. 2 zu kürzen. Steuerbeträge, die 
nach § 11 Abs. 12 und 14, § 12 Abs. 10 bis 12 oder 
§ 16 geschuldet werden, sind bei der Ermittlung des 
Kürzungsbetrages außer Ansatz zu lassen." 

Artikel 11 

(1) Die Bestimmung des Art. I Z 1 ist ab dem 
Veranlagungsjahr 1973 anzuwenden. 

(2) Die Bestimmung des Art. I Z 2 ist auf steuer­
bare Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 des 
Umsatzsteuergesetzes 1972 anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1974 ausgeführt werden. 

L') Dir Brstimmull?;ell des Art. I Z 3 und 4 sind 
ab dem Veranlagungsjahr 1982 anzuwenden. 

ABSCHNITT V 

Be wer tun g s g e set z 1955 

Artikel I 

Das Bewertungsgesetz 1955,BGBI. Nr. 148, in 
der Fassung der Bundesgesetze BGBI. 
Nr.145/1963, 18111965, 172/1971, 276/1971, 
447/1972, 17/1975, 318/1976, 320/1977, 
645/1977 und der Kundmachung BGBI. 
Nr.597/1978 wird wie folgt geändert: 

1. In § 62 Abs. 1 Z 5 tritt an die Stelle des Punk­
tesein Strichpunkt. Als Z 6 ist anzufügen: 

,,6. Wirtschaftsgüter, die ausschließlich und 
unmittelbar der Entwicklung oder Verbesserung 
volkswirtschaftlich wertvoller Erfindungen dienen, 
wenn der volkswirtschaftliche Wert der betreffen-
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de~ Erfindung durch eine Bescheinigung des Bun­
desministers für Handel, Gewerbe und Industrie 
nachgewiesen wird." 

2. § 62 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 Z 3 bis 6 sind 
nicht auf Wirtschaftsgüter anzuwenden, die Grund­
besitz darstellen." 

3. § 70 Z 10 hat zu lauten: 

,,10. Wirtschaftsgüter, die gemäß § 62 Abs. 1 Z 3 
bis 6 als nicht zum Betriebsvermögen gehörend 
bezeichnet sind." 

Artikel 11 

Die Bestimmungen des Art. I sind erstmalig auf 
Feststellungs- und Veranlagungszeitpunkte anzu­
wenden, die nach dem 31. Dezember 1981 liegen. 

ABSCHNITT VI 

Bundesahgabenordnung 

Artikel I 

Die Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 1941 
. 1961, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 336/1981, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 129 Abs. 2 hat die lit. a zu lauten: 

"a) auf Ziel, Kredit, Abrechnung oder Gegen­
rechnung, durch Tausch oder unentgeltlich oder" 

2. Nach § 132 istfolgender § 132 a einzufügen: 

,,§ 132 a. (1) Unternehmer (§ 2 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBI. Nr.223) haben 
unbeschadet anderer gesetzlicher Vorschriften 
einen Beleg zu erteilen über 

1. ihre Lieferungen und sonstigen Leistungen im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 des Umsatzsteuerge­

. setzes 1972 dem Leistungsempfänger oder 
einem an dessen Stelle die Gegenleistung ganz 
oder teilweise erbringenden Dritten, 

2. empfangene Bargeldzahlungen für Lieferun­
gen und sonstige Leistungen im Sinne des § 1 
Abs.l Z 1 des Umsatzsteuergesetzes 1972 
dem die Bargeldzahlung Leistenden; als Bar­
geldzahlung gilt auch die Hingabe von Bar­
schecks sowie vom Unternehmer ausgegebe­
ner und von ihm an Geldes Statt angenomme­
ner Gutscheine, Bons, Geschenkmünzen und 
dergleichen. 

Diese Verpflichtung kann im Falle einer Organ­
schaft (§ 2 Abs.2 Z 2 des Umsatzsteuergesetzes 
i 972) auch von der Organgesellschaft, im Falle 
einer Unternehmereinheit im Sinne des Umsatz­
steuerrechtes auch von einer der in der Untern eh­
mereinheit zusammengeschlossenen Personenge­
sellschaften (Personengemeinschaften) erfüllt wer­
den. 

Wurden für eine Lieferung oder sonstige Lei­
stung vor Ablauf der Frist des Abs. 9 über die 
gesamte Gegenleistung· bereits Belege nach Z 1 
oder Z 2 erteilt, so kann die Erteilung eines weite­
ren Beleges entfallen. 

(2) Die Verpflichtung nach Abs. I' Z 1 entfällt, 
wenn 

1. der zivilrechtliche Preis des Gegenstandes der 
Lieferung oder sonstigen Leistung, 

2. beim Tausch, tauschähnlichen Umsatz oder 
bei Hingabe an Zahlungs Statt der gemeine 
Wert (§ 10 des Bewertungsgesetzes 1955, 
BGBI. Nr. 148) der Gegenleistung, 

3. bei Dauerschuldverhältnissen der zivilrechtli­
che Preis für die im vereinbarten Entgeltsent­
richtungszeitraum zu erbringenden Lieferun­
gen oder sonstigen Leistul).gen den Betrag von 
400 S nicht übersteigt. Diese Betragsgrenze 
darf nicht dadurch umgangen werden, daß 
eine einheitliche Leistung geteilt oder eine 
Leistung auf Grund eines Dauerschuldverhält­
nisses in kürzeren als den für die Entgeltsent~ 
richtung vereinbarten Zeiträumen abgerech­
net wird. Zu den einheitlichen Leistungen 
zählen insbesondere die Lieferung einer 
Gesamtsache, einer Sacheinheit oder einer 
zusammengesetzten Sache; eine Lieferung 
gleichartiger Sachen, die nach Zahl, Maß 
oder Gewicht bezeichnet werden, gilt nicht als 
einheitliche Leistung im .Sinne dieser Bestim­
mung. 

Die Verpflichtung nach Abs. 1 Z 2 entfällt, wenn 
die Bargeldzahlung den Betrag von 400 S nicht 
übersteigt. Diese Betragsgrenze darf nicht dadurch 
umgangen werden, daß die Entgegennahme eines 
Betrages wie die Entgegennahme von Teilbeträgen 
behandelt wird. 

Beträge in fremder Währung sind unter sinnge­
mäßer Anwendung des § 4 Abs. 8 des Umsatz­
steuergesetzes 1972, jedoch bezogen auf den Tag 
der Belegausstellung, im Falle des Abs. 5 zweiter 
Satz auf den Tag der Anboterstellung umzurech­
nen. 

(3) Die Verpflichtung nach Abs. 1 entfällt ferner 

1. wenn dem die Lieferung oder sonstige Lei­
stung erbringenden Unternehmer eine Gut­
schrift (Abs.5) vom Leistungsempfänger 
erteilt wird; 

2. für Umsätze von inländischen amtlichen 
Wertzeichen, Umsätze und die Vermittlung 
der Umsätze von gesetzlic;:hen Zahlungsmit­
teln, Umsätze im Einlagengeschäft, Umsätze 
im Zahlungs- und Überweisungsverkehr und 
sonstige Leistungen im Emissionsgeschäft; 

3. für Kreditunternehmungen, Bausparkassen 
und Versicherungs unternehmen hinsichtlich 
ihrer UmSatze im Sinne des § 6 Z 8 lit. a und f 
des Umsatzsteuergesetzes 1972 sowie ihrer 
Umsätze von Geldforderungen, im Kontokor-

3 
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rentverkehr, im Zusammenhang mit dem 
Inkasso von Handelspapieren, von W frtpapie­
ren und tm Zusammenhang mit O{?tionsge­
schäften ~it Wertpapieren und im IDepotge-
schäft. I 

(4) Wird für eine Lieferung oder sons~ige Lei­
s~ung die Gegenle!stung im ~inblick auf'l~in Ver­
slcherungsverhältms zum Tell von Trä~ern der 
gesetzlichen Sozialversicherung oder Yersiche­
rungsunternehmen erbracht, so. kann die 7ferpflich­
tung gemäß Abs. 1 Z 1 auch In der W ei~e erfüllt 
werden, daß mehrere Belege nach Maßkabe der 
Anteile an der Gegenleistung erteilt werde~. 

(5) Belege, im Sinne dieser VorschLft sind 
Urkunden, mit denen über Lieferungen ~der son­
stige Leistungen abgerechnet wird (wie insbeson­
dere Rechnungen, Frachtbriefe, Versi4herungs­
scheine, Berechtigungsausweise) ?der 1it dene.n 
erfolgte Bargeldzahlungen bestätigt werHen (wIe' 
insbesondere Quittungen). Ein Anbot zu kiner Lie­
ferung oder sonstigen L~istung wird I mit der 
Annahme durch den Lelstungsempfän~er zum 
Beleg.· I 

Gutschrifte? im Sinn~ dieser Vorsc~rift sind 
l!rkunden, mIt d~l)en Lelstungsempfän?er üb.er an 
sIe ausgeführt~ LIeferungen oder sonstlg~ LeIstun-
gen abrechnen,. ! 

(6) Belege und Gutschriften haben Jindestens 
die folgenden Angaben zu enthalten: I . 

1. eine eindeutige Bezeichnung des Vnterneh­
mers oder desjenigen, der gemäß Abs. 1 zwei­
ter Satz an Stelle des Unternehmers r8en Beleg 
erteilt hat; . 

2. den Tag der Belegausstellung, im Falle des 
Abs.5 zweiter Satz den Tag der Arlboterstel­
lung. biese Angabe kann bei f~rtlaufend 
numeriehen Berechtigungsausweise~ (wie ins­
besondei-e Eintrittskarten, Fahr~usweisen) 
entfallen, wenn die vollständige Erfassung der 
aufg.elegten Berechtigungsausweise tewährlei­
stet ISt; : .. 

3. bei Erfüllung der Verpflichtung gell1äß Abs. 1 
Z 1 eine Bezeichnung des Gegensiandes der 
Lieferun.,g oder der Art und des l1mfanges der 
sonstigen Leistung; I 

4. bei Erfüllung der Verpflichtung gemäß Abs. 1 
Z 1 den zivilrechtlichen Preis des ßegenstan­
des det Lieferung oder sonstigerl Leistung 
bezoge~ au.f den Zeitpunkt de~ B1Iega~sstel­
lung, wobeI es genügt, daß dleseI1 PreIs auf 
Grund der Belegangaben rechnerisdh ermittel­
bar ist; beim Tausch, tauschahnlichbn Umsatz 
und bei IHingabe an Zahlungs Statt Igenügt die 
Anführung der Gegenleistung. Beil Erfüllung 
der Verpflichtung gemäß Abs. 1 t 2. ist der 

. Betrag der Bargeldzahlung anzufü1ren. 

(7) Die im 'Abs. 6 Z 1 und 3 gefordertein Angaben 
können auch durch Symbole oder Schlysselzahlen 
ausgedrückt sein, wenn ihre eindeutige Bestirn-

I 

mung aus dem Beleg (der Gutschrift) oder anderen 
bei dem die Lieferung oder die sonstige Leistung 
erbringenden Unternehmer vorhandenen Unterla­
gen gewährleistet ist. Die im Abs. 6 Z 3 und 4 
geforderten Angaben können auch in anderen beim 
Unternehmer oder Leistungsempfänger, soweit die­
ser ebenfalls Unternehmer ist, vorhandenen Unter­
lagen enthalten sein,' wenn auf diese Unterlagen in 
dem Beleg (der Gutschrift) hingewiesen ist. 

(8) Belege (Gutschriften) sind in einer lebenden 
Sprache und mit den Schriftzeichen einer solchen 
abzufassen. Soweit diese nicht in einer für den 
Unternehmer im Abgabenverfahren zugelassenen 
Amtssprache abgefaßt sind, hat der Unternehmer 
auf Verlangen der Abgabenbehörde eine beglau­
bigte Übersetzung der Belegdurchschrift (Beleg­
zweitschrift) oder der Gutschrift beizubringen. 

(9) Der Beleg ist zu erteilen 
1. in den Fällen des Abs. 1 Z 1 spätestens sechs 

Monate nach Ablauf des Kalendermonats, in 
dem die Lieferung oder sonstige Leistung aus­
geführt wurde; bei Leistungen auf Grund von 
Dauerschuldverhältnissen mindestens einmal 
im Kalenderjahr über an den letzten Abrech­
nungszeitraum anschließende und noch nicht 
abgerechnete Lieferungen oder sonstige Lei­
stungen, 

2. in den Fällen des Abs. 1 Z 2 Zug um Zug mit 
der Bargeldzahlung. . 

Bis zum Ablauf der nach Z 1 jeweils in Betracht 
kommenden Frist ist, falls der zivilrechtliche Preis 
bis dahin noch nicht feststeht, ein vorläufiger Beleg 
zu erteilen, in dem der voraussichtliche zivilrechtli­
che Preis auszuweisen ist; die endgültige Beleger­
teilung hat mit der abschließenden Abrechnung zu 
erfolgen. • 

(10) Vom Beleg ist eine Durchschrift oder im sel­
ben ,Arbeitsgang mit der Belegerstellung eine son­
stige Zweitschrift anzufertigen und durch sieben 
Jahre aufzubewahren. Als Zweitschrift im Sinne 
dieser Bestimmung gilt auch die Speicherung auf 
Datenträgern, wenn die Geschäftsfälle spätestens 
gleichzeitig mit der Belegerstellung erfaßt werden. 
Journalstreifen (Kontrollstreifen) einer Registrier­
kasse gelten auch dann als Zweitschriften im Sinne 
dieser Bestimmung, wenn sie die Bezeichnung des 
Unternehmers nicht enthalten und der Tag der 
Belegausstelhmg zwar nicht bei jedem registrierten 
Geschäftsfall festgehalten, jedoch aus dem Journal­
streifen (Kontrollstreifen) eindeutig erkennbar ist. 
An die Stelle der Durchschrift (Zweitschrift) tritt 
im Falle des Abs. 3 Z 1 die dem Unternehmer zuge­
leitete Gutschrift. 

Die Aufbewahrungsverpflichtung gilt auch für 
die in Abs. 7 genannten Unterlagen. Die Aufbewah­
rungsfrist läuft vom Schluß des Kalenderjahres, in 
dem der Beleg ausgestellt öder im Falle des Abs. 5 
zweiter Satz das Anbot angenommen wurde. 
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Die Durchschrift (Zweitschrift) und die an deren 
Stelle tretende Gutschrift zählen zu den zu den 
Büchern oder Aufzeichnungen gehörigen Belegen. 

Die Anfertigung und Aufbewahrung einer 
Durchschrift (Zweitschrift) kann bei fortlaufend 
numerierten Berechtigungsausweisen unterbleiben, 
wenn die vollständige Erfassung der aufgelegten 
Berechtigungsausweise gewährleistet ist. 

(11) Wird den vorstehenden Verpflichtungen 
nicht oder nicht vollständig entsprochen, so ist ein 
begründeter Anlaß gegeben, die sachliche Richtig­
keit jener Bücher und Aufzeichnungen des zur 

. Belegerteilung Verpflichteten in Zweifel zu ziehen, 
in denen die betreffenden Geschäftsfälle festzuhal­
ten sind." 

Artikel 11 

~ I Z 2 ist anzuwenden 
1. auf noch nicht abgerechnete Lieferungen und 

sonstige Leistungen, die auf Grund eines Dau­
erschuldverhältnisses erbracht werden und in 
einen Abrechnungszeitraum fallen, der nach 
dem 31. Dezember 1981 endet, 

2. auf alle übrigen Lieferungen und sonstigen 
Leistungen, die nach dem 31. Dezember 1981 
erbracht werden. 

ABSCHNITT VII 

Sonderr~gelung für bestimmte Personenvereini­
gungen in bezug auf die Erhebung der Gewerbe­
steuer nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbe­
kapital sowie in bezug auf die Erhebung der Steu­
ern vom Einkommen und Vermögen ihrer Mitglie­
der 

Artikel I 

Betriebsstätten von nach bürgerlichem Recht 
nicht rechtsfähigen Personenve~einigungen, die der 
Gewerbesteuer unterliegen, gelten, wenn ihr alleini­
ger Zweck sich auf die Erfüllung eines einzigen 
Werkvertrages' oder Werklieferungsvertrages 
beschränkt, in bezug auf die Erhebung der Gewer­
besteuer nach dem Gewerbeertrag und dem Gewer­
bekapital sowie in bezug auf die Erhebung der 
Steuern vom Einkommen und Vermögen. der Mit­
glieder' anteilig als Betriebsstätten der Mitglieder. 

Für diese Personenvereinigungen unterbleiben Fest­
stellungen gemäß §§ 186 und 188 der Bundesabga­
benordnung, BGBI. Nr. 194/1961. 

Artikel 11 

Die Bestimmungen des Art. I gelten erstmalig für 
Personenvereinigungen, die nach dem 31. Dezem~ 
ber 1981 gegründet werden. 

ABSCHNITT VIII 

Familienl ast en au s g le ich s g e setz 
1967 

Artikel I 

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BG BI. 
Nr. 376, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 296/1981, wird wie folgt geändert: 

Im § 39 Abs. 3 erster Satz treten an die Stelle der 
Worte: "in Höhe von 25 vH" die Worte: "in Höhe 
von 50 vH". 

Artikel 11 

(1) Art. I tritt mit 1. Jänner 1982 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung ist der Bundesminister 
für Finanzen betraut. 

ABSCHNITT IX 

Die Bestimmung des Art. XII des Bundesgesetzes 
vom 5. November 1980, mit dem das Unvereinbar­
keitsgesetz, das Bezügegesetz und andere Rechts­
vorschriften geändert werden, BGBI. Nr. 545, tritt 
mit 1. August 19.81 außer Kraft. 

ABSCHNITT X 

'Vollziehung 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
der Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich der 
im Abschnitt I Art. I Z 17 enthaltenen Bestimmung 
des § 18 Abs. 1 Z 7 des Einkommensteuergesetzes 
1972 auch der Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung und hinsichtlich der im Abschnitt V 
Art. I Z 1 enthaltenen Bestimmung des § 62 Abs. 1 
Z 6 des Bewertungsgesetzes 1955 auch der Bundes­
minister für Handel,. Gewerbe und Industrie 
betraut. 
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VORBLATT 

zu Abschnitt I 

Probleme 

1. Die seit der letzten Tarifänderung (Einkommensteuergesetznovelle 1978) eingetretenen Geldwertän­
derungen lassen eine Anpassung des Einkommensteuertarifes insbesondere für Bezieher geringer und 
mittlerer Einkommen als geboten erscheinen. 

2. Personen, die allein für mindestens ein unterhaltsberechtigtes Kind zu sorgen haben (sogenannte 
Alleinerhalter), sollen einen wirtschaftlichen Ausgleich für die Behinderung im Erwerbsleben erhal­
ten, die sich infolge ihrer Sorgepflicht für Kinder ergibt. 

3. Wissenschaft und Forschung sollen eine weitere steuerliche Förderung erfahren. 
4. Die Bausparregelung soll verbessert werden. . 
5. Durch Reduktionen im Rahmen der steuerlichen Investitionsbegünstigungen sollen Mittel für eine 

direkte Förderung von Investitionen gewonnen werden. 
6. Die Verlustzuweisungen an beschränkt haftende Mitunternehmer (Kommanditisten u. dgl.) sollen im 

Hinblick auf die Aktivitäten der sogenannten Abschreibungsgesellschaften gesetzlich geregelt wer­
den. 

Lösungen 

1. Eine steuerliche Entlastung der Bezieher niedriger und mittlerer Einkommen soll' durch entspre­
chende Tarifgestaltung und durch Anhebung der Steuerabsetzbeträge herbeigeführt werden. 

2. Der Alleinverdienerabsetzbetrag soll auch auf Alleinerhalter ausgedehnt werden. 
3. Einer weiteren Förderung von Wissenschaft und Forschung dient die Einführung eines Sonderausga-

benabzuges für Spenden an Universitäten u. dgl. . 
4. Das Bausparen soll insofern verbessert werden, als die Bausparprämie von bisher 10 vH auf 13 vH 

angehoben und die Bemessungsgrundlage von bisher 7 000 Sauf 8 000 S ausgedehnt werden soll. 
5. Der geplanten Verstärkung der Direktförderung von Investitionen soll durch Reduktion der Sätze 

für die vorzeitige Abschreibung Rechnung getragen werden. 
6. Verluste eines Kommanditisten u. dgl. mit negativem Kapitalkonto sollen nicht mehr ausgleichsfähig 

sein, sondern nur mit künftigen Gewinnen aus der Beteiligung an der Kommanditgesellschaft ver­
rechnet werden können. 

Kosten 

Die im Entwurf vorgesehenen Maßnahmen auf einkommensteuerrechtlichem Gebiet lassen, soweit sie 
abschätzbar sind, Einnahmenausfälle für den Fiskus von insgesamt rund 6 Mrd. S für 1982 und rund 
3 Mrd. S für 1983 erwarten. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Durch den vorliegenden Entwurf soll im Rah­
men der budgetären Möglichkeiten eine Tarifan­
passung erfolgen und weiters verhindert werden, 
daß Bezieher von Mindesteinkommen infolge 
nomineller Einkommenserhöhungen zum 1. Jänner 
1982 einkommensteuerpflichtig werden. Damit soll 
einer Entschließung des Nationalrates vom 21. Jän­
ner 1981 entsprochen werden. 

Die Investitionsbegünstigungen sollen zum Teil 
eingeschränkt werden, zum Teil sollen auch 
Besteuerungslücken geschlossen werden. 

Im Rahmen der Sonderausgaben soll bei den 
Versicherungsbeiträgen die bisher bestehende 
Zwanzigstelbegünstigung bei Einmalzahlungen in 
eine Zehntelbegünstigung umgewandelt werden. 
Weiters soll das Verpfändungs- und Vorauszah­
lungsverbot bei Lebensversicherungen auf einen 
Zeitraum von acht Jahren ausgedehnt werden. Wei­
ters soll die Bindungsfrist bei Beiträgen. an 
bestimmte Wohnbauvereinigungen von fünf auf 
15 Jahre verlängert werden, um einerseits eine 
Gleichstellung zum Versicherungssparen zu errei­
chen und andererseits Mißbräuche zu verhindern. 
Ein Sonderausgaben abzug für bestimmte Zuwen­
dungen an Universitäten u. dg!. soll neu geschaffen 
werden und damit die bisherige Bestimmung des 
§ 4 Abs. 4 Z 5 ablösen. 

Die neue Rechtsprechung des Verwaltungsge­
richtshofes zum Gesellschafter-Geschäftsführer hat 
eine Änderung mehrerer Bestimmungen ausgelöst. 

Weiters soll die Verlustzuweisung an beschränkt 
haftende Mitunternehmer gesetzlich geregelt wer­
den. 

Der Alleinverdienerabsetzbetrag soll auf Allein­
erhalter (Personen, die allein für mindestens ein 
unterha'ltsberechtigtes Kind zu sorgen haben) aus­
gedehnt werden. 

Die Bestimmungen über das Bausparen sollen 
wesentliche Verbesserungen erfahren, die auch auf 
alte Verträge infolge einer Umsteigmöglichkeit 
Auswirkung haben. 

Die vorgesehenen Änderungen führen zu einem 
geringfügig erhöhten Personal- und Sachaufwand. 

Budgetäre Auswirkungen: 

Durch die Tarifanpassung, die Anhebung der 
Absetzbeträge sowie die Ausdehnung des Alleinver­
dienerabsetzbetrages auf den Alleinerhalter ist mit 
einem Steuerausfall von 9 Mrd. S brutto jährlich zu 
rechnen (1982 6 Mrd. S, 1983 weitere 3 Mrd. S). 
Hinsichtlich der übrigen Änderungen kann mangels 
Vorliegens statistischer Daten keine Abschätzung 
erstellt werden; beim Bausparen kann überdies das 
künftige Verhalten der Bausparer nicht abgeschätzt 
werden. 

ABSCHNITT I 

Einkommensteuer 

Zu Art. I Z 2 (§ 3 Z 14 a): 

Durch die Ergänzung der Bestimmungen des § 3 
Z 14 a soll aus sozialen Gründen eine Steuerbefrei­
ung der Einkünfte von Fachkräften der Entwick­
lungshilfe (Entwicklungshelfer und Experten im 
Sinne des § 1 Abs. 1 des Entwicklungshilfegesetzes, 
BGB!. Nr. 474/1974) geschaffen werden. 

Zu Art. I Z 4 (§ 3 Z 38): 

Durch diese ergänzende Bestimmung soll eine 
Gleichstellung der Zivildiener mit Präsenzdienern 
erfolgen, bei denen schon bisher die Entschädigung 
in Höhe- des Verdienstentganges nicht steuerfrei 
behandelt wurde. 

Zu Art. I Z 6 (§ 5): 

Die Bestimmung des § 5 stellt besondere 
Gewinnermittlungsvorschriften für alle jene Gewer­
betreibenden auf, deren Firma im Handelsregister 
eingetragen ist. Bei Zusammenschlüssen in Form 
von Mitunternehmerschaften wurde von der Ver­
waltungspraxis in neuerer Zeit die ,Rechts ansicht 
vertreten, die Gewinnermittlung für solche Zusam­
menschlüsse könne nur dann nach § 5 erfolgen, 
wenn die Firma des Gebildes im Handelsregister 
eingetragen sei. Da die sogenannte atypische stille 
Gesellschaft zivilrechtlich (weiter) eine reine Innen­
gesellschaft bleibt und daher eine gemeinschaftliche 
Firma nicht führen kann, steuerlich aber "dem 
Typus der Personengesellschaft zuzuordnen ist" 
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(StolI, Die Ertragsbesteuerung der Personengesell­
schaften, Fußnote 43 auf Seite 23), wurde der 
Schluß gezogen, die Gewinnermittlung solcher 
Mitunternehmerschaften könne nur nach den 
Bestimmungen des § 4 Abs. 1 erfolgen. Daraus 
ergab sich auch das Erfordernis elfler eigenen 
steuerlichen Buchführung. 

Die sich aus dem Wechsel der Gewinnermitt­
lungsart bei Zusammenschlüssen zu einer atypi­
schen stillen Gesellschaft ergebenden steuerlichen 
Konsequenzen erschweren insbesondere die Betei-' 
ligungsfinanzierung. Die nunmehr vorgesehene 
Ergänzung des § 5 soll daher klarstellen, daß nur in 
solchen Fällen auf die Protokollierung, des mitun­
ternehmerischen Gebildes abzustellen ist, in denen 
dieses Gebilde protokollierbar ist. Bei Innengesell­
schaften, die (ausnahmsweise) als Mitunternehmer­
schaften behandelt werden (zB bei atypischen stil­
len Gesellschaften, und zwar auch im Falle einer 
Unterbeteiligung), soll hingegen für die Gewinner­
mittlung des "Gewerbetreibenden" (hier der Mit­
unternehmerschaft) auf die Protokollierung des 
Inhabers des Handelsgewerbes und nicht auf die 
Protokollierung des mituilternehmerischen Gebil­
des abgestellt werden. Durch die Rückbeziehung 
des Inkrafttretenszeitpunktes auf die Veranlagung 
1973 und die entsprechende Übergangsbestimmung 
des Art. III Z 2 soll sichergestellt ,werden, daß keine 
Besteuerungslücken und keine doppelte Erfassung 
hinsichtlich der stillen Reserven u. dgl. eintreten. 

Zu Art. I Z 7 (§ 8 Abs. 3): 

Die geplante Verstärkung der Direktförderung 
von Investitionen erfordert Maßnahmen auf dem 
Gebiet der indirekten Investitionsförderung. Dies 
soll durch eine Reduktion der Sätze für die vorzei­
tige Abschreibung bzw. durch das Auslaufen der 
Bestimmung des § 122Abs. 3 erfolgen. 

Zu Art. I Z 8 und 9 (§ 9 Abs. 4 und § 12 Abs. 4): 

Auf Wertpapiere sollen in Hinkunft stille Rück­
lagen nicht mehr übertragbar sein. Dies erscheint 
deshalb begründet, weil mit der Anschaffung sol­
cher Wirtschaftsgüter, sofern darin nicht ohnedies 
eine ' Vermögens anlage zu erblicken ist, dem 
Grundgedanken des § 12 als Inyestitionsförde­
rungsmaßnahme im weiteren Sinn nicht entspro­
chen würde. Die Änderung des § 9 Abs. 4 letzter 
Satz ist auf Grund der Änderung des § 12 erforder-
lich. -

Zu Art. I Z 9 a'(§ 13): 

Die Wertgr~nze für geringwertige Wirtschafts­
güter soll aus' Gründen der Verwaltungsvereinfa­
chung auf 4 000 S angehoben werden. 

Zu Art. I Z 10 (§ 14 Abs.l): 

Für die Zulässigkeit der Bildung von Abferti­
gungsrücklagen soll in Fällen, in denen nach der 
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (Erk. v. 
20.1.1981, Zl. 14/2349/79 und 14/2424/79) 

davon auszugehen ist, daß zwar arbeitsrechtlich, 
nicht aber auch steuerrechtlich eine Abfertigungs­
verpflichtung besteht, auf die arbeitsrechtliche Ver- ' 
pflichtung zur Leistung einer Abfertigung abgestellt 
werden. Dadurch sollen insbesondere Schwierigkei­
ten vermieden werden, die sich aus der durch die 
Judikatur des VwGH vorgenommenen Umdeutung 
der Einkünfte von Gesellschafter-Geschäftsführern 
von Kapitalge~ellschaften mit gesellschaftsrechtli­
cher Sperrminorität bzw. aus der mit dem vorlie­
genden Entwurf in Aussicht genommenen Neure­
gelung der Bezüge wesentlich beteiligter Minder­
heitsgesellschafter ergeben könnten. Diesem Zweck 
dient auch die Übergangsbestimmung des Art. III 
Z 5. 

Zu Art. I Z11 (§ 14 Abs. 8): 

Durch die Ergänzung des § 14 Abs. 8 soll die bis­
herige Verwaltungsübung im Gesetz verankert wer­
den. Als Inkrafttretenszeitpunkt ist daher der sei­
nerzeitige Inkrafttretenszeitpunkt des § 14 Abs. 6 
bis 8 vorgesehen. Außerdem soll sichergestellt wer­
den, daß für wesentlich Beteiligte im Sinne des § 22 
Abs. 1 Z 2 die Bildung von Pensionsrückstellungen " 
weiterhin zulässig ist. Eine Änderung gegenüber 
dem bisherigen Rechtszustand hinsichtlich der 
Unzulässigkeit der Bildung von Pensionsrückstel­
hingen für Gesellschafter-Geschäftsführer von Per­
sonengesellschaften soll hingegen nicht eintreten. 

Zu Art. I Z 12 (§ 16 Abs. 1 Z 3): 

Da die Eintragung von Werbungskosten für Pen­
sionisten in Form von Beiträgen im Sinne des § 16 
Abs. 1 Z 3 mit einern unverhältnismäßig hohen Auf­
wand verbunden ist, soll diese Möglichkeit in Hin­
kunft ausgeschlossen werden. Als steuerlicher Aus­
gleich hiefür soll der Pensionistenabsetzbetrag 
angehoben werden. 

Zu Art. I Z 13 (§ 16 Abs. 1 Z 4): 

Durch die Ergänzung der Bestimmungen des 
§ 16 Abs. 1 Z 4 sollen Härten vermieden werden, 
die sich bei im Ausland tätigen Arbeitnehmern, vor 
allem Grenzgängern, dadurch ergeben, daß nach 
ausländischem Recht ab einer bestimmten Einkom­
menshöhe die, Versicherungspflicht zum Wegfall 
kommt. Da nach inländischem Sozialversicherungs­
recht eine Versicherungspflicht unabhängig von der 
Einkommenshöhe - wenngleich begrenzt mit 
bestimmten Höchstbeitragsgrundlagen - besteht, 
erscheint in dem erwähnten Fall die Gleichstellung 
der freiwillig zu einer ausländischen gesetzlichen 
Krankenversicherung geleisteten Beiträge' mit den 
Beiträgen zu einer inländischen Pflichtversicherung 
sachlich begründet. 

Zu Art. I Z 14 und 47(§ 18 Abs. 1 Z 2 und § 113): 

Durch die Umwandlung der bisherigen Zwan­
zigstelbegünstigung in eine Zehntelbegünstigung 
soll eine steuerlich wirksame Berücksichtigung der 
Einmalzahlungen erreicht werden, da das Sonder-
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ausgabenpauschale bei Inanspruchnahme dieser 
Begünstigung nur zehnmal in Abzug gebracht wird. 

Durch die Ausdehnung des Verpfändungsverbo­
te,s und des Vorauszahlungsverbotes für tebensver­
sicherungen auf acht Jahre soll eine Gleichstellung 
mit der mittleren Laufzeit des § 27 Abs. 5 vorge­
nommen werden und weiters dem Umstand Rech­
nung getragen werden, daß die bisherige Regelung 
praktisch wirkungslos ist, da in den ersten drei Jah­
ren ohnedies kein ins Gewicht fallender Rückkaufs­
wert besteht und die Möglichkeit für die Gewäh­
rung eines Polizzendarlehens in dieser Zeit daher 
bedeutungslos ist. 

Zu Art. I Z 15 (§ 18 Abs. 1 Z 3lit. a): 

Durch die Verlängerung der fünf jährigen Bin­
dungsfrist für' an bestimmte Wohnbauvereinigun­
gen geleistete Beträge soll einerseits eine Gleichstel­
lung zum Versicherungssparen erreicht werden, 
andererseits können Mißbräuche in Form bloß vor­
gegebenen Interesses am Wohnungserwerb ausge­
schaltet werden. 

ZuArt~ I Z 16 (§ 18 Abs. 1 Z 3lit. d): 

Durch die Neufassung des § 18 Abs. 1 Z 3 lit. d 
erster Satz sollen Windenergie anlagen in die im 
Rahmen der Sonderausgaben begünstigten Anlagen 
zur Energieeinsparung einbezogen werden. 

Zu Art. I Z 17 (§ 18 Abs. f Z 7): 

Durch, den Einbau der Bestimmung des § 4 
Abs. 4 Z 5 in die Sonderausgaben soll eine Erweite­
rung der Abzugsmöglichkeit für solche Aufwen­
dungen auf den nichtbetrieblichen Bereich vorge­
nommen werden. Infolge des Entfalles der Betriebs­
ausgabenbestimmung wird eine Abziehbarkeit sol­
cher Aufwendungen als Betriebsausgaben nur in 
jenen Fällen möglich sein, in denen diese Aufwen­
dungen unter den allgemeinen Betriebsausgabenbe­
griff des § 4 Ab;'. 4 erster Satz, fallen (vgl. Stoll, For­
schungszuwendungen als steuerliche Abzugsposten, 
Wien 1978). In allen übrigen Fällen wird der Abzug 
als Sonderausgaben zu erfolgen haben. Die bisher 
im § 4 Abs. 4 Z 5 vorgesehene Begrenzung des 
Abzuges soll entfallen. ' 

Auf Grund dieser Neuregelung werden Zitie­
rungsänderungen im § 3 Z 5 und Z 29 erforderlich. 

Zu Art. I Z 18 (§ 20 Abs. 1 Z 4): 

Durch den neu eingefügten Satzteil soll beim 
Geber von Geld- und Sachzuwendungen, deren 
Gewährung oder Annahme nach österreichischem 
Recht mit gerichtlicher Strafe bedroht ist, ein 
Abzugsverbot verfügt werden. Die Behandlung sol­
cher Zahlungen beim Empfänger soll sich hingegen 
nach den allgemeinen steuerlichen Vorschriften 
richten. Der Ausschluß vom Abzug als Sonderaus­
gaben erweist sich, als erforderlich, weil nach, der 
Judikatur des VerWaltungsgerichtshofes ungeachtet 
des Einleitungssatzes des § 20 Abs. 1 ein Abzug sol-

cher Aufwendungen - ausgenommen Zuwendun­
gen nach § 20 Abs. 1 Z 4 der bisherigen Fassung -
als Sonderausgaben möglich ist (vgl. Erk. vom 
15.6. 1977, Zl. 2481/76). Ähnliches gilt für den 
Ausschluß der Geltendmachung als außergewöhnli­
che Belastung (vgl. Schubert-Pokorny-Schuch, 
Einkommensteuerhandbuch, § 20 Anm. 2). 

Zu Art. I Z 19 und 20 (§ 20 a Abs. 3 und Abs. 8): 

Durch die Neufassung der Bestimmung des 
§ 20 a Abs. 3 soll erreicht werden, daß die Aufwen­
dungen für die Wartung und Reparatur von, § 20 a­
Kraftfahrzeugen durch befugte Unternehmer 
(insbesondere Reparaturwerkstätten) bei Fahrzeu­
gen mit Anschaffungskosten über den Grenzbeträ­
gen des § 20 a Abs. 1 nicht in die Verhältnisrech­
nung einbezogen werden. Ihr Abzug soll vielmehr 
nach den allgemeinen steuerlichen Grundsätzen 
(§§ 4 Abs. 4, 20) möglich sein. Dies erscheint des­
halb gerechtfertigt, weil die Beeinträchtigung der 
Zahlungsbilanz durch ,den Import des entsprechen­
den Fahrzeuges bereits erfolgt ist und der Anreiz 
zur Erhaltung der Funktionstüchtigkeit dieses 
Fahrzeuges daher künftige Belastungen der Zah­
lungsbilanz durch Ersatzanschaffungen hinaus­
schiebt. 

Durch die Ergänzung des § 20 a Abs. 8 soll eine 
Gleichstellung von überwiegend betrieblich genutz­
ten Leasingfahrzeugen mit Eigenfahrzeugen des 
Unternehmers herbeigeführt werden. Für solche 
Fahrzeuge entfällt daher auch das Erfordernis der 
Fahrtenbuchführung. Der Hinweis auf die sinnge­
mäße Anwendung der Bestimmung des Abs. 3 
bedeutet weiters, daß bei einem Neufahrzeug für 
den Kürzungsmaßstab - soweit feststellbar und 
ernst gemeint - die dem Mietvertrag zugrunde 
gelegten Anschaffungskosten zuzüglich 30% 
Umsatzsteuer heranzuziehen sind. Da einem Miet­
vertrag aber tatsächliche Anschaffungsvorgänge 
nicht zugrunde liegen, wird als Subsidiarmaßstab 
auch der Listenpreis des Fahrzeuges in Betracht 
kommen. Soweit die von der Verhältnisrechnung 
des Abs. 3 ausgenommenen Aufwendungen im 
Rahmen des Mietentgeltes gesondert bezahlt wer­
den, wird auch bei gemieteten Fahrzeugen ein 
ungekürzter Abzug zu erfolgen haben. . 

Zu Art. I Z 21 und 23 (§ 22 Abs.1 Z 2 und § 25 
Abs. 1 Z 1): 

Die Neufassung des § 22 Abs. 1 Z 2 und des § 25 
Abs. 1 Z 1 wurde durch die Judikatur des VwGH 
zum Gesellschafter-Geschäftsführer von Gesell­
schaften mit beschränkter Haftung ausgelöst. Von 
der Neuregelung des § 22 Abs. 1 Z 2 sollen alle an 
einer Kapitalgesellschaft (Aktiengesellschaft, 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung) mit mehr 
als 25 vH beteiligten Personen mit ihren Vergütun­
gen für Tätigkeiten erfaßt werden, die - abgese­
hen vom in bestimmten Fällen fehlenden Merkmal 
der Weisungs gebundenheit - alle Merkmale eines 
DienstVerhältnisses' aufweisen. Diese Tätigkeitsver-
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gütungen solle~ als Einkünfte aus sonstiger selb­
ständiger Arbeit gelten. Dies soll auch dann gelten, 
wenn die Tätigkeit nicht als Geschäftsführer oder 
Vorstandsmitglied ausgeführt wird oder nur eine 
mittelbare Beteiligung vorliegt. Tätigkeiten im Rah­
men von Werkverträgen und anderen Rechtsbezie­
hungen (zB Rechtsberatung durch einen an der 
Kapitalgesellschaft beteiligten Rechtsanwalt) sollen 
von der Bestimmung des § 22 Abs. 1 Z 2 hingegen 
nicht erfaßt,werden. 

Bei ehemals' Tätigen, nunmehr im Ruhestand 
befindlichen Gesellschaftern soll auf das Überwie­
gen der wesentlichen Beteiligung im Zeitraum von 
zehn Jahren vor ihrem Ausscheiden aus dem Aktiv­
dienst oder in ihrem kürzeren Tätigkeitszeitraum 
abgestellt werden. 

Zur Vermeidung von Abgrenzungsschwierigkei­
ten soll durch die Neufassung des § 25 Abs. 1 Z 1 in 
den Fällen gesellschaftsvertraglicher Sonderrechte 
eines nicht wesentlich beteiligten Gesellschafters 
erreicht werden, daß dieser aus seinen Tätigkeits­
vergütungen . Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit bezieht. Die Erfassung überhöhter Tätig­
keitsvergütungen als verdeckte Gewinnausschüt­
tungenwird durch die Neufassung der §§ 22 und 
25 hingegen nicht ausgeschlossen. 

Zu Art. I Z 22 und Art. 11 (§ 23 a): 

Die derzeitige Rechtsgestaltung bei der Zurech­
nung von Verlusten an Kommanditisten und 
andere beschränkt haftende Mitunternehmer führt 
insbesondere in Fällen, in denen im Rahmen der 
Kommanditgesellschaft durch Inanspruchnahme 
von Investitionsbegünstigungen langjährig Verluste 
ausgewiesen upd an die Gesellschafter verteilt wer­
den (sogenannte Abschreibungsgesellschaften), zu 
rechtspolitisch' unerwünschten Steuervermeidun­
gen. Das Bundesministerium für Finanzen hat die­
sen Gestaltungen durch Verwaltungsanweisungen 
entgegengewirkt, in denen die Auslegung getroffen 
wurde: daß die Höhe der ausgleichsfähigen Verlu­
ste durch die Einlage des Kommanditisten begrenzt 
ist und Verluste über die Einlage des Kommanditi­
sten hinaus im Jahr der Entstehung nicht dem 
Kommanditisten, sondern dem vollhaftenden 
Gesellschafter (Komplementär) zuzurechnen sind, 
soweit den Kommanditisten nicht eine Nachschuß­
pflicht trifft. Die Auslegung des Bundesministe­
riums fUr Finanzen hat auch der Verwaltungsge­
richtshof im Grundsätzlichen bestätigt. Gegen diese 
Besteuerungspraxis sind aber aus handelsrechtlicher 
Sicht erhebliche Bedenken vorgebracht worden, vor 
allem was die Zuweisung von Verlusten an den 
vollhaftenden Gesellschafter betrifft. 

Der vorliegende Entwurf trägt im neuen § 23 a 
den vorgebrachten Bedenken gegen die derzeitige 
Besteuerungspraxis bei der Zurechnung von Verlu­
sten an Kommanditisten und andere beschränkt 
haftende Mitunternehmer Rechnung. Außerdem 
soll durch die Neuregleung des § 23 a den Gestal-

tungsmöglichkeiten im Rahmen der sogenannten 
Verlustzuweisungs- oder Abschreibungsgesellschaf­
ten in einer gegenüber der derzeitigen Besteue­
rungspraxis wirksamere.n Weise entgegengetreten 
werden. Im Hinblick auf die Verlustzuweisungs­
oder Abschreibungsgesellschaften hat auch der 
Gesetzgeber in der Bundesrepublik Deutschland 
Regelungen zur Begrenzung von Verlustverrech­
nungsmöglichkeiten getroffen. 

Nach der vorgeschlagenen Regelung sind Verlu­
steeines Kommanditisten auf Grund seiner Beteili­
gung zwar stets ihm selbst zuzurechnen. Allerdings 
dürfen solche Verluste nicht ausgeglichen· oder vor­
getragen werden, soweit sie. die geleistete Einlage 
übersteigen und somit ein negatives Kapitalkonto 
entsteht oder sich erhöht. Das Verlustausgleichs­
verbot bezieht sich auf sämtliche Verluste, die sich 
auf Grund der Beteiligung an der Kommanditge­
sellschaft ergeben, somit nicht nur auf Verluste im 
Rahmen des ·Gesellschaftsvermögens, sondern auch 
auf solche im R~hmen des Sonderbetriebsvermö­
gens des Kommanditisten. Das Kapitalkonto des 
Kommanditisten umfaßt alle nach den steuerlichen 
Vorschriften in den Betriebsvermögensvergleich 
einzubeziehenden Wirtschaftsgütor, also auch sein 
Sonderbetriebsvermögen (sogenanntes steuerliches 
Kapitalkonto). 

Die nicht ausgleichsfähigen Verluste können nur 
mit Gewinnen verrechnet werden, die dem Kom­
manditisten in späteren Wirtschaftsjahren auf 
Grund seiner Beteiligung an derselben Kommandit­
gesellschaft zuzurechnen sind. Die Verrechnungs­
möglichkeit erstreckt sich auf sämtliche Gewinne, 
die mit der Beteiligung im Zusammenhang stehen, 
somit auch auf Sondervergütungen im Sinne des 
§23 Z 2, auf Gewinne im Rahmen des Sonderbe­
triebsvermögens sowie auf Veräußerungsgewinne 
im Sinne des § 23 a Abs. 2. Diese Gewinnverrech­
nungsmöglichkeit ist im Gegensatz zum Verlustab­
zug im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 4 zeitlich unbefri­
stet. 

Sind im Zeitpunkt des Ausscheidens eines Kom­
manditisten nicht ausgleichsfähige Verluste aus frü­
heren Wirtschaftsjahren noch nicht gegen spätere 
Gewinne verrechnet worden, so .wird diese Ver­
rechnung vorrangig gegen einen allfälligen Veräu­
ßerungsgewinn vorzunehmen sein. 

Aus Gründen der leichteren V ollziehbarkeit ist 
die im Begutachtungsentwurf enthalten gewesene 
Gewinnzurechnung bei Einlageminderungen nicht 
mehr vorgesehen. Mißbräuchlichen Gestaltungen in 
der Form, daß durch kurzfristige Einlagen, die 
nach dem Bilanzstichtag wieder entnommen wer­
den, unervvünschte Verlustverrechnungsmöglich­
keiten geschaffen werden, wird regelmäßig durch 
Anwendung des § 22 BAO entgegengetreten wer­
den können. Zudem sollen nunmehr auch solche 
Vorgänge zu einem Veräußerungsge~inn führen, 
bei denen ein Kommanditist mit negativem Kapital-
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konto ohne Abfindung aus der Gesellschaft aus­
scheidet, ohne das negative Kapitalkonto auffüllen 
zu müssen. Dieser Bestimmung liegt die Überle­
gung zugrunde, daß der Wegfall der einen Kom­
manditisten mit negativem Kapitalkbnto treffenden 
bedingten AuffüllungsverpfIichtung wirtschaftlich 
betrachtet einen betrieblich veranlaßten Vermö­
gensvorteil darstellt. 

I 

Im Hinblick darauf, daß nicht nur Kommandite 
gesellschaften, sondern auch andere Unterneh­
mensformen als Verlustzuweisungsinstrumente ein­
gesetzt werden, soll die Regelung des § 23 a auch 
für andere Mitunternehmer, deren Haftung der 
eines Kommanditisten vergleichbar ist, Anwendung 
finden. Als solche Mitunternehmer kommen insbe­
sondere die ausdrücklich angeführten sogenannten 
unechten (atypischen) stillen Gesellschafter in 
Betracht. 

Soweit auf Grund der bisherig~~ Besteuerungs­
praxis Verluste eines Kommanditisten einem ande­
ren Gesellschafter (unbeschränkt haftenden Gesell­
schafter) zugerechnet worden sind, ist im Entwurf 
eine Übergangsregelung in der Weise getroffen, 
daß bis zum Betrag der dem unbeschränkt haften­
den Gesellschafter zugerechneten Verluste die in 
späteren Wirtschaftsjahren auf den Kommanditi­
sten entfallenden Gewinne aus seiner Beteiligung 
dem unbeschränkt haftenden Gesellschafter zuzu­
rechnen sind. 

Zu Art. I Z 24, 25, 27, 28, 31, 33 und 34 (§ 33 
Abs. 1,3,5 und 6 und § 57 Abs. 1,3 und 4): 

Durch die Neugestaltung des vorliegenden Ein­
kommensteuertarifes soll insbesondere in den unte­
ren und mittleren Einkommensstufen eine spürbare 
Entlastung erfolgen. Gleichzeitig soll ab 1. Jänner 
1982 der Arbeitnehmerabsetzbetrag von bisher 
3 000 S jährlich auf 3 500 S jährlich erhöht und der 
Alleinverdienerabsetzbetrag in Höhe von 3 200 S 
jährlich auch für alleinstehende Personen mit min­
destens einem Kind im Sinne des § 119 eingeführt 
werden. Als zweite Etappe dieser Steuersenkung ist 
ab 1. Jänner 1983 die Anhebung verschiedener 
Absetzbeträge vorgesehen. Der allgemeine Steuer­
absetzbetrag soll von 4800 Sauf 5 100 S jährlich 
angehoben werden, der Alleinverdienerabsetzbe­
trag und der Alleinerhalterabsetzbetrag von je 
3 200 S jährlich auf je" 3900 S jährlich, der Arbeit­
nehmerabsetzbetrag von 3 500 S jährlich auf 
4 000 S jährlich und der Pensionistenabsetzbetrag 
von 2 000 S jährlich auf 2 400 S jährlich. Beide 
Maßnahmen werden zusammen einen Steuerausfall 
von 9 Mrd. S brutto jährlich bewirken (1982 
6 Mrd. S, 19833 Mrd. S). 

Zu Art. I Z 26 und 32 (§ 33 Abs. 4 und § 57 Abs. 2): 

Der Alleinverdienerabsetzbetrag soll durch die 
vorgesehene. Erweiterung auf Personen, die allein 
für mindestens ein unterhaltsberechtigtes Kind zu 
sorgen haben, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

dieser Alleinerhalter stärken. Da es sich um einen 
einheitlichen Absetzbetrag handelt, kommt er auch 
dann nur einmal zum Zuge, wenn in einem Veran­
lagungszeitraum sowohl die Voraussetzungen für 
die Gewährung des Alleinverdienerabsetzbetrages 
im engeren Sinn als auch für die Gewährung des 
Absetzbetrages an Alleinerhalter vorliegen. 
Anspruchsberechtigt sollen alle nicht verheirateten 
Personen (Ledige, Geschiedene, Verwitwete) sein, 
die mindestens ein Kind im Sinne des § 119 haben. 
Der Absetzbetrag soll nicht die Aufwendungen 
abgelten, die die Kinder verursachen, sondern einen 
wirtschaftlichen Ausgleich für die Behinderung des 
Alleinerhalters im Erwerbsleben (infolge der Sorge­
pflicht für Kinder) darstellen. Soweit eine eheähnli­
che Gemeinschaft vorliegt oder der Steuerpflichtige 
Unterhaltsleistungen oder Versorgungsleistungen 
für sich erhält (Alimentationsleistungen für Kinder 
sowie die dem Kind als unmittelbar Anspruchsbe­
rechtigtem zukommenden Waisen- oder Halbwai­
senpensionen sind somit unbeachtlich), wird die 
wirtschaftliche Erschwernis für den Alleinerhalter 
ausgeglichen, und der Absetzbetrag soll ebenso wie 
der bisherige Alleinverdienerabsetzbetrag nicht 
zum Zuge kommen. Bei Ermittlung der 10 OOO-S­
Grenze für die Witwen- oder Witwereinkünfte sind 
die steuerfreien Einkünfte ebenso wie nach dem 
Grundtatbestand des Alleinverdienerabsetzbetrages 
außer Ansatz zu lassen. Diese Crenze überstei­
gende Versorgungs leistungen sollen für den 
Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag nux 
dann schädlich sein, wenn der Steuerpflichtige 
daneben andere Einkünfte von mehr als 10000 S 
jährlich erhält. 

Zu Art. I Z 29 (§ 37 Abs. 1): 

Durch die Ergänzung des § 37 Abs. 1 soll klarge­
stellt werden, daß die steuerlichen Bestimmungen 
des § 67 bei einem davon erfaßten Steuerpflichtigen 
(im Inland tätiger Dienstnehmer oder Grenzgän­
ger) die Besteuerung der sonstigen Bezüge abschlie­
ßend regeln. Eine andere Auslegung, die eine 
Anwendung der Bestimmungen der §§ 37 und 38 
für Bezüge im Sinne des § 67Abs. 10 für zulässig 
hielte, würde das zufällige Vorliegen eines Veranla­
gungsgrundes voraussetzen und dem Gesetz einen 
gleichheitswidrigen Inhalt beimessen. 

Zu Art. I Z 30: 

Durch den Wegfall der Bestimmungen des § 39 
Abs. 3 und § 41 Abs. 5 soll einem Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes zur korrespondierenden 
Bestimmung des § 67 Abs. 11 Rechnung getragen 
werden. 

Zu Art. I Z 35 (§ 58 Abs. 1): 

Die vorgenommene Änderung stellt eine Anpas­
sung an die Ausweitung des Alleinverdienerabsetz­
betrages auf den Alleinerhalterdar. 

4 
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Zu Art. I Z 35 a (§ 62 Abs. 4 Z 2): 

Die Neufassung des § 62 Abs. 4 Z 2 nimmt auf 
die neue Sonderausgabenregelung des § 18 Abs. 1 
Z 7 Bedacht. 

Zu Art. I Z 36 (§67 Abs. 1): 

Durch die Anhebung der Bagatellgrenze von 
130 Sauf 150 S bei den sonstigen Bezügen soll 
erreicht werden, daß Mindestpensionsbezieher und 
Bezieher kleiner Einkünfte an läßlich der letzten 
Sonderzahlung nicht in eine Besteuerung mit den 
festen Steuersätz:en hineinwachsen. 

Zu Art. IZ 37 (§ 68): 

Die vorgenommene Änderung stellt lediglich 
eine Zitierungsanpassung dar. 

Zu Art. I Z 38 (§ 72 Abs. 1): 

Um Terminverluste durch Pensionisten mit einer 
Dauerlohnsteuerkarte insbesondere bei am Jahres­
ende vorgenommenen Freibetragseintragungen zu 
vermeiden, soll in Hinkunft die Durchführung des 
Jahresausgleiches erfolgen, ohne daß es eines ent­
sprechenden Antrages bedarf. 

Zu Art. I Z 39 (§ 72 Abs. 2 Z 1): 

Durch die Neufassung des § 72 Abs. 2 Z 1 soll 
die Verpflichtung zur Durchführung des Jahresaus­
gleiches durch den Arbeitgeber innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes den Bestimmungen der 
Bundesabgabenordnung angepaßt werden, die Jen 
Finanzbehörden eine EntscheidungspfIicht inner­
halb von sechs Monaten auferlegen. 

Zu Art. I Z 40 (§ 72 Abs. 3): 

Durch diese. Ergänzung soll die Durchführung 
eines Jahresausgleiches von Amts wegen effizienter 
vorgenommen werden können. In der bisherigen 
Verwaltungs praxis hat sich nämlich gezeigt, daß in 
jenen Fällen, in denen zwei oder mehrere Lohn­
steuerkarten ausgestellt wurden, oftmals Lohnzettel 
bei jenen Bezügen abverlangt werden mußten, die 
auf Grund einer Ersten Lohnsteuerkarte angefallen 
sind. Durch die Verpflichtung zur Mitteilung der 
Einkünfte auf Grund der "Ersten" Lohnsteuerkarte 
soll sich in Hinkunft dieser zusätzliche Arbeitsvor­
gang erübrigen. 

Zu Art. I Z 41 und 42 (§ 106 Abs.2 Z 4 und 
Abs.3): 

Durch diese Änderung der bisherigen Rechts­
lage, wonach bei Zusammentreffen von Körperbe­
hinderungen verschiedener Art das amtlich aner­
kannte Höchstausmaß der Minderung. der 
Erwerbsfähigkeit maßgebend war, soll nunmehr im 
Falle mehrerer Behinderungskomponenten eine 
einzige Stelle zur Beurteilung des Gesamtausmaßes 
der Körperbehinderung zuständig sein. 

Zu Art. I Z 43 bis 46 und 48 (§§ 108 und 114): 

Die staatliche Förderung für das Bausparen soll 
insofern eine wesentliche Verbesserung erfahren, 
als die Bausparprämie für Neuverträge (Verträge 
ab 1. Juli 1981) unter gleichzeitiger Verlängerung 
der Bindungsfrist auf sechs Jahre 13 vH betragen 
soll. Die neue Bausparprämie soll überdies bereits 
ab 1. Jänner 1981 für bisherige zehnprozentige 
Verträge wirksam werden, wenn der Bausparer von 
der eingeräumten befristeten Umsteigmöglichkeit 
der bisherigen Verträge mit fünf jähriger Bindungs­
frist auf eine sechsjährige Bindungsfrist im Kalen­
derjahr 1981 Gebrauch macht. Erfolgt die Umstei­
geerklärung nach dem 31. Dezember 1981, aber 
noch vor dem 1. Juli 1982, dann soll die Bauspar­
prämie von 13 vH ab 1. Jänner 1982 wirksam wer­
den. Für alle Bausparverträge soll für die Verlänge­
rungszeiträume die Prämie immer 13 vH betragen, 
und zwar auch hinsichtlich solcher zehnprozenti­
gen Verträge, für die die Umsteigerklärung im 
Sinne des § 114 Abs. 5 nicht abgegeben wird. 

Die Bemessungsgrundlage soll ab 1. Jänner 1982 
je 8 000 S, und zwar auch für mitberücksichtigte 
Kinder, betragen und für alle Kategorien von Bau­
sparverträgen gelten. Neu ist ferner die sogenannte 
Zwölftelregelung, wonach im Jahr des Auslaufens 
eines Bausparvertrages die Prämie nur für so viele 
Zwölf tel der Bemessungsgrundlage zustehen soll, 
als Monate im Kalenderjahr vergangen sind. Diese 
Änderung soll aber nur für Verträge mit einer drei­
zehnprozentigen Prämie und sechsjähriger Min~ 
destbindungsfrist gelten, für die der Antrag auf 
Vertragsabschluß nach dem 30. Juni 1981 gestellt 
wurde. 

Durch die Ergänzung des § 108 Abs.2 soll 
infolge der für alle mitberücksichtigten Personen 
gleich hohen Erhöhungsbeträge nunmehr in jenen 
Fällen, in denen ein Bausparvertrag während eines 
Kalenderjahres aufgelöst wird, den bisher mitbe­
rücksichtigten Personen die Möglichkeit einge­
räumt werden, für die noch nicht verbrauchten 
Teile der für sie zustehenden Bemessungsgrundlage 
eine Einkommen(Lohn)steuererstattung auf Grund 
eines eigenen Vertrages geltend zu machen. Aus 
diesem Grund war auch eine Regelung über die 
Zurechnung von nicht im Höchstausmaß (bzw. 
nicht im Ausmaß der zustehenden Zwölftelbeträge) 
in dem Kalenderjahr der Auflösung geleisteter 
Beträge erforderlich. 

Die vorgesehene Verordnungsermächtigung soll 
dem Bundesminister für Finanzen die Handhabe 
bieten, die jeweilige Prämie im Verordnungswege 
dem allgemeinen Zinsniveau anzupassen. 

Zu Art. I Z 49 (§ 123 Abs. 1): 

Durch die Neufassung soll die Bestimmung der 
pauschalen Teilwertabschreibung unbefristet ver­
längert werden. 
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VORBLATT 

zu Abschnitt II 

Probleme: 

1. Die Befriedigung des zunehmenden Fremd~ittelbedarfs der Wirtschaft setzt einen funktionierenden 
und flexiblen Kreditmarkt voraus. Der Unternehmer muß daher die Möglichkeit haben, sich rasch 
Fremdmittel zu beschaffen, damit betriebswirtschaftlich notwendige Investitionsentscheidungen nicht 
gehemmt werden. Kreditunternehmungen, die nach ihrem Geschäftsgegenstand ausschließlich Auf­
gaben der Kreditsicherung erfüllen, haben in diesem Zusammenhang besondere Bedeutung. Ihr wirt­
schaftliches Potential sollte daher durch Besteuerungsmaßnahmen nicht geschmälert werden. Ange­
sichts der kleinen Anzahl sowie des eingeschränkten Tätigkeitsbereiches derartiger Kreditunterneh­
mungen ist bei einer steuerlichen Bevorzugung mit Wettbewerbsverzerrungen nicht zu rechnen. 

2. Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die nach Satzung, Stiftung oder 
sonstiger Verfassung und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen, sind nach Maßgabe der näheren 
Bestimmungen der §§ 34 bis 47 Bundesabgabenordnung von der Körperschaftsteuer befreit. Diese 
persönliche Befreiung erstreckt sich aber ua. nicht auf unterhaltene wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, 
die sich als Mittel zu Erreichung der vorgenannten Zwecke darstellen. Die regelmäßige Erschei­
nungsform solcher wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe sind Vereinsfeste. Die volle steuerliche Erfas­
sung von Überschüssen aus derartigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben beeinträchtigt die Mög­
lichkeit der betroffenen Körperschaften, Anschaffungen im Zusammenhang mit der Verfolgung der 
begünstigten Zwecke zu tätigen. 

Lösungen: 

Zu 1.: Der bereits angesprochenen Zielsetzung kann durch eine Körperschaftsteuerbefreiung Rechnung 
getragen werden. 

Zu .. 2.: Zur Vermeidung der aufgezeigten Besteuerungshärten erscheint eine teilweise Steuerfreistellung 
von Uberschüssen aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben im Sinne des § 45 Abs. 1 Bundesabgabenord­
nung am zweckmäßigsten. 

Kosten: 

Durch die vorgeschlagenen Maßnahmen ist mit Steuerausfällen von 40 Mio. S zu rechnen. 
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ABSCHNIlT II 

'K ö r per s c h a f t s t e u e r 

Zu Art. I Z 2 (§ 8 Abs. 4 lit. a, § 10 Abs. llit. a und 
§ 22 Abs. 4 Z 2) 

Hinsichtlich der Änderung wird auf die Erläute­
rungen zu Abschnitt III Art. I Z 1 verwiesen. 

Zu Art. I Z 3 (§ 5 Abs. 1 Z 3)-

Mit der in Aussicht genommenen Befreiungsbe­
stimmung sollen bestimmte Kreditunternehmungen ' 
aus denselben wirtschaftlichen Erwägungen, die für 
die Schaffung der bereits bestehenden gleichlauten­
den Befreiungsbestimmung im § 3 Z 10 des Vermö­
gensteuergesetzes maßgebend waren, steuerlich 
entlastet werden. 

Zu Art. I Z 4 (§ 5 Abs. 1 Z 6) 

Die Einfügung des letzten Halbsatzes soll im 
Hinblick auf die in Art. I Z 6 für Körperschaften im 
Sinne des § 5 Abs. 1 Z 6 vorgesehene Tarifbegünsti­
gung lediglich klarstellen, daß eine persönliche 
Befreiung von der Körperschaftsteuer nur nach 
Maßgabe der näheren Bestimmungen der §§ 34 bis 
47 BAO in Betracht kommt. 

Zu Art. I Z 5 (§ 16 Z 5) 

Hinsichtlich der Änderung wird auf die Erläute­
rungen zu Abschnitt I Art. I Z 18 verwiesen. 

Zu Art. I Z 6 (§ 22 Abs. 6) 

Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach der Satzung, Stiftung 
oder sonstigen Verfassung und nach ihrer tatsächli­
chen Geschäftsführung ausschließlich und unmittel­
bar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecken dienen, sind unter den weiteren Voraus­
setzungen der §§ 34 bis 47 BAO gemäß § 5 Abs. 1 
Z 6 von der Körperschaftsteuer befreit. Unterhalten 
derartige Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäfts­
betriebe im Sinne des § 45 Abs. 1 BAO, sind sie mit 
diesen ohne Gewinnabsicht erzielten Einkünften 
körperschaftsteuerpflichtig; die übrigen abgaben­
rechtlichen Begünstigungen bleiben diesfalls jedoch 
aufrecht. Im Hinblick auf die Tatsache, daß solche 
Überschüsse nach der Definition des wirtschaftli­
chen Geschäftsbetriebes im § 31 BAO Zufallscha­
rakter aufweisen und e'in wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb im Sinne des § 45 Abs. 1 BAo sich 

immer als Mittel zur Erreichung des gemeinnützi­
gen, mildtätigen oder kirchlichen Zweckes darstel­
len muß, erscheint es gerechtfertigt, die sachliche 
Steuerpflicht in diesem Bereich nicht voll eintreten 
zu lassen. Durch die vorgesehene Tarifbegünsti­
gung soll demgemäß bewirkt werden, daß die . 
Gewinne aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 
im Sinne des § 45 Abs. 1 BAO, höchstens jedoch 
ein Betrag von 80 000 S, unbesteuert bleiben, Mit 
dem vorgesehenen Höchstbetrag von 80000 S wird 
auf die regelmäßige Erscheinungsform derartiger 
Geschäftsbetriebe, insbesondere auf Vereinsfeste, 
abgestellt. Die Tarifbegünstigung gewährleistet. 
durch ihren Freibetragscharakter, daß den betroffe­
nen Steuerpflichtigen auch im Falle des Überschrei­
tens des Höchstbetrages jedenfalls ein Betrag von 
80 000 S ungeschmälert für die Verfolgung der 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecke zur Verfügung steht. Die Tarifbegünsti­
gung soll auch dann zustehen, wenn die Körper­
schaft neben den Geschäftsbetrieben im Sinne des 
§ 45 Abs. 1 BAO Gewerbebetriebe, land- und forst­
wirtschaftliehe Betriebe oder wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe gemäß § 45 Abs.3 BAO unter­
hält und ihr auf Grund eines Bescheides gemäß § 44 
Abs. 2 BAO die Befreiung gemäß § 5 Abs. 1 Z 6, 
mit Ausnahme der begünstigungsschädlichen 
Betriebe, wieder eingeräumt worden ist. Nach dem 
Wortlaut der vorgesehenen Tarifbegünstigung soll 
in diesem Fall ein bei der Einkommensermittlung 
allfällig vorzunehmender Verlustausgleich und 
Verlustvortrag den in Betracht kommenden abzu­
ziehenden Betrag unberührt lassen. 

Beispiel: 

1982 Einkünfte aus Gewerbebetrieb. . . . . 50 000 S 
Einkünfte aus wirtschaftlichem 
Geschäftsbetrieb gern. § 45 Abs. 1 
BAO.......................... 90000 S 

140000 S 
Verlustvortrag aus 1981 .... . . . . .. - 40 000 S 

100000 S 
Freibetrag ........... ,......... 80 000 S 

zu versteuerndes Einkommen 20 000 S 

Budgetäre Auswirkungen: 

Durch die vorgeschlagenen Maßnahmen ist mit 
Steuerausfällen von 40 Mio. S jährlich zu rechnen. 
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VORBLATT 

zu Abschnitt III 

Probleme - Lösungen 

Im Gleichklang mit den Zielsetzungen im körperschaftsteuerlichen Bereich soll eine Entlastung für 
bestimmte Kreditunternehmungen sowie Körperschaften, die gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke verfolgen, auch auf gewerbesteuerlichem Gebiet herbeigeführt werden. 

Im Gegensatz zur Einkommensteuer werden nach der derzeitigen Gesetzeslage für die Hinzurechnun­
gen im Sinne des § 7 Z 1 und 3 GewStG Zinsen und Wertsicherungsbeträge unterschiedlich behandelt. 
Durch eine entsprechende Änderung der genannten Hinzurechnungsbestimmungen soll eine Angleichung 
der gewerbesteuerlichen Behandlung der Zinsen und Wertsicherungsbeträge an ihre einkommensteuerli­
che Behandlung herbeigeführt werden. 

Zur Förderung der betrieblichen Forschung sollen Kredite der bundesgesetzlich errichteten Forschungs­
fonds sowie Kredite des Bundes für Forschungszwecke, unabhängig von ihrer Laufzeit und ihrer Abwick­
lung, nicht als Dauerschulden im Sinne des Gewerbesteuergesetzes behandelt werden. 

Im Interesse der österreichischen Wirtschaft sollen Kredite zur Finanzierung von Ausfuhrumsätzen im 
Sinne des § 123 EStG 1972 ohne Rücksicht auf ihre Laufzeit und ihre Abwicklung nicht als Dallerschulden 
im Sinne des Gewerbesteuergesetzes gelten. Diese Regelung erscheint insbesondere deshalb von Bedeu­
tung, weil die Abwicklung dieser Kredite in letzter Zeit vielfach so gestaltet wird, daß diese Kredite im 
Sinne der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes als Dauerschulden anzusehen wären. 

Im Hinblick auf das erhöhte Zinsenniveau ergibt sich auf Grund der Hinzurechnungspflicht von Dauer­
schuldzinsen für die Gewerbebetriebe eine größere Gewerbesteuerbelastung. Durch das Anheben des für 
diese Hinzurechnung, vorgesehenen Freibetrages und die nur 90%ige Berücksichtigung dieser Hinzurech­
nungsbeträge bei Ermittlung des Gewerbeertrages soll der besagten Zinsenentwicklung im Rahmen der 
Veranlagungen der Jahre 1982 und 1983 Rechnung getragen werden. ' 

Durch die Neuregelung des Tarifes für die Ermittlung des Gewerbeertrages hinsichtlich jener Gewerbe­
betriebe, die von natürlichen Personen und Personengesellschaften betrieben werden, soll eine Entlastung , 
für Gewerbebetriebe mit niedrigen Gewerbeerträgen herbeigeführt werden, wobei diese steuerliche Entla:­
stung bei den Gewerbebetrieben mit höheren Gewerbeerträgen einen gewissen Ausgleich erfahren würde. 

Im Hinblick auf die Neuregelung der Erhebung der Gewerbesteuer bei bestimmten Personenvereinigun­
gen (insbesondere Arbeitsgemeinschaften im Baugewerbe) ergibt sich qie Notwendigkeit, für die Zerle­
gung des einheitlichen, Steuermeßbetrages auf die beteiligten Gemeinden vom Abstellen auf die Verhält­
nisse zum jeweiligen Jahresbeginn abzugehen, um eine ungerechtfertigte Zerlegung zu vermeiden. 

Bezüglich der Zerlegungsbestimmungen erscheint eine Valorisierung von Beträgen angebracht. 

Kosten: 

Die vorgesehene Novellierung des Gewerbesteuergesetzes läßt einen Ausfall an Gewerbesteuer und, 
Bundesgewerbesteuer in der Größenordnung von insgesamt etwa 300 Mio. S erwarten. 
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ABSCHNITT III 

Gewerbesteuer 

Zu Art. I Z 1 (§ 2 Z 4 und § 26 Abs. 4): 

Der bisher im § 2 Z 4 und im § 26 Abs. 4 in 
Klammer gesetzte Hinweis auf das Sparkassenver­
waltungsgesetz, BGBI. Nr.296/1935, ist überholt 
und soll durch den Hinweis auf das Sparkassenge­
setz, BGBI. Nr. 64/1979, ersetzt werden. 

Zu Art. I Z 2 (§ 2 Z 12): 

Bezüglich der gegenständlichen Erweiterung der 
Befreiungsbestimmungen wird auf die Erläuterun­
gen zum Abschnitt II Art. I Z 3 des Gesetzentwur­
fes hingewiesen .. 

Zu Art. I Z 3 (§ 7 Z 1): . 

Ab der Veranlagung des Kalenderjahres 1981 
sollen jene nominellen Mehrbeträge auf Grund 
einer Wertsicherung, die anstelle von hinzurech­
nungspflichtigen Zinsen oder neben hinzurech­
nungspflichtigen Zinsen verrechnet werden, den 
Dauerschuldzinsen gleichgestellt sein. Damit soll 
eine Angleichung an die Bestimmungen des § 27 
Abs. 2 Z 1 EStG 1972 erreicht werden, die - eben­
falls ab der Veranlagung des Kalenderjahres 1981 
- keine unterschiedliche Behandlung der soge­
nannten Wertsicherungsbeträge und der Zinsen 
mehr vorsehen. 

Die im Gesetzentwurf genannten Darlehen für 
Forschungszwecke sowie die im Gesetzentwurf 
näher bezeichneten Schulden zur Finanzierung von 
Ausfuhrumsätzen im Sinne des § 123 EStG 1972 
sollen unabhängig von ihrer Laufzeit und ihrer 
Abwicklung nicht als Dauerschulden im Sinne des 
Gewerbesteuergesetzes gelten. Der letztgenannten 
Ausnahmeregelung kommt insofern besondere 
Bedeutung zu, als die Abwickluqg der Kredite zur 
Finanzierung der Ausfuhrumsätze in letzter Zeit 
vielfach so gestaltet wird, daß es nicht mehr vertret­
bar erscheint, diese Schulden im Sinne der Recht­
sprechung des Verwaltungsgerichtshofes als lau­
fende Schulden von der Hinzurechnung auszuneh­
men. Durch diese Ausnahmeregelungen sollen die 
betriebliche Forschung und die österreichische 
Wirtschaft gefördert werden. Die Ausnahmerege­
lung hinsichtlich der Dailehen für. Forschungs­
zwecke soll erstmalig bei der Veranlagung des 
Kalenderjahres 1981, die Ausnahmeregelung für 
die Exportförderungskredite soll zufolge Fehlens 
einer besonderen Inkrafttretensbestimmung für alle 
Abgabenbescheide gelten, die nach dem Tag der 
Verlautbarung des gegenständlichen Gesetzes im 
Bundesgesetzblatt erlassen werden. 

Zu Art. IZ4 (§ 7 Z 3): 

Entsprechend der Hinzurechnung gemäß § 7 Z 1 
sollen ab der Veranlagung des Kalenderjahres 1981 
auch bei der Hinzurechnung gemäß § 7 Z 3 nomi­
nelle Mehrbeträge auf Grund einer Wertsicherung 

der Einlage des stillen Gesellschafters den Gewinn­
anteilen des stillen Gesellschafters glei'chgestellt 
sein, um auch hinsichtlich der . Hinzurechnung 
gemäß § 7 Z 3 eine Angleichung an die Bestimmun­
gen des § 27 Abs. 2 Z 1 EStG 1972 herbeizuführen. 

Zu Art. I Z 5 (§ 7 Z 6): 

Die textliche Neufassung des ersten Satzes des 
§ 7 Z 6 trägt der einkommensteuerlichen Behand­
lung jener Gehälter und sonstigen Vergütungen 
Rechnung, die Einkünfte gemäß § 22 Abs. 1 Z 2 
EStG 1972 darstellen. 

Zu Art. I Z 6 (§ 11 Abs. 2): 

Mit der Neugestaltung des Tarifes für die 
Ermittlung des Gewerbeertrages sollen insbeson­
dere kleine Gewerbebetriebe" die von natürlichen 
Personen oder Personengesellschaften betrieben 
werden und nur geringe Gewerbeerträge erzielen, 
eine gewerbesteuerliche Entlastung dadurch erfah­
ren, daß die erste Steuerstufe, für die die Steuer­
meßzahl l1l beträgt, von bisher 60 000 Sauf 
80 000 S angehoben wird. Durch die Änderung der 
folgenden Einschleifstufen und der zugehörigen 
Steuermeßzahlen soll neben einem Ausgleich für 
die Anhebung der ersten Steuerstufe von 60 000 S 
auf 80 000 S bewirkt werden, daß sich ab einem 
Gewerbeertrag von 320 000 S für alle Unternehmen 
einheitlich ein Steuermeßbetrag von 5 vH des 
Gewerbeertrages ergibt. 

Zu Art. I Z 7 (§ 11 Abs. 4): 

Mit der vorgesehenen Ergänzung des § 11 sollen 
die wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe im Sinne des 
§ 45 Abs. 1 BAO so wie bei der Körperschaftsteuer 
auch hinsichtlich der Gewerbesteuer nach dem 
Gewerbeertrag eine steuerliche Entlastung erfah­
ren. 

Zu Art. I Z 8 (§ 12 Abs. 2 Z 1): 

Es handelt sich hiebei lediglich um eine textliche 
Neufassung in Anpassung an die vorgesehenen 
Änderungen der Hinzurechnungsbestimmungen 
des §7 Z 1 und 3. 

Zu Art. IZ 9 (§ 30 Abs. 2): 

Werden Betriebsstätten zur Ausübung des 
Gewerbes in mehreren Gemeinden unterhalten, so 
ist der einheitliche Steuermeßbetrag in die auf die 
einzelnen Gemeinden entfallenden Anteile (Zerle­
gungsanteile) zu zerlegen. Hiebei kommt es auf 
Grund der Bestimmungen des § 30 Abs. 2 - sieht 
man vom Sonderfall des Eintrittes in die Steuer­
pflicht ab - auf die Verhältnisse zum Beginn des 
jeweiligen Erhebungszeitraumes an. Als Folge die­
ses Stichtagsgrundsatzes finden bei der Zerlegung 
nur jene Betriebsstätten Berücksichtigung, die am 
Beginn· des Erhebungszeitraumes vorhanden sind. 
Dieser Stichtagsgrundsatz würde ~ngesichts der im 
Abschnitt VII dieses Gesetzentwurfes vorgesehenen 
Neuregelung der Erhebung der Gewerbesteuer zu 
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einer ungerechtfertigten Feststellung der Zerle­
gungsanteile führen. Durch die Aufhebung des § 30 
Abs. 2 soll nun für die Feststellung die Zerlegungs­
anteile ganz allgemein nur mehr maßgebend sein, 
ob im Laufe des Erhebungszeitraumes in einer 
Gemeinde eine Betriebsstätte vorhanden war. 

Zu Art. I Z 10 und 11 (§ 33 Z 1 und 2): 

§ 33 Z 1 bestimmt, daß die für die Zerlegung des 
einheitlichen Steuermeßbetrages maßgeblichen 
Arbeitslöhne insoweit unberücksichtigt bleiben, als 
die Bezüge bei dem einzelnen Arbeitnehmer 
200 000 S übersteigen. Auf diese Weise soll vermie­
den werden, daß jener Gemeinde, in der sich die 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet, 
infolge der verhältnismäßig höheren Arbeitslöhne 
in dieser Betriebsstätte ein ungerechtfertigt hoher 
Zerlegungsanteil zufällt. Der besagte Grenzbetrag 
von 200 000 S soll nun in Anpassung an die geän­
derten Verhältnisse auf 280 000 S angehoben wer­
den, was einem 14maligen, Monatsbezug von 
20 000 S entspricht. 

Gemäß § 33 Z 2 sind bei Unternehmen, die nicht 
von einer juristischen Person betrieben werden, für 
die Zerlegung des einheitlichen Steuermeßbetrages 
für die im Betrieb tätigen Unternehmer (Mitunter­
nehmer) insgesamt 30 000 S jährlich anzusetzen. 
Dieser Betrag, der den gegebenen Verhältnissen 
nicht mehr entspricht, soll auf 175 000 Sangehoben 
werden. 

Zu Art. 11 

Im Hinblick auf das erhöhte Zinsenniveau soll in 
Entsprechung der Entschließung des Nationalrates 
vom 1. Juli 1981, E 60 - NR/XV. GP., für die 
Ermittlung des Gewerbeertrages der Kalenderjahre 
1982 und 1983 eine Milderung der Hinzurechnung 
gemäß § 7 Z 1 dadurch erreicht werden, daß die 
nach dieser Gesetzesstelle hinzuzurechnenden 
Beträge nicht in vollem Umfang, sondern nur im 
Ausmaß von 90 vH zu berücksichtigen sind und der 
für diese Hinzurechnungen vorgesehene Freibetrag 
anstatt mit 10 000 S mit 20000 S in Ansatz zu brin­
gen ist. 
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VORBLATT 

zu Abschnitt IV 

Problem: 

Nach dem das Umsatzsteuerrecht beherrschenden Grundsatz der Einheitlichkeit der Leistung teilen 
Nebenleistungen das umsatzsteuerrechtliche Schicksal der Haupdeistung bzw. Nebenentgelte das Schick­
sal des Hauptentgeltes. Demgegenüber hat der Verwaltungsgerichtshof in einem Erkenntnis die Auffas­
sung vertreten, daß die Vertragserrichtungskosten und die Bestandvertragsgebühren, die der Leistungs­
empfänger dem leistenden Unternehmer zu ersetzen hat, mangels V orIiegens eines Leistungsaustausches 
nicht der Umsatzbesteuerung unterzogen werden können. 

Lösung: 

Durch eine entsprechen,de Ergänzung des Entgeltsbegriffes (§ 4 Abs. 1) soll verdeutlicht werden, daß 
auch Vertragserrichtungskosten und Bestandvertragsgebühren Teil des Entgeltes sind und daher in die 
Umsatzsteuerbemessungsgrundlage einbezogen werden müssen. Um Schwierigkeiten auf dem Gebiet der 
Vollziehung des Gebührengesetzes zu vermeiden, sieht der Gesetzesentwurf gleichzeitig vor, daß die 
Gebühren für Bestandverträge wie durchlaufende Posten zu behandeln sind. 

Der Gesetzesentwurf sieht weiters eine Anpassung der Umsatz- und Einheitswertgrenzen im § 22 Abs. 7 
an die mit Wirkung ab 1. Jänner 1981 angehobenen Grenzen im § 125 BAO. und eine Änderung im § 23 
vor. Durch die Änderung im § 23 sollen ungerechtfertigte Steuervorteile hintangehalten werden, die bei 
der Ermittlung des Kürzungsbetrages durch die Berücksichtigung der nach § 11 Abs. 12 und 14, § 12 
Abs. 10 bis 12 und § 16 geschuldeten Steuerbeträge eintreten können. 

Kosten: 

Nennenswerte budgetäre Auswirkungen oder Verwaltungserschwernisse sind mit den vorgesehenen 
Gesetzesänderungen nicht verbunden. 
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. ABSCHNITT IV 

Umsatzsteuer 

Zu Art. I Z 1 (§ 4 Abs. 1): 

Die vorgesehene Ergänzung des Wortlautes im 
§ 4 Abs. 1 erweist sich als notwendig, da sich der 
Verwaltungsgerichtshof in einem Erkenntnis eines 
verstärkten Senates vom 20. November 1980, 
Zl. 1542/78, im wesentlichen auf den Standpunkt 
gestellt hat, daß Vertragserrichtungskosten (im 
konkreten Fall Bestandvertragsgebühren), die der 
leistende Unternehmer (Bestandgeber) im eigenen 
Namen entrichtet und vom Leistungsempfänger 
(Bestandnehmer) ersetzt bekommen habe, in keiner 
Entgeltsbeziehung zu den zwischen den Vertrags­
parteien bedungenen Leistungen stünd~n und daher 
nicht in die Umsatzsteuerbemessungsgrundlage ein­
zubeziehen seien. In einem Erkenntnis vom 
12. März 1975, Zl. B 318/74, das allerdings auch 
andere Rechtsfragen zum Gegenstand hatte, war 
auch vom Verfassungsgerichtshof - jedoch ohne 
nähere Begründung - die Ansicht vertreten wor­
den, daß hinsichtlich der Bestandvertragsgebühren, 
die der Bestandgeber entrichtet und ersetzt bekom­
men habe, mangels eines Leistungsaustausches kein 
steuerbarer Umsatz gegeben sei. In beiden Erkennt­
nissen wird somit in völliger Abkehr von dem das 
Umsatzsteuerrecht beherrschenden Grundsatz der 
Einheitlichkeit der Leistung, der zu den Grundele­
menten der Umsatzbesteuerung gehört und seit vier 
Jahrzehnten weder von der Lehre noch von der 
Rechtsprechung in Zweifel gezogen worden ist, ein 
Kostenersatz (Ersatz von' Vertragserrichtungsko­
sten), der - ebenso wie zahlreiche andere bei 
einem Leistungsaustausch vorkommende Kostener-

. sätze (zB Ersatz von Reisespesen, Beratungskosten, 
Postgebühren, Versandspesen, Planungs- und Ent­
wicklungskosten sowie sonstige vertraglich bedun­
gene Kostenersätze) - in eindeutigem Zusammen­
hang mit einem Leistungsaustausch steht, ohne eine 
vom Umsatzsteuerrecht herleitbare stichhaltige 
Begründung aus dem einheitlichen Leistungsentgelt 
herausgebrochen und damit der Umsatzbesteue­
rung entzogen. In diesem Zusammenhang ist 
schließlich auch noch darauf hinzuweisen, d'aß der 
Verwaltungsgerichtshof bisher auf dem Gebiet der 
Grunderwerbsteuer bei Beurteilung der Frage der 
Einbeziehung der Vertragserrichtungskosten in den 
Wert der Gegenleistung stets dem Grundsatz der 
einheitlichen Betrachtungsweise Rechnung getra­
gen hat (siehe Erk. des VwGH vom 22. April 1953, 
Zl. 310/51, und vom 8. Juni 1959, Zl. 1528/57). 

Im Hinblick darauf, daß das Erkenntnis des Ver­
waltungsgerichtshofes vom 20. November 198"0, 
Zl. 1542178, von einem verstärkten Senat gefällt 
wurde und daher mit einem Abgehen von dieser 
Rechtsprechung, die weitreichende Beispielsfolgen 
für die (bisher unbestrittene) Umsatzbesteuerung 
von Kostenersätzen nach sich ziehen könnte, nicht 
gerechnet werden kann, ist eine entsprechende 

Ergänzung des Entgeltsbegriffes vorgesehen. Diese . 
Ergänzung soll verdeutlichen, daß auch Vertragser­
richtungskosten (einschließlich der Rechtsge­
schäftsgebühren), die der Leistungsempfänger auf­
zuwenden, das heißt, dem Leistenden zu zahlen 
bzw. zu ersetzen hat, Teil des Entgeltes für die im ' 
Vertrag bedungenen Leistungen sind und daher in 
die Umsatzsteuerbemessungsgrundlage einbezogen 
werden müssen. Im Interesse der Kontinuität der 
Rechtsanwendung und zwecks Vermeidung einer 
nicht tragbaren Schmälerung des Umsatzsteuerauf­
kommens erscheint es auch erforderlich, den 
ergänzten Gesetzeswortlaut des § 4 Abs. l' rück­
wirkend mit 1. Jänner 1973 in Kraft treten zu las­
sen. 

Zu Art. I Z 2 (§ 4 Abs. 3): 

Durch die vorgesehene Ergänzung des Wortlau­
tes des § 4 Abs. 3 dahingehend, d,aß auch Gebüh­

'ren für Bestandverträge,die unter die Bestimmun­
gen des § 33 TP 5 des Gebührengesetzes 1957 fal­
len, wie durchlaufende Posten zu behandeln sind, 
sollen vor allem Schwierigkeiten auf dem Gebiet 
der Vollziehung des Gebührengesetzes vermieden 
werden. 

N ach dem umsatzsteuerrechtlichen Grundsatz 
der Einheitlichkeit der Leistung ist die Bestandver­
tragsgebühr in den Fällen, in denen sie vom Finanz­
amt für Gebühren und Verkehrsteuern dem 
Bestandgeber vorgeschrieben wird und von diesem 
dem Bestandnehmer weiterverrechnet wird, in die 
U msatzsteuerbe~essungsgrundlage einzubeziehen 
(siehe in diesem Zusammenhang auch die Erläute­
rungen zu § 4 Abs. 1). Wird vom Finanzamt hinge­
gen nicht der Bestandgeber, sondern der Bestand­
nehmer zur Gebührenpflicht herangezogen, so 
kann keine Umsatzsteuer von den Rechtsgebühren 
anfallen. Es wird daher im Bestreben der Vertrags­
partner liegen, beim Finanzamt zu erWirken, daß 
der Gebührenbescheid an den Bestandnehmer und 
nicht an deJ? Bestandgeber gerichtet wird, und zwar 
insbesondere in den Fällen, in denen der Bestand­
nehmer nich~ zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 
Diese Möglichkeit ist aber dann versagt, wenn der 
Bestandgeber auf Grund der aus Verwaltungsver-' 
einfachungsgründen geschaffenen Bestimmung des 
§ 3 Abs. 4 des Gebührengesetzes 1957 zur Selbstbe­
rechnung der Gebühren verpflichtet ist. Es könnte 
daher in zunehmendem Maße dazu kommen, daß 
die Unternehmer (Bestandgeber), um ihren Kunden 
Umsatzsteuer zu ersparen, die Bewilligung zur 
Selbstberechnung der Gebühren zurücklegen und 
jedes einzelne Rechtsgeschäft mit dem Ersuchen, 
den Bescheid dem Bestandnehmer zuzustellen, zur 
Anzeige bringen. Diese Vorgangsweise wäre weder 
aus der Sicht der Finanzverwaltung noch aus der 
Sicht der Unternehmer zweckdienlich. Durch die 
vorgesehene Regelung soll überdies für jene Fälle 
Abhilfe geschaffen werden, in welchen der Bestand­
nehmer von der Entrichtung der Gebühren persön­
lich befreit ist (zB der Bund) und daher vom 
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Finanzamt als Gebührenschuldner nicht herangezo­
gen werden kann. 

Mit Rücksicht darauf, daß seit Ergehen des 
Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes vom 
12. März 1975, Zl. B 318/74, in einer Vielzahl von 
Fällen die Bestandvertragsgebühren von den Abga­
bepflichtigen nieht in die Bemessungsgrundlage für 
die Umsatzsteuer einbezogen wurden und eine 
Aufrollung dieser Verfahren zu großen administra­
tiven Schwierigkeiten führen würde, ist vorgesehen, 
daß die gegenständliche Ergänzung des Gesetzes­
wortlautes rückwirkend mit 1. Jänner 1975 in Kraft 
treten soll. 

Zu Art. I Z 3 (§ 22 Abs. 7): 

Die vorgesehene Änderung ist durch die mit Wir­
kung ab 1. Jänner 1981 erfolgte Novellierung des 
§ 125 der Bundesabgabenordnung erforderlich 
geworden (Anhebung der Umsatzgrenze von 
3 Mio. Sauf 3,5 Mio. Sund Anhebung der Ein­
heitswertgrenze von 700 000 Sauf 900 000 S). 
Gleichzeitig wurde auch der Wortlaut in einer der 
ratio legis entsprechenden Weise gefaßt. 

Zu Art. I Z 4 (§ 23 Abs. 1): 

Nach den in der Verwaltungspraxis bisher 
gemachten Erfahrungen führt die Berücksichtigung 
der nach § 11 Abs. 12 und 14 und der nach § 16 
geschuldeten Steuerbeträge bei der Ermittlung des 
Kürzungsbetrages nach § 23 zu völlig ungerechtfer­
tigten Steuervorteilen. Das gleiche gilt auch hin­
sichtlich jener Steuerbeträge, die auf Grund der 
Bestimmungen des § 12 Abs. 10 bis 12 bei Ände-

rung der Verhältnisse, die für den Vorsteuerabzug 
maßgebend waren, geschuldet werden. 

Um ungerechtfertigte Steuervorteile dieser Art 
hintanzuhalten, sieht der vorliegende Entwurf aus­
drücklich vor, daß Steuerbeträge, die auf Grund 
der Bestimmungen des § 11 Abs. 12 und 14, des 
§ 12 Abs. 10 bis 12 oder des § 16 geschuldet wer­
den, auch von Unternehmern, deren Umsätze nach 
§ 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im Veranlagungszeitraum 
150 000 S nicht übersteigen, in voller Höhe zu ent­
richten sind und bei der Ermittlung des Kürzungs­
betrages außer Ansatz bleiben. 

ABSCHNITfV 

Bewerturigsgesetz 

Zu Art. I: 

Durch diese Bestimmungen wird für Wirtschafts­
güter, die der Entwicklung oder Verbesserung 
volkswirtschaftlich wertvoller Erfindungen dienen, 
auch auf dem Gebiete der Vermögensbesteuerung 
eine Begünstigung geschaffen, die der Forschungs­
förderung zugute kommen soll. Die genannten 
Wirtschaftsgüter werden somit weder im Rahmen 
des Betriebsvermögens noch beim sonstigen Ver­
mögen erfaßt. 

Budgetäre Auswirkungen 

Der durch diese Maßnahmen eintretende Abga­
benausfallläßt sich mangels Unterlagen auch nicht 
annähernd schätzen. 
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VORBLATT 

zu Abschnitt VI 

Problem: 

Wie die Erfahrung zeigt, kommt, es vor, daß Unternehmer für von ihnen erbrachte Lieferungen und son­
. stige Leistungen mit Leistungsempfängern im Ausmaß der jeweiligen Umsatzsteuer geringere Gegenlei­
stungen vereinbaren, wenn von der Ausstellung von Rechnungen abgesehen wird; die Initiative hiezu kann 
sowohl vom Unternehmer als auch vom Leistungsempfänger ausgehen. Eine solche Vorgangsweise läßt 
vermuten, daß die in Betracht kommenden Geschäftsfälle in den Büchern oder Aufzeichnungen der Unter­
nehmer nicht erfaßt werden. Damit wird eine Verkürzung nicht nur der Umsatzsteuer, sondern auch ande­
rer gewinn- oder umsatzabhängiger Abgaben, wie zB der Einkommen- oder Körperschaftsteuer, der 
Gewerbesteuer oder der Alkoholabgabe, bewirkt. Eine weitere unerwünschte Folge eines solchen Verhal­
tens ist eine Wettbewerbsverzerrung zu Lasten steuerehrlicher, die Umsatzsteuer in Rechnung stellender 
Unternehmer. . 

Lösung: 

Eine Lösung des aufgezeigten Problems erscheint durch die Normierung einer grundsätzlichen Ver­
pflichtung zur Belegerteilung anläßlich der Erbringung von Lieferungen und sonstigen Leistungen durch 
einen Unternehmer sowie d.urch die Normierung, einer grundsätzlichen Verpflichtung, ~on den vorer­
wähnten Belegen Durchschnften herzustellen und 1m Unternehmen aufzubewahren, möglIch. 

Alternative: 

Eine Alternativlösung, die unter Vermeidung im vorerwähnten Lösungsvorschlag nicht vorgesehener 
Verpflichtungen der Unternehmer oder der Leistungsempfänger dem angestrebten Ziel der Hintanhaltung 
von Abgabenverkürzungen und der Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen nahekommen würde, bie-
tet sich nicht an. . 

Kosten: 

Der Gesetzentwurf ist hinsichtlich seiner Vollziehung durch die Abgabenbehörden des Bundes als 
. kostenneutral zu bezeichnen. In jenen Wirtschaftszweigen, in denen bisher die Ausstellung von Belegen 
nicht bereits den Usancen entsprochen hat, ist jedoch ein gewisser, mit den Neuregelungen verbundener 
Verwaltungs aufwand nicht zu vermeiden, der sich allerdings in Grenzen halten dürfte. 

850 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 29 von 49

www.parlament.gv.at



30 850 der Beilagen 

Erläuterungen zu Abschnitt VI 

Allgemeiner Teil 

Wie die Erfahrung zeigt, kommt es vor, daß 
Unternehmer für die von ihnen im Rahmen ihres 
Unternehmens im Inland erbrachten Lieferungen 
und sonstigen Leistungen mit den Leistungsemp­
fängern Gegenleistungen in einem um die Höhe 
der Umsatzsteuer verminderten Ausmaß vereinba­
ren, was in der erkennbaren Absicht geschieht, 
Umsatzsteuer zu verkürzen, wobei die Initiative 
hiezti sowohl vom Unternehmer als auch vom Lei­
stungsempfänger ausgehen kann. Entsprechend der 
vorerwähnten Absicht werdel1' die in Betracht kom­
menden Geschäftsfälle in den Büchern oder Auf­
zeichnungen des Unternehmers nicht festgehalten, 
was nicht nur eine Verkürzung der Umsatzsteuer, 
sondern auch anderer gewinn- oder umsatzabhän­
giger Abgaben, wie beispielsweise der Einkommen­
oder Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuer oder 
der Alkoholabgabe, zur Folge haben kann. Durch 
die Erbringung von Lieferungen und sonstigen Lei­
stungen zu einem um die Umsatzsteuer verminder­
ten Preis werden überdies die Wettbewerbsverhält­
nisse zu Lasten jener Unternehmer, die sich ein 
steuerunehrliches Verhalten der geschilderten Art 
nicht zu Schulden kommen lassen, verzerrt. 

Gemäß § 11 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 
1972 (UStG 1972) ist ein Unte.r;nehmer, der 
umsatzsteuerpflichtige Lieferungen oder sonstige 
Leistungen ausführt, berechtigt und, soweit er die 
Umsätze für einen anderen Unternehmer für des­
sen Unternehmen ausführt, auf Verlangen des 
anderen Unternehmers verpflichtet, Rechnungen 
auszustellen. Von dieser Berechtigung wird übli­
cherweise in vielen Branchen häufig Gebrauch 
gemacht; in anderen Wirtschaftszweigen bestehen 
derartige Usancen nicht. Über die Rechnungsaus­
stellung hinsi~htlich umsatzsteuerfreier Umsätze 
trifft das UStG 1972 keine Regelungen. 

Durch die in Aussicht genommene Einfügung 
eines § 132 a in die Bundesabgabenordnung (BAO) 
als eine für alle in Betracht kommenden Abgaben 
maßgebliche Rechtsvorschrift soll die Verpflich­
tung des Unternehmers normiert werden, grund­
sätzlich im Zusammenhang mit allen von ihm im 
Rahmen seines Unternehmens gegen Entgelt im 
Inland getätigten Lieferungen und sonstigen Lei­
stungen, und zwar nach Maßgabe der näheren Aus­
führungen im Abs. 1 des neu zu schaffenden 
§ 132 a BAO, Belege auszustellen und Durchschrif­
ten davon im Unternehmen aufzubewahren. Das 
Wort "Rechnungen" wird in diesem Zusammen­
hang deshalb vermieden, weil diesem Begriff im 
Abgabenrecht nicht zuletzt im Hinblick auf die 
bereits erwähnte Bestimmung des § 11 UStG 1972 
schon eine andere Bedeutung als den auf Grund 
des neu zu schaffenden § 132 a BAO zu erteilenden 
Belegen zukqmmt, die im übrigen einen von den 
vorerwähnten Rechnungen im Sinn des § 11 UStG 

1972 abweichenden Mindestinhalt aufzuweisen 
hätten. Soweit schon bisher auf Grund einer gesetz­
lichen Verpflichtung oder freiwillig im Zusammen­
hang mit Lieferungen oder sonstigen Leistungen 
von einem Unternehmer Urkunden ausgefertigt 
wurden, die ihrem Inhalt nach den Beleganforde­
rungen des in Aussicht genommenen § 132 a BAO 
entsprechen, würde dem Unternehmer durch die 
Normierung einer Belegerteilungspflicht keine 
zusätzliche Verpflichtung erwachsen und daher 
keine bzw. keine ins Gewicht fallende zusätzliche' 
Verwaltungsarbeit entstehen. Ein gewisser Mehr­
aufwand dieser Art wäre lediglich für jene Unter­
nehmer unvermeidbar, bei denen bisher eine Rech­
nungs(Beleg)erteilung, abgesehen von den Fällen 
des § 11 UStG 1972, nicht den Gepflogenheiten 
entsprach, soweit nicht eine Belegerteilungspflicht 
auch weiterhin im Hinblick auf die in Aussicht 
genommene Regelung des Abs. 2 über eine diese 
Pflicht ausschließende Bagatellgrenze entfallen 
würde; nach Abwägen aller Vor- und Nachteile der 
in "Aussicht genommenen Regelung über die Beleg­
erteilungspflicht erscheint die beabsichtigte Ergän­
zung der BAO aber dennoch zweckmäßig" und 
zumutbar. Eine abgabenrechtliche Regelung, die 
den Empfänger einer Lieferung oder sonstigen Lei­
stung verpflichten würde, die erhaltenen Belege 
im Sinn des § 132 a BAO aufzubewahren, ist nicht 
vorgesehen; eine solche Verpflichtung käme auf 
Grund geltender Vorschriften nur dann in Betracht, 
wenn die Belege als zu den abgabenrechtlich rele­
vanten Büchern oder Aufzeichnungen des Empfän­
gers der Leistung gehörig anzusehen sind, was'bei­
spielsweise dann zutreffen könnte, wenn es sich bei 
dem Empfänger selbst um einen Unternehmer 
handelt. 

Durch die Verpflichtung, Durchschriften (Zweit­
schriften) der ausgestellten Belege sowie an die 
Stelle solcher Durchschriften tretende Gutschriften 
aufzubewahren, würden sich neue Möglichkeiten" 
für die Abgabenbehörden bieten, die materielle 
Richtigkeit der Bücher und Aufzeichnungen des 
Unternehmers zu prüfen. Der geforderte Belegin­
halt soll auf jene Punkte reduziert werden, die im 
Interesse einer solchen effizienten Prüfungsmög­
lichkeit erforderlich erscheinen. 

Die Folgen der Verstöße gegen die neu zu nor­
mierenden Verpflichtungen würden sich insbeson­
dere aus der in Aussicht genommenen Regelung 
des § 132 a Abs. 11 BAO ergeben; auf die diesbe­
züglichen Erläuterungen im besonderen Teil wird 
verwiesen. Ferner würde sich der Unternehmer bei 
vorsätzlicher Verletzung der im § 132 a BAO vor­
gesehenen Verpflichtungen einer Finanzordnungs­
widrigkeit gemäß § 51 Abs. 1 lit. d Finanzstrafge­
setz (FinStrG) schuldig machen, wenn er nicht den 
Tatbestand eines anderen Finanzvergehens erfüllt, 
was etwa bei Abgabenhinterziehung (§ 33 FinStrG) 
oder bei fahrlässiger Abgabenverkürzung (§ 34 
FinStrG) der Fall wäre. Der Leistungsempfänger 
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könnte sich unter Umständen als Beteiligter (§ 11 
FinStrG) an den entsprechenden Finanzvergehen 
schuldig machen. 

Kompetenzrechtlich stützt sich der Entwurf auf 
den Tatbestand "Bundesfinanzen, insbesondere 
öffentliche Abgaben, die ausschließlich oder teil­
weise für den Bund einzuheben sind" des Art. 10 
Abs. 1 Z 4 B-VG. 

Wie bereits ausgeführt, soll durch den neu zu 
schaffenden § 132 a BAO Abgabenverkürzungen 
entgegengewirkt werden; das Ausmaß des zu 
erwartenden Mehraufkommens läßt sich auch nicht 
annähernd abschätzen. Erhöhte Personal- und 
Sachaufwendungen sind durch, die vorgeschlagene 
Gesetzesänderung nicht zu erwarten. 

Besonderer Teil 

Zu Art. I Z 1 (§ 129 Abs. 2 lit. a BAO): 

Im § 129 Abs. 2 lit. a und b BAO werden Liefe­
rungen auf Rechnung (auf Ziel, Kredit, Abrech­
nung oder Gegenrechnung), durch Tausch oder 
unentgeltlich und Lieferungen gegen Barzahlung 
gegenübergestellt. Da gemäß § 11 UStG 1972 
Rechnungen auch bei Lieferungen gegen Barzah­
lung unter gewissen Voraussetzungen auszustellen 
sind oder zumindest eine Berechtigung zu ihrer 
Ausstellung besteht, wäre es im Interesse der Ver­
meidung von Zweifeln zweckmäßig, im § 129 
Abs.2 lit. a BAO auf die Verwendung des Wortes 
"Rechnung" zu verzichten, obwohl diesem Wort 
ein anderer Begriffsinhalt zukommt als dem im § 11 
UStG 1972 verwendeten Rechnungsbegriff. 

Zu Art. I Z 2 (neu zu schaffender § 132 a BAO): 

Zu Abs. 1: 

Zur Umschreibung des Normadressaten eignet 
sich im besonderen Maße der Unternehmerbegriff 
des Umsatzsteuerreclites, da dieser in der Öffent­
lichkeit einen hohen Bekanntheitsgrad aufweist und 
- mit Ausnahme der Einkünfte aus nichtselbstän­
diger Arbeit - in alle Einkunftsarten des Einkom­
mensteuergesetzes hineinreicht. 

Die Belegerteilungsverpflichtung soll aber den 
Unternehmer nicht schlechthin, sondern nur dann 
treffen, wenn er Lieferungen oder sonstige Leistun­
gen im Sinne des Umsatzsteuerrechts tätigt. Aus 
diesem Grunde wird vorgeschlagen, die Belegertei­
lungsverpflichtung auf Lieferungen und sonstige 
Leistungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 USiG 1972 
einzuschränken, mithin auf jene Lieferungen und 
sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer im 
Inland gegen Entgelt im Rahmen 'seines Unterneh­
mens ausführt, wobei es durchaus sein kann, daß 
die Lieferungen oder sonstigen Leistungen auf 
Grund gesetzlicher oder behördlicher Anordnung 
bewirkt werden oder kraft gesetzlicher Vorschrift 
als bewirkt gelten. 

Erfaßt werden sollen die Abrechnungen über 
Lieferungen .und sonstige Leistungen sowie alle für 
Lieferungen und sonstige Leistungen in barem 
Gelde getätigten Zahlungen, gleichgültig, ob dies 
etwa zum Zwecke der Anzahlung, der Bezahlung 
des Gesamtpreises, der Restzahlung ode~ der 
Ratenzahlung geschieht. Sollte der Unternehmer 
anstelle von barem Gelde Barschecks oder von ihm 
ausgegebene Gutscheine, Bons (zBGeschenkbons), 
Geschenkmünzen und dergleichen entgegenneh­
men, so wären diese Ersatzmittel dem Bargeld 
gleichzuhalten. 

Der Beleg soll bei Bargeldzahlungen dem' die 
Zahlung Leistenden und bei Abrechnungen über 
Liefer4ngen und sonstige Leistungen dem Lei­
stungsempfänger oder einem an dessen Stelle die 
Gegenleistung erbringenden Dritten zukommen, 
sei es, daß der Beleg persönlich ausgefolgt oder (zB 
durch die Post, Boten) übersendet wird. 

Im Falle einer umsatzsteuerrechtlichen Organ­
schaft (§ 2 Abs. 2 Z 2 UStG 1972) handelt es sich 
bei der Organgesellschaft (Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung oder Aktiengesellschaft) um 
eine Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit, 
die zivilrechtlich berechtigt ist, über die von ihr 
abgeschlossenen Handelsgeschäfte selbständig 
Rechnung zu legen. Diese Berechtigung soll durch 
die gegenständliche Regelung nicht eingeschränkt 
werden, weshalb im Falle des V orliegens einer 
umsatzsteuerrechtlichen Organschaft die Beleger­
teilungsverpflichtung des Unternehmers für den 
Bereich der Organgesellschaft auch von dieser 
erfüllt werden könnte. Die umsatzsteuerrechtlichen 
Grundsätze, daß die von einer Organgesellschaft 
ausgeführten' Umsätze als Umsätze des Organträ~ 
gers zu gelten haben und die von einer Organge­
sellschaft getragenen Vorsteuern als solche des 
Organträgers, dem auch der Anspruch auf V or­
steuerabzug zusteht, zu behandeln sind, würden 
hiedurch unberührt bleiben. 

Ähnlich verhält es sich im Falle einer umsatz­
steuerrechtlichen Unternehmereinheit. Eine solche 
liegt nach der Rechtsprechung des Verwaltungsge- , 
richtshofes (vgl. zBdie Erkenntnisse vom 14. Novem­
ber 1974, Zl. 50/73, und vom 27. November 1978, 
Zln. 2017/75, 2916-2919/78) vor, wenn zwei 
oder mehrere Gesellschaften (Gemeinschaften) die 
gleichen Gesellschafter (Mitglieder), die gleichen 
Beteiligungsverhältnisse und eine einheitliche Wil­
lensbildung aufweisen. Auch hier könnte die Bele­
gerteilungsverpflichtung dadurch erfüllt werden, 
daß die zur Unternehmereinheit zusammenge­
schlossenen Personengesellschaften oder Personen­
gemeinschaften jeweils für ihren Bereich Belege 
erteilen. 

Sollte ein Unternehmer über eine von ihm ausge­
führte Lieferung oder sonstige Leistung bis zu dem 
sich aus Abs. 9 ergebenden Endzeitpunkt bereits 
emen Beleg erteilt haben (zB eine Rechnung), so 
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bräuchte er über die für diese Lieferung oder son­
stige Leistung empfangenen Bargeldzahlungen (zB 
Anzahlungen, Restzahlung, Ratenzahlungen) keine 
weiteren Belege (zB Quittungen) mehr ausstellen. 
Umgekehrt würde ein Unternehmer, der für eine 
von ihm ausgeführte Lieferung oder sonstige Lei­
stung nur Bargeldzahlungen entgegengenommen 
und hierüber bis zu dem genannten Endzeitpunkt 
jeweils einen Beleg (zB eine Quittung) ausgestellt 
hat, über diese Lieferung oder sonstige Leistung 
keinen weiteren Beleg (zB keine Rechnung) mehr 
auszustellen brauchen. 

Zu Abs. 2: 

Die Belegerteilungsverpflichtung soll sich nicht 
auf Kleinbeträge erstrecken, um insbesondere in 
jenen Wirtschaftszweigen, in denen bisher die Aus­
stellung von Belegen nicht bereits den Usancen ent­
sprochen hat, den Verwaltungs mehraufwand und 
Verzögerungen im Winschaftsablauf möglichst 
gering halten zu können. Daher erscheint es sinn­
voll und zweckmäßig, sowohl für die Belegertei­
lungsverpflichtung nach Abs. 1 Z 1 als auch für jene 
nach Abs. 1 Z 2 eine Bagatellgrenze von 400 S vor­
zuschlagen. 

Für die Belegerteilungsverpflichtung des Abs. 1 
Z 1 soll für die Bagatellgrenze grundsätzlich der 
zivilrechtliche Preis des Gegenstandes der Liefe­
rung oder sonstigen Leistung maßgebend sein, hin­
gegen bei Dauerschuldverhältnissen das für einen 
vereinbarten Zeitraum zu leistende zivilrechtliche 
Entgelt. Beim Tausch, beim tauschähnlichen 
Umsatz und bei Hingabe an Zahlungs Statt wird 
der gemeine Wert der Gegenleistung als für die 
Betragsgrenze maßgebend vorgeschlagen. 

Die vorgenanntd Bagatellgrenze sollte aber nicht 
dadurch umgangen werden können, daß unter 
Mißachtung qes Grundsatzes der Einheitlichkeit 
der Leistung eine Teilung von Lieferungen oder 
sonstigen Leistungen vorgenommen wird oder bei 
Dallerschuldverhältnissen abweichend von den für 
die Entrichtung des Entgeltes vereinbarten Zeiträu­
men in kürzeren Zeiträumen abgerechnet wird. 

Der Begriff der "Gesamtsache" entstammt der 
Vorschrift des § 302 ABGB, wonach ein Inbegriff 
von mehreren besonderen Sachen, die als eine 
Sache angesehen und mit einem gemeinschaftlichen 
N amen bezeichnet zu werden pflegen, eine 
Gesamtsache ausmacht, die als ein Ganzes betrach­
tet wird (zB Warenlager, Herde, Speiseservice, Rei­
senecessaire, Schachspiel). 

Unter einer Sacheinheit wären Sachen zu verste­
hen, die wirtschaftlich derart zusammengehören, 
daß sie zusammen ein wirtschaftliches Ganzes bil­
den, sodaß ein Stück ohne das andere nur eine 
mangelhafte oder überhaupt keine Gebrauchsmög­
lichkeit gewährt, bei der aber doch jedes Stück 
seine Selbständigkeit bewahrt (zB ein Paar Schuhe, 
ein Paar Handschuhe, ein Anzug). 

Von einer zusammengesetzten Sache (zB Haus, 
Kraftfahrzeug) wird dann zu sprechen sein, wenn 
sie aus unselbständigen (zB -in einem Haus verleg­
ten Steigleitungen) oder selbständigen (zB Reifen 
eines Kraftfahrzeuges) Bestandteilen besteht. 

Gleichartige Sachen, die im Geschäftsverkehr 
nur nach Zahl, Maß oder Gewicht bestimmt wer­
den, werden a~ch "Mengensachen" genannt (zB 
500 kg Roggenmehl, 100 I einer bestimmten flüs­
sigkeit, 20 Bouteillen einer bestimmten Sorte Weiß­
wein); zur Vermeidung von Schwierigkeiten bei der 
manipulativen Abwicklung in der Wirtschaft wird, 
ohne daß hiedurch die umsatzsteuerrechtliche 
Behandlung berührt wird, die gegenständliche Son­
derbehandlung für Mengensachen vorges'chlagen. 

Bei der Belegerteilungsverpflichtung nach Abs. 1 
Z 2 soll der Betrag der Bargeldzahlung für die 
Bagatellgrenze maßgebend sein. Zur Vermeidung 
von Umgehungen dieser Betragsgrenze sollte die 
Entgegennahme eines Betrages keinesfalls als Ent­
gegennahme von Teilbeträgen behandelt werden 
dürfen. 

In Belegen ausgewiesene Beträge, die ,auf eine 
fremde Währung lauten, wären unter sinngemäßer 
Anwendung des § 4 Abs. 8 UStG 1972 auf Schilling 
nach dem Kurs umzurechnen, den der Bundesmini­
ster für Finanzen als Durchschnittskurs für den 
Monat festsetzt, in dem jeweils der Beleg ausge­
stellt wird. Die Durchschnittskurse werden vom 
Bundesminister für Finanzen im "Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung" kundgemacht. Werden die 
Beträge durch Bankabrechnungen belegt, so wäre 
der Unternehmer berechtigt, die Umrechnung 
jeweils nach dem Kurs am Tage der Belegausstel­
lung vorzunehmen. 

Zu Abs. 3: 

Im Abs. 3 sind Ausnahmeregelungen von der im 
Abs. 1 normierten Verpflichtung zur Belegerteilung 
vorgesehen. 

In der Z 1 ist der Wegfall der Belegerteilungsver­
pflichtung für den die Leistung erbringenden 
Unternehmer vorgesehen, wenn diesem vom Lei­
stungsempfänger eine Gutschrift erteilt wird, Da im 
Geschäftsverkehr nicht immer der leistende Unter­
nehmer die Abrechnung vornimmt, sondern es in 
einzelnen Branchen üblich ist, daß der Leistungs­
empfänger dem Leistungserbringer gegenüber des­
sen Leistung abrechnet, müßte auJ diesen Umstand 
Bedacht genommen werden. 

In der Z 2 sind einige' sachliche Ausnahmen vor­
gesehen. Hiebei handelt es sich durchwegs um 
Umsätze, die nach dem UStG '1972 von der 
Umsatzsteuer befreit sind. Darüber hinaus unterlie­
gen einige der dort genannten Umsätze bereits auf 
Grund anderer gesetzlicher Vorschriften (zB nach 
dem Wertpapier-Emissionsgesetz, Stempelmarken­
gesetz) einer strengen Überprüfungsmöglichkeit. 
Zum Teil handelt es sich auch um Umsätze, die nur 
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über Kreditunternehmungen abgewickelt werden, 
wie zB. der Zahlungs- und Überweisungsverkehr 
und die Einlagen auf Sparbücher. 

In der Z 3 sind auf bestimmte Unternehmungen 
abgestellte Ausnahmen enthalten. Bei diesen Unter­
nehmungen handelt es sich ausnahmslos um solche, 
die bereits einer staatlichen Aufsicht (zB nach dem 
Kreditwesengesetz, Versicherungsaufsichtsgesetz) 
unterliegen. 

Zu Abs. 4: 

Steht einem Leistungsempfänger für die vom 
Unternehmer empfangene Lieferung oder sonstige 
Leistung auf Grund einer gesetzlichen Pflichtversi­
cherung (zB nach ASVG) oder einer vertraglichen 
Versicherung (zB Kranken-, Unfall-, Haftpflicht-, 
Rechtsschutzversicherung) gegenüber dem Versi­
cherungsträger (Versicherungsunternehmen) ein 
Anspruch auf gänzliche oder teilweise Sach~ oder 
Geldleistungen zu, so kann es dazu kommen, daß 
der Unternehmer den vom Versicherungsträger 
(Versicherungsunternehmen) zu tragenden Teil der 
Gegenleistung direkt mit diesem und nur den ver­
bleibenden Rest der Gegenleistung mit dem Lei­
stungsempfänger selbst abrechnet. In einem solchen 
Fall soll es möglich sein, daß der Unternehmer, 
obgleich eine einheitliche Lieferung oder sonstige 
Leistung vorliegt, darüber mehreren Personen 
jeweils einen auf ihren Anteil an der Gegenleistung 
eingeschränkten Beleg erteilen kann. 

Zu Abs. 5: 

Der Abs.5 enthält eine Umschreibung der 
Begriffe "Beleg" und "Gutschrift". Eine eigenstän­
dige Definition dieser beiden Begriffe erscheint 
unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der' 
Bestimmung des § 132 a BAO notwendig. 

Der zweite Satz des Abs. 5 regelt jenen Fall, in 
dem ein Unternehmer jemandem ein schriftliches 
Anbot stellt. Ein solches Anbot soll - sofern es den 
im Abs. 6 normierten Mindesterfordernissen ent­
spricht - zum Beleg werden. Unmaßgeblich soll 
sein, in welcher Form die Annahme erfolgt (zB 
durch ausdrückliche schriftliche oder mündliche 
Erklärung, schlüssige Handlung). 

Zu Abs. 6: 

Im Abs. 6 werden die Mindesterfordernisse für 
Belege (Gutschriften) vorgeschlagen. 

Jeder Beleg soll danach den Unternehmer oder 
denjenigen, der gemäß Abs. 1 zweiter Satz anstelle 
des Unternehmers den Beleg erteilt hat, eindeutig 
bezeichnen. Jeder Beleg soll den Tag, an dem er 
ausgestellt wurde (bzw. im Falle des Abs. 5 zweiter 
Satz den Tag der Anboterstellung), enthalten. 

Belege in Erfüllung der Verpflichtung des Abs. 1 
Z 1 (zB Rechnungen) haben weiters eine Bezeich­
nung des Gegenstandes der Lieferung oder der Art 
und des Umfanges der sonstigen Leistung zu ent-

halten, wobei abweichend von § 11 UStG 1972 
nicht die handelsübliche Bezeichnung gefordert 
wird; Gattungsbegriffe werden daher ausreichend 
sein. Hiedurch soll der mit der Belegausstellung 
verbundene Verwaltungs aufwand möglichst gering 
gehalten werden. Weiters haben diese Belege den 
zivilrechtlichen Preis der Leistung zu enthalten. Die 
in Z 4 vorgeschlagene Formulierung, wonach der 
Beleg den zivilrechtlichen Preis zu enthalten hätte, 
es jedoch genügen würde, daß dieser auf Grund 
von Belegangaben rechnerisch ermittelbar ist, 
berücksichtigt die umsatzsteuerrechtlichen Rech­
nungsausstellungsbestimmungen, die eine getrennte. 
Ausweisung von Entgelt und Umsatzsteuer vorse­
hen. Beim Tausch, beim tausch ähnlichen Umsatz 
und bei Hingabe an Zahlungs Statt soll die Anfüh­
rung der Gegenleistung genügen. 

In Erfüllung der Verpflichtung des Abs. 1 Z 2 
erteilte Belege sollen jedenfalls neben der eindeuti­
gen Bezeichnung des Belegausstellers und des 
Belegausstellungsdatums den Betrag der Bargeld­
zahlung enthalten. 

Zu Abs. 7: 

Im Abs. 7 werden in Anlehnung an § 11 Abs. 4 
UStG 1972 und § 11 . Abs. 2 dritter Satz leg. cit. 
Möglichkeiten einer vereinfachten Darstellung des 
Beleginhaltes vorgeschlagen. 

Insbesondere hätten die im Abs. 6 Z 3 und 4 
geforderten Angaben nicht unbedingt auf dem 
Beleg aufzuscheinen, sondern könnten auch in 
anderen beim Unternehmer oder beim Leistungs­
empfänger - vorausgesetzt, daß es sich bei diesem 
ebenfalls um einen Unternehmer handelt - vor­
handenen Unterlagen (zB Lieferschein, Kostenvor­
anschlag, Anbotschreiben) enthalten sein, wenn 
sich im Beleg oder in der Gutschrift ein entspre­
chender Hinweis auf diese Unterlagen findet. 

Zu Abs. 8: 

In Anlehnung an § 131 BAO wird im Abs. 8 eine 
Regelung der Ausstellung der Belege (Gutschriften) 
in fremden Sprachen und der allfälligen Überset­
zung bei Verwendung einer anderen Sprache als 
einer im Abgabenverfahren zugelassenen Amtsspra­
che vorgeschlagen. 

Zu Abs. 9: 

Die vorgeschlagene Bestimmung enthält die Fri­
sten für die Belegerteilung. 

Wäre der Beleg über eine empfangene Bargeld­
zahlung zu erteilen, so soll der Unternehmer ver­
pflichtet sein, den Beleg Zug um Zug gegen Hin­
gabe des Bargeldbetrages und/oder allfälliger Bar­
schecks, Gutscheine, Bons, Geschenkmünzen u. 
dgl. auszufolgen. 

In allen übrigen Fällen der Belegerteilungsver­
pflichtung könnte eine sechsmonatige Frist -
berechnet ab dem Ende des Kalendermonats, in 
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dem die Lieferung oder sonstige Leistung ausge­
führt wurde -, zur Erfüllung dieser Verpflichtung 
ausreichend sein, zumal die Erteilung eines vorläu­
figen Beleges vorgesehen ist, falls der zivilrechtliche 
Preis bis dahin noch nicht feststehen sollte. Eine 
Ausnahme wäre nur für Leistungen auf Grund 
eines Dauerschuldverhältnisses vorzusehen, wobei 
es genügen würde, daß solche Leistungen einmal im 
Jahr abgerechnet werden; in diesen Fällen wäre 
immer an das Ende des letzten Abrechnungszeit­
raumes anzuschließen. 

Zu Abs. 10: 

In Anlehnung an § 11 Abs. 2 UStG 1972 soll der 
Unternehmer verpflichtet werden, von jedem Beleg 
eine Durchschrift (Zweitschrift) anzufertigen. Die 
Aufbewahrungsfrist dieser Durchschriften, der an 
deren Stelle tretenden Gutschriften sowie jener 
Unterlagen, auf die die Belege (die Gutschriften) 
bezüglich fehlender Belegerfordernisse hinweisen, 
soll nach dem Vorbild der Bestimmung des § 132 
Abs. 1 BAO geregelt werden. 

§ 132 Abs.2 BAO gestattet, der Verpflichtung 
zur Belegaufbewahrung durch Speicherung auf 
Datenträgern nachzukommen. Durch die vorge­
schlagene Bestimmung des zweiten Satzes des 
Abs. 10 soll vermieden werden, daß trotz bestehen­
der Möglichkeiten der Erfassung und Speicherung 
von Belegmaterial in Nutzung fortgeschrittener 
Datenverarbeitungsorganisationen auf maschinell 
verarbeitbaren Datenträgern eine physisch zu 
erstellende Durchschrift aufbewahrt werden muß. 
In der Praxis könnte diese Form der Zweitschrift 
ua. dort in Arispruch genommen werden, wo elek­
tronische Kassenterminals entweder im on-line­
oder im off-line-Betrieb, jedoch ohne Anfertigung 
eines "Rechenstreifens" , die Erfassung der 
Geschäftsfälle übernehmen. Auch die Zwischen­
speicherung auf maschinell verarbeitbaren Daten­
trägern (wie zB Magnetbändern, Magnetbandkas­
setten, Magnetplatten, Disketten) würde den 
Anforderungen entsprechen. 

Der zweite! Unterabsatz erscheint nötig, um die 
für die zu den Büchern oder Aufzeichnungen gehö­
rigen Belege geltenden abgabenrechtlichen Bestim­
mungen auch f\ir Durchschriften (Zweitschriften) 
im obigen Sinne anwendbar zu machen. Daher 
wären zB nach § 131 Abs. 1 Z 5 BAO die Beleg­
durchschrifte~ sowie die an die Stelle solcher 
Durchschriften tretenden Gutschriften derart 
geordnet aufzubewahren, daß die Überprüfung der 
mit ihnen im Zusammenhang stehenden Eintragun­
gen in Büchern und Aufzeichnungen des Unterneh­
mers jederzeit möglich ist. Die vorgenannte 
Anknüpfung ~ürde weiters die Anwendbarkeit der 
Abs. 2 und 3 des § 132 BAO ermöglichen, wonach 
unter bestimmten V oiaussetzungen insbesondere 
die Mikroverfilmung der Durchschriften (unter 
Verzicht auf ihre körperliche Aufbewahrung) 
zulässig wäre. Nicht zuletzt soll durch den zweiten 

Unterabsatz klargestellt werden, daß eine Verlet­
zung der im § 132 a BAO normierten Verpflichtun­
gen gegebenenfalls als Verletzung einer abgaben­
rechtlichen Pflicht zur Ausstellung und Aufbewah­
rung von Belegen und damit als Finanzordnungs­
widrigkeit gemäß § 51 Abs. 1 lit. d FinStrG zu beur­
teilen wäre. 

Nach dem letzten Unterabsatz ,könnte die 
Pflicht, Durchschriften (Zweitschriften) anzuferti­
gen und aufzubewahren, entfallen, wenn zB Thea­
terkarten, Eintrittskarten für Veranstaltungen oder 
Ausstellungen, Eisenbahnfahrscheine und ähnliche 
Berechtigungsausweise fortlaufend numeriert sind 
und die vollständige Erfassung der aufgelegten 
Berechtigungsausweise gewährleistet ist. 

Zu Abs. 11: 

Ausgehend von der rechtspolitischen Zielsetzung 
einer Belegerteilungspflicht, Abgabenverkürzungen 
hintanzuhalten, erscheint es angebracht, für den 
Fall der Nichtbeachtung der Verpflichtungen des 
§ 132 a BAO entsprechende Sanktionen vorzuse­
hen. 

J eder Verstoß gegen diese Verpflichtungen soll 
einen begründeten Anlaß. darstellen, die sachliche 
Richtigkeit bestimmter Bücher und Aufzeichnun­
gen des zur Belegerteilung Verpflichteten in Zwei­
fel zu ziehen. Das würde bedeuten, daß im Fall der 
Verletzung einer solchen Verpflichtung derartige 
Bücher und Aufzeichnungen nicht mehr die Ver­
mutung ordnungsmäßiger Führung für sich hätten, 
was auf Grund des § 163 BAO zu einer Umkeh­
rung der Beweislast und im Hinblick auf § 184 
Abs. 3 BAO zu einer Schätzungsbefugnis führen 
würde. 

Zu Art. 11: 

Der grundsätzliche Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des § 132 a BAO soll sich aus Art. 11 Z 2 des vOrli­
gen den Entwurfes ergeben. Die Sonderregelung 
des Art. 11 Z 1 wird vorgeschlagen, um bei der 
Abrechnung von Lieferungen und sonstigen Lei­
stungen, die auf Grund eines Dauerschuldverhält­
nisses erbracht werden, nicht eine eigene auf den 
Zeitpunkt des Ablaufes des 31. Dezember 1981 
bezogene Abrechnung erforderlich zu machen. 

ABSCHNITT VII 

Auf Grund der gegenständlichen Regelung sollen 
bei den in Rede stehenden Personenvereinigungen 
die einheitlichen und gesonderten Feststellungen 
gemäß §§ 186 und 188 der Bundesabgabenordnung 
entfallen. Das Vermögen und die Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb dieser Personenvereinigung sollen 
unmittelbar - anteilig - den Beteiligten dieser 
Personenvereinigungen zugerechnet werden; 
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gewerbesteuerlich - ausgenommen die Lohnsum­
mensteuer - sollen. diese Personenvereiriigungen 
wie Betriebsstätten ihrer Mitglieder behandelt wer­
den. In bezug auf andere Abgabepflichten dieser 
Personenvereinigungen kommt es zu keiner Ände­
rung gegenüber bisher. 

Mit dieser Neuregelung soll einem schon seit 
längerer Zeit geäußerten Wunsch der österreichi­
schen Bauwirtschaft entsprochen und überdies auch 
für die Finanzverwaltung eine Verwaltungsverein­
fachung erreicht werden. 

ABSCHNITI VIII 

Der aus dem Ausgleichsfonds für Familienbeihil­
fen zu leistende Beitrag zu den Aufwendungen für 
das Karenzurlaubsgeld soll von 25 vH auf 50 vH 

erhöht werden, um die Gebarung aus der Arbeits­
losenversicherung zu entlasten, deren Mittel ver­
stärkt für Maßnahmen der Arbeitsmarktförderung 
eingesetzt werden. Der Ausgleichsfonds für Fami­
lienbeihilfen wird damit im ersten Jahr mit rd. 568 
Mio. S. belastet; in den Folgejahren ändert sich die­
ser Betrag entsprechend dem Aufwand an dem 
dynamisierten Karenzurlaubsgeld. 

ABSCHNITI IX 

Im Hinblick auf die Änderung des Bezügegeset­
zes, BGBL. Nr.35111981, ab 1. August 1981, 
wodurch ein Auslagenersatz für Mitglieder der 
Volksanwaltschaft vorgesehen wurde, ist Art. XII 
leg. cit. mit Wirkung 1. August 1981 außer Kraft zu 
setzen. 
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ABSCHNITT I 

.Einkommensteuer 

PZ 14 a: 

,,14 a. Einkünfte, die Arbeitnehmer inländischer Betriebe für eine im Ausland 
ausgeübte Tätigkeit von ihren Arbeitgebern beziehen, wenn die Auslandstätig­
keit mit einem begünstigten ausländischen Vorhaben des Arbeitgebers im 
Zusammenhang steht und ihre Dauer jeweils ununterbrochen über den Zeitraum 
von einem Monat hinausgeht. Inländische Betriebe im Sinne dieser Bestimmung 
sind auch inländische Betriebsstätten von im Ausland ansässigen Arbeitgebern. 
Begünstigte ausländische Bauvorhaben im Sinne dieser Bestimmung sind die 
Bauausführung, Montage, Montageüberwachung, Inbetriebnahme, Instandset­
zung und Wartung von Anlagen, die Personalgestellung anläßlich der Errich­
tung von Anlagen durch andere Unternehmungen sowie die Planung, Beratung 
und Schulung, soweit sich alle diese Tätigkeiten auf die Errichtung von Anlagen 
im Ausland beziehen, weiters das Aufsuchen und die Gewinnung von Boden­
schätzen im Ausland. 

Steuerfrei sind weiters Einkünfte, die Fachkräfte der Entwicklungshilfe (Ent­
wicklungshelfer oder Experten) als Arbeitnehmer von Entwicklungshilfeorgani­
sationen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Entwicklungshilfegesetzes, BGBI. 
Nr. 474/1974, für ihre Tätigkeit in Entwicklungsländern im Rahmen von Vorha­
ben beziehen, die dem Entwicklungshilfeprogramm (§ 8 des Entwicklungshilfe­
gesetzes) entsprechen. 

Die von der Steuer befreiten Einkünfte sind bei der Festsetzung der Steuer für 
das übrige Eip.kommen des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. Für Jahre, in 
denen dem Arbeitnehmer solche Einkünfte zufließen, ist die Durchführung eines 
J ahresausgleiches ausgeschlossen," 

§.3Z38: 

,,38. Bezüge nach dem Zivildienstgesetz, BGBI. Nr. 187/1974, ausgenommen 
die Entschädigung in der Höhe des Verdienstentganges im ~inne des § 34 b 
Abs. 3 der Zivildienstgesetzes in der Fassung der Zivildienstgesetz-Novelle 1980, 
BGBI. Nr. 496." . 

§ 5: 

,,§ 5. Bei Gewerbetreibenden, deren Firma im Handelsregister eingetragen ist, 
ist unter Beachtung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes über die Gewinner-

§ 3 Z 14 a: 

14 a. Einkünfte, die Arbeitnehmer inländischer Betriebe für eine im Ausland 
ausgeübte Tätigkeit von ihren Arbeitgebern beziehen, wenn die Auslandstätig­
keit mit einem begünstigten ausländischen Vorhaben des Arbeitgebers im 
Zusammenhang steht und ihre Dauer jeweils ununterbrochen über den Zeitraum 
von einem Monat hinausgeht. Inländische Betriebe im Sinne dieser Bestimmung 
sind auch inländische Betriebsstätten von im Ausland ansässigen Arbeitgebern. 
Begünstigte ausländische Vorhaben im Sinne dieser Bestimmung sind die Bau­
ausführung, Montage, Montageüberwachung, Inbetriebnahme, Instandsetzung 
und Wartung von Anlagen, die Personalgestellung anläßlich der Errichtung von 
Anlagen durch andere Unternehmungen sowie die Planung, Beratung und Schu­
lung, soweit sich alle diese Tätigkeiten auf die Errichtung von Anlagen im Aus­
land beziehen, weiters das Aufsuchen und die Gewinnung von Bodenschätzen im 
Ausland. Die von der Steuer befreiten Einkünfte sind bei der Festsetzung der 
Steuer für das übrige Einkommen des Arbeitnehmers zu berücksichtigen .. Für 
Jahre, in denen dem Arbeitnehmer solche Einkünfte zufließen, ist die Durchfüh­
rung eines Jahresausgleiches ausgeschlossen. 

§ 3 Z 38: 

38. Bezüge nach den Zivil<Jienstgesetz, BGBI. Nr. 187/1974. 

§ 5: 

§ 5. Bei Gewerbetreibenden, deren Firma im Handelsregister eingetragen ist, 
ist unter Beachtung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes über die Gewinner-
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mittlungftir den Schluß des Wirtschaftsjahres das Betriebsvermögen anzusetzen 
(§ 4 Abs. 1 erster Satz), das nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh­
rung auszuweisen ist. § 4 Abs. 1 letzter Satz ist jedoch nicht anzuwenden. Betei­
ligt sich ein stiller Gesellschafter im Sinne des § 335 des Handelsgesetzbuches, 

. der als Mitunternehmer anzusehen ist, an dem Betrieb eines Gewerbetreibenden, 
dessen Firma im Handelsregister eingetragen ist, so gelten die Bestimmungen des 
ersten und zweiten Satzes sinngemäß." 

7. § 8 Abs. 3: 

,,(3) Die vorzeitige Abschreibung ist mit 40vH, bei Kraftfahrzeugen mit 
20 vH, der Anschaffungs- oder Herstellungskosten begrenzt. Sie kann nur inso­
weit in Anspruch genommen werden, als sie den Betrag der gemäß § 9 Abs. 2 
und 3 aufzulösenden Investitionsrücklage(n) (steuerfreien Beträge) übersteigt." 

8. § 9 Abs. 4letztet Satz: 

"Wertänderungen der nach dieser Bestimmung angeschafften Wertpapiere 
sind steuerlich nicht zu berücksichtigen." 

9. § 12 Abs. 4: 

,,(4) Eine Übertragung von Rücklagen (steuedreien Beträgen) gemäß Abs. 1 
bis 3 ist nur auf solche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens zulässig, die für 
eine im Inland gelegene Betriebsstätte im Sinne des § 8 Abs. 1 angeschafft oder 
hergestellt werden. Eine Übertragung auf Wertpapiere ist nicht zulässig. Eine 
Übertragung auf Beteiligungen ist nur zulässig, wenn das Unternehmen, an dem 
die Beteiligung.erworben werden soll, Geschäftsleitung oder Sitz im Inland hat. 
Eine Übertragung auf Grund und Boden ist nur bei einer Gewinnermittlung 
gemäß § 5 zulässig. 

14.§18Abs.1Z2: 

,,2. Beiträge und Versicherungsprämien zu einer freiwilligen Kranken-, 
Unfall- und Pensionsversicherung, zu einer Lebensversicherung (Kapital- oder 
Rentenversicherung) und zu freiwilligen Witwen-, Waisen-, Versorgungs- und 
Sterbekassen, soweit diese Beiträge und Versicherungsprämien weder Betriebs­
ausgaben noch Werbungskosten sind. Besteht der Beitrag (die Versicherungsprä­
mie) in einer einmaligen Leistung, so kann der Erbringer dieser Leistung auf 
Antrag ein Zehntel des als Einmalprämie geleisteten Betrages durch zehn aufein­
andedolgende Jahre als Sonderausgabe in Anspruch nehmen. Versicherungsprä-

Derzeit geltender Gesetzestext 

mittlung für den Schluß des Wirtschaftsjahres das Betriebsvermögen anzusetzen 
(§ 4 Abs. 1 erster Satz), das nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh­
rung auszuweisen ist. § 4 Abs. 1 letzter Satz ist jedoch nicht anzuwenden. 

§ 8 Abs. 3: 

(3) Die vorzeitige Abschreibung ist mit 50 vH, bei Kraftfahrzeugen mit 25 vH 
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten begrenzt. Sie kann nur insoweit in 
Anspruch genommen werden, als sie den Betrag der gemäß § 9 Abs. 2 und 3 auf­
zulösenden Investitionsrücklage(n) (steuedreien Beträge) übersteigt. 

§ 9 Abs. 4 letzter S~tz: 

Wertänderungen del>nach dieser Bestimmung angeschafften Wertpapiere sind 
steuerlich nicht zu berücksichtigen; eine Übertragung stiller Rücklagen (§ 12) 
auf solche Wertpapiere ist nicht zulässig. 

§ 12 Abs. 4: 

(4) Eine Übertragung von Rücklagen (steuerfreien Beträgen) gemäß Abs. 1 bis 
3 ist nur auf solche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens zulässig, die für eine 
im Inland gelegene Betriebsstätte im Sinne des § 8 Abs. 1 angeschafft oder herge­
stellt werden. 'Eine Übertragung auf Beteiligungen ist nur zulässig, wenn das 
Unternehmen, an dem die Beteiligung erworben werden soll, Geschäftsleitung 
oder Sitz im Inland hat. Eine Übertragung auf Grund und Boden ist nur bei 
einer Gewinnermittlung gemäß § 5 zulässig. 

§ 18 Abs. 1 Z 2: 

2. Beiträge und Versicherungsprämien zu einer freiwilligen Kranken-, Unfall­
und Pensionsversicherung, zu einer Lebensversicherung (Kapital- oder Renten­
versicherung) und zu freiwilligen Witwen-, Waisen-, Versorgungs- und Sterbe­
kassen, soweit diese Beiträge und Versicherungsprämien weder Betriebsausgaben 
noch Werbungskosten sind. Besteht der Beitrag ( die Versicherungsprämie) in 
einer einmaligen Leistung, so kann der Erbringer dieser Leistung auf Antrag ein 
Zwanzigstel des als Einmalprämie geleisteten Betrages,durch zwanzig aufeinan­
dedolgende Jahre als Sonderausgabe in Anspruch nehmen. Versicherungsprä-
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mien an solche Versicherungsunternehmen, die weder ihre Geschäftsleistung 
noch ihren Sitz im Inland haben, sind nur dann abzugsfähig, wenn diesen Unter­
nehmen die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb im Inland erteilt ist. Bei Versiche­
rungsverträgen auf den Erlebensfall ist für die Abzugsfähigkeit außerdem erfor­
derlich, daß zwischen dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses und dem Zeit­
punkt des Anfallens der Versicherungssumme im Erlebensfall ein Zeitraum von 
mindestens fünfzehn Jahren liegt. Dieser Zeitraum verkürzt sich bei Steuer­
pflichtigen, die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses' das 50. Lebensjahr vollen­
det haben, auf zehn Jahre, bei Steuerpflichtigen, die zum Zeitpunkt des Ver­
tragsabschlusses das 46., nicht aber das 50. Lebensjahr vollendet haben, auf den 
Zeitraum bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres. Eine Nachversteuerung der 
Versicherungsprämien hat zu erfolgen, wenn die Ansprüche aus dem Versiche­
rungsvertrag innerhalb von 15 Jahren seit Vertragsabschluß ganz oder zum Teil 
abgetreten oder rückgekauft werden. Dieser Zeitraum verkürzt sich bei Steuer­
pflichtigen, die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses das 46. Lebensjahr vollen­
d~t haben, entsprechend den vorangegangenen Bestimmungen. Eine Nachver­
steuerung hat auch zu erfolgen, wenn innerhalb von acht Jahren seit Vertragsab­
schluß eine Vorauszahlung oder Verpfändung der Ansprüche aus dem Versiche­
rungsvertrag erfolgt. Der Steuerpflichtige, im Falle des Rückkaufes, der Voraus­
zahlung oder Verpfändung das Versicherungsunternehmen, hat die angeführten 
Tatsachen, die zu einer Nachversteuerung führen, dem Finanzamt ohne amtliche 
Aufforderung innerhalb eines Monats mitz1,!teilen. Eine Nachversteuerung 
erfolgt nicht, wenn die Ansprüche aus einer kurzen Ablebensversicherung abge­
treten oder verpfändet wurden oder die Nachversteuerung bei den Erben vorzu­
nehmen wäre oder der Steuerpflichtige nachweist, daß .c:Jie angeführten Tatsa­
chen durch wirtschaftliche Notlage verursacht sind." 

15. § 18 Abs. 1 Z 3 lit. a: . 

,;3. a) mindestens fünfzehnjährig gebundene Beträge, die vom Wohnungswer­
ber zur Schaffung von Wohnraum an gemeinnützige Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungsvereinigungen oder an Vereinigungen, deren statuten mäßige Aufgabe 
die Schaffung von Wohnungs eigentum ist, sowie an Gebietskörperschaften gelei­
stet werden, wobei es gleichgültig ist, ob der Wohnraum dem Wohnungswerber 
in Nutzung (Bestand) gegeben oder ob ihm eine Kaufanwartschaft eingeräumt 
wird. Ebenso ist es nicht maßgeblich, ob der Wohnungswerber bis zum Ablauf 
der fünfzehnjährigen Bindungszeit im Falle seines Rücktrittes einen Anspruch 
auf volle Erstattung des Betrages hat oder nicht. Eine Nachversteuerung dieser 
Beträge hat insoweit zu erfolgen, als vor Ablauf von fünfzehn Jahren seit Ver-
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mien an solche Versicherungsunternehmen, die weder ihre Geschäftsleitung 
noch ihren Sitz im Inland haben, sind nur dann abzugsfähig, wenn diesen Unter­
nehmen die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb im Inland erteilt ist. Bei Versiche­
rungsV'erträgen auf den Ertebensfall ist für die Abzugsfähigkeit außerdem erfor­
derlich, daß zwischen dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses und dem Zeit­
punkt des Anfallens der Versicherungssumme im Erlebensfall ein Zeitraum von 
mindes~ens fünfzehn Jahren liegt. Dieser Zeitraum verkürzt sich bei Steuer­
pflichtigen, die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses das 50. Lebensjahr vollen-
det haben, auf zehn Jahre, bei Steuerpflichtigen, die zum Zeitpunkt des Ver­
tragsabschlusses das 46., nicht aber das 50. Lebensjahr vollendet haben, auf den 
Zeitraum bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres. Eine Nachversteuerung der 
Versicherungsprämien hat zu erfolgen, wenn die Ansprüche aus dem Versiche­
rungsvertrag innerhalb von fünfzehn Jahren seit Vertragsabschluß ganz oder 
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zum Teil abgetreten oder rückgekauft werden. Dieser Zeitraum verkürzt sich bei 
Steuerrflichtigen, die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses das 46. Lebensjahr 
vollendet haben, entsprechend den vorangegangenen Bestimmungen. Eine Nach­
versteuerung hat auch zu erfolgen, wenn innerhalb von drei Jahren seit Vertrags­
abschluß eine Vorauszahlung oder Verpfändung der Ansprüche aus dem' Ver­
sicherungsvertrag erfolgt. Der Steuerpflichtige, im Falle des Rückkaufes, der ~ 
Vorauszahlung oder Verpfändung das Versicherungsunternehmen, hat die ange- ~ 
führten Tatsachen, die zu einer Nachversteuerung führen, dem Finanzamt ohne ~ 
amtliche Aufforderung innerhalb eines Monats mitzuteilen. Eine Nachversteue- ::l 

rung erfolgt nicht, wenn die Ansprüche aus einer kurzen Ablebensversicherung 
abgetreten oder verpfändet wurden oder die Nachversteuerung bei den Erben 
vorzunehmen wäre oder der Steuerpflichtige nachweist, daß die angeführten 
Tatsachen durch wirtschaftliche Notlage verursacht sind. 
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§ 18 Abs. 1 Z 3 lit. a: 

3. a) mindestens fünf jährig gebundene Beträge, die vom Wohnungswerber zur 
Schaffung von Wohnraum an gemeinnützige Bau~, Wohnungs- und Siedlungs­
vereinigungen oder an Vereinigungen, deren statutenmäßige Aufgabe die Schaf­
fung von Wohnungseigentum ist, sowie an Gebietskörperschaften geleistet wer­
den, wobei es gleichgültig ist, ob der Wohnraum dem Wohnungswerber in Nut­
zung (Bestand) gegeben oder ob ihm eine Kaufanwartschafteingeräumt wird. 
Ebenso ist es nicht maßgeblich, ob der Wohnungswerber bis 'zum Ablauf der 
fünf jährigen Bindungszeit im Falle seines Rücktrittes einen Anspruch auf volle 
Erstattung des Betrages hat oder nicht. Eine Nachversteuerung dieser Beträge 
hat insoweit zu erfolgen, als vor Ablauf von fünf Jahren seit Vertragsabschluß 
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tragsabschluß die geleisteten Beträge ganz oder zum Teil rückgezahlt und nicht 
im Sinne dieser Ziffer verwendet werden. Die im ersten Satz genannten Vereini­
gungen und Gebietskörperschaften sind verpflichtet, die angeführten Tatsachen, 
die zu einer Nachversteuerung führen, dem Wohnsitzfinanzamt des Wohnungs­
werbers innerhalb eines Monats ohne amtliche Aufforderung mitzuteilen. Eine 
Nachversteuerung erfolgt nicht, wenn die Wohnung dem Wohnungswerber ins 
Eigentum (Eigentumswohnung, Eigenheim) übertragen wird oder wenn der Ver­
trag durch den Tod des Wohnungswerbers aufgelöst wird," 

16. § 18 Abs. 1 Z 3 lit. d erster Satz: 

"d) Aufwendungen für den Einbau von Wärmepumpen, die ausschließlich der 
Temperaturanhebung der Nutzungsenergie dienen, Solaranlagen, Windenergie­
anlagen, Anlagen zur Wärmerückgewinnung, Anlagen zur gemeinsamen Erzeu­
gung von elektrischer Energie und Wärme bis zu einer Leistung von 1 MW 
(Gesamtenergieanlagen) und Anlagen zur ausschließlichen energetischen Nut­
zung der Biomasse, ausgenommen offene Kamine, in Wohnraum sowie bei 
bereits fertiggestelltem Wohnraum Aufwendungen, die eine dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechende Erhöhung des Wärmeschutzes bewirken, Auf­
wendungen zur Verminderung des'Energieveriustes oder des Energieverbrau­
ches von Zentr:tlheizungs- oder Warmwasseranlagen, weiters Aufwendungen für 
die Umstellung autFernwärmeversorgung, sofern die Fernwärme überwiegend 
durch Heizkraftwerke oder Abwärme erzeugt wird." 

17. § 18 Abs. 1 Z 7: neu 

18. § 20 Abs. 1 Z 4 letzte Satzteile: neu 

19. § 20 aAbs. 3 ersten beiden Sätze: 

,,(3) Die übrigen mit Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen und 
Krafträdern in Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben sind bei Kraftfahr­
zeugen, deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten die in Abs. 1 angeführten 
Höchstbeträge nicht übersteigen, in tatsächlicher Höhe zu berücksichtigen. 
Übersteigen die Ansschaffungs-' oder Herstellungskosten eines Kraftfahrzeuges 
die in Abs. 1 angeführten Höchstbeträge, so sind die nachgewiesenen Betriebs­
ausgaben, ausgenommen die Kosten für die Wartung und Reparatur durch dazu 
befugte Unternehmer, in dem Verhältnis zu kürzen, in dem die Anschaffungs­
oder Herstellungskosten die Höchstbeträge übersteigen." 

20. § 20 a''Abs. 8 letzter Satz: neu 
" 
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die geleisteten Beträge ganz oder zum Teil rückgezahlt und nicht im Sinne die­
ser Ziffer verwendet werden. Die im ersten Satz genannten Vereinigungen und 
Gebietskörperschaften sind verpflichtet, die angeführten Tatsachen, die zu einer 
Nachversteuerung führen, dem Wohnsitzfinanzamt des Wohnungswerbers 
innerhalb eines Monats ohne amtliche Aufforderung mitzuteilen. Eine Nachver­
steuerung erfolgt nicht, wenn die Wohnung dem Wohnungswerber ins Eigentum 
(Eigentumswohnung, Eigenheim) übertragen wird oder wenn der Vertrag durch 
den Tod des Wohnungswerbers aufgelöst wird, 

§ 18 Abs. 1 Z 3 lit. d erster Satz: 

d) ,) Aufwendungen für den Einbau von Wärmepumpen, die ausschließlich 
der Temperaturanhebung der Nutzungsenergie dienen, Solaranlagen, Anlagen 
zur Wärmerückgewinnung, Anlagen zur gemeinsamen Erzeugung von elektri­
scher Energie und Wärme bis zu einer Leistung von 1 MW(Gesamtenergieanla­
gen) und Anlagen zur ausschließlichen energetischen Nutzung der Biomasse, 
ausgenommen offene Kamine, in Wohnraum sowie bei bereits fertiggestelltem 
Wohnraum Anwendungen, die eine dem jeweiligen Stand der Technik entspre­
chende Erhöhung des Wärmeschutzes bewirken, Aufwendungen zur Verminde­
rung des Energieverlustes oder des Energieverbrauches von Zentralheizungs­
oder Warmwasseranlagen, weiters Aufwendungen für die Umstellung auf Fern­
wärmeversorgung, sofern die Fernwärme überwiegend durch Heizkraftwerke 
oder Abwärme erzeugt wird. 

§ 20 a Abs. 3 ersten beiden Sätze: 

(3) Die übrigen mit Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen und 
Krafträdern in Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben sind bei Kraftfahr­
zeugen, deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten die in Abs. 1 angeführten 
Höchstbeträge nicht übersteigen, in tatsächlicher Höhe zu berücksichtigen. 
Übersteigen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Kraftfahrzeuges 
die in Abs. 1 angeführten Höchstbeträge, so sind die nachgewiesenen Betriebs­
ausgaben in dem Verhältnis zu kürzen, in dem die Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten die Höchstbeträge übersteigen. 
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21. § 22 Abs. 1 Z 2: 

,,2. Einkünfte aus sonstiger selbständiger Arbeit, zum Beispiel Vergütungen 
für die Vollstreckung von Testamenten, für Vermögensverwaltung und für die 
Tätigkeit-als Autsichtsratmitglied. Einkünfte aus sonstiger sclbständiger Ar~eit_ 
sind stets die Gehälter und sonstigen Vergütungen jeder Art, die von einer Kapi­
talgesellschaft an wesentlich Beteiligte für ihre sonst alle Merkmale eines Dienst­
verhältnisses (§ 47 Abs. 3) aufweisende Beschäftigung gewährt werden. Eine Per­
son ist dann wesentlich beteiligt, wenn ihr Anteil am Grund- oder Stammkapital 
der Gesellschaft in einem Zeitpunkt des Veranlagurigszeitraumes mehr als 25 vH 
beträgt. Die Beteiligung durch Vermittlung eines Treuhänders oder einer Gesell­
schaft steht einer unmittelbaren Beteiligung gleich. Einkünfte aus sonstiger selb­
ständiger Arbeit sind auch die Gehälter und sonstigen Vergütungen jeder Art, 
die für eine ehemalige Tätigkeit einer Person gewährt werden, die in einem Zeit­
raum von zehn Jahren vor Beendigung ihrer Tätigkeit durch mehr als die Hälfte 
des Zeitraumes ihrer Tätigkeit wesentlich beteiligt war." 

22. § 23 a: neu 

23. § 25 Abs. 1 Z 1: 
1. Alle Bezüge und Vorteile aus einem bestehenden oder früheren Dienstver­

hältnis. Als Bezüge und Vorteile aus einem bestehenden oder früheren Dienst­
verhältnis gelten Bezüge und Vorteile von Personen, die an Kapitalgesellschaften 
nicht wesentlich im Sinne des § 22 Abs. 1 Z 2 beteiligt sind, auch dann, wenn bei 
einer sonst alle Merkmale eines Dienstverhältnisses (§ 47 Abs.3) aufweisenden 
Beschäftigung die Verpflichtung, den Weisungen eines anderen 'zu folgen, auf 
Grund gesellschaftsvertraglicher Sonderbestimmung fehlt, 

24. § 33 Abs. 1: 
(1) Die Einkommensteuer von dem zu versteuernden Einkommen beträgt 

jährlich 
für die ersten 50 000 S ....................................... 21 vH 
für die weiteren 50 OOO'S ....................................... 27 vH 
für die weiteren 50000 S ....................................... 33 vH 
für die weiteren 50 000 S ....................................... 39 vH 
für die weiteren 50 000 S ....................................... 45 vH 
für die weiteren 50 000 S ....................................... 51 vH 
für die weiteren 200 000 S ....................................... 55 vH 
für die weiteren 500 000 S ....................................... 58 vH 
für die weiteren 500 000 S ....................................... 60 vH 
für alle weiteren Beträge ........................................ 62 vH 

Derzeit geltender Gesetzestext 
§ 22 Abs. 1 Z 2: 
2. Einkünfte aus sonstiger selbständiger Arbeit, zum Beispiel Vergütungen für 

die Vollstreckung von Testamenten, für Vermögensvetwaltung und für die 
Tätigkeit als Aufsichtsr~tsmitglied, 

§ 25 Abs. 1 Z 1 : 
1. Alle Bezüge und Vorteile aus einem bestehenden oder früheren Dienstver­

hältnis, 

§ 33 Abs. 1: 
(1) Die Einkommensteuer von dem zu versteuernden Einkommen beträgt 

jährlich 
für die ersten 50000 S ....................................... 23 vH 
für die weiteren 50000 S .. : ................................•... 28 vH 
für die weiteren 50 000 S ....................................... 33 vH 
für die weiteren 50000 S ....................................... 38 vH 
für die.weiteren 40000 S ....................................... 43 vH 
für die weiteren 40 000 S ....................................... 48 vH 
für die weiteren 40 000 S ....................................... 52 vH 
für die weiteren 180 000 S ....................................... 55 vH 
für die weiteren 500 000 S ....................................... 58 vH 
für 'die weiteren 500 000 S ....................................... 60 vii 
für alle weiteren Beträge ; ....................................... 62 vH 
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25. § 33 Abs. 3: 

,,(3) Dem Steuerpflichtigen steht ein allgemeiner Steuerabsetzbetrag in Höhe 
von 4 800 S jährlich zu. Ab der Veranlagung 1983 beträgt der allgemeine Steuer­
absetzbetrag 5 100 S jährlich." 

26. § 33 Abs. 4 letzten beiden Sätze: neu 

27. § 33 Abs. 5: 

,,(5) Bezieht der'Steuerpflichtige Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, die 
im Wege des Steuerabzuges vom Arbeitslohn zu erfassen sind, so steht ihm ein 
Arbeitnehmerabsetzbetrag in Höhe von 3 500 S zu. Ab der Veranlagung 1983 
beträgt der Arbeitnehmerabsetzbetrag 4 000 S jährlich." 

28. § 33 Abs. 6 letzter Satz: neu 

29. § 37 Abs. 1 letzter Satz: neu 

30. § 39 Abs. 3 und § 41 Abs. 5 entfällt 

31. § 57 Abs.l: 

,,(1) Dem Arbeitnehmer steht ein allgemeiner Steuerabsetzbetrag in Höhe von 
4 800 S jährlich zu. Für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 
1982 enden, beträgt der allgemeine Steuerabsetzbetrag 5 100 S jährlich." 

32. § 57 Abs. 2 letzten beiden Unterabsätze: neu 

33. § 57 Abs. 3: 

,,(3) D.em Arbeitnehmer steht ein Arbeitnehmerabsetzbetrag in Höhe von 
3 500 S jährlich zu. Für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 
1982 enden, beträgt der Arbeitnehmerabsetzbetrag 4 000 S jährlich." 

34. § 57 Abs. 4 zweiter Satz: neu 

35. § 58 Abs. 1 erster Satz: 

(1) Wurde auf der Lohnsteuerkarte eines Arbeitnehmers kein Alleinverdiener­
absetz betrag eingetragen oder wurde dieser gestrichen, weil die andere Person 

. Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3 bzw. der Alleinerhalter Unterhalts- oder Ver­
sorgungsleistungeri bezog, liegen aber die Voraussetzungen des § 57 Abs. 2 vor, 
so ist auf Antrag auf der Lohnsteuerkarte der Alleinverdienerabsetzbetrag zu 
bescheinigen. 

Derzeit geltender Gesetzestext 

§ 33 Abs. 3: 

(3) Dem Steuerpflichtigen steht ein allgemeiner Steuerabsetzbetrag in Höhe 
von 4 800 S jährlich zu. 

§ 33 Abs. 5: 

(5) Bezieht der Steuerpflichtige Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, die 
im Wege des Steuerabzuges vom Arbeitslohn zu erfassen sind, so steht ihm ein 
Arbeitnehmerabsetzbetrag in Höhe von 3 000 S jährlich zu. 

§ 57 Abs. 1: 

(1) Dem Arbeitnehmer steht ein allgemeiner Steuerabsetzbetrag in Höhe von 
4 800 S jährlich zu. 

§ 57 Abs. 3: 

(3) Dem Arbeitnehmer steht ein Arbeitnehmerabsetzbetrag in Höhe von 
3 000 S jährlich zu. 

§ 58 Abs. 1 erster Satz: 

(1)" Wurde auf der Lohnsteuerkarte eines Arbeitnehmers kein Alleinverdiener­
absetzbetrag eingetragen oder wurde dieser gestrichen, weil die andere Person 
Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3 bezog, liegen aber die Voraussetzungen des 
§ 57 Abs. 2 vor, so ist auf Antrag auf der Lohnsteuerkarte der Alleinverdienerab­
~etzbetrag zu bescheinigen. 
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35 a. § 62 Abs. 4 Z. 2: 

,,2. wenn die Sonderausgaben im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 1 bis 3 den Jahres­
pauschbetrag gemäß § 18 Abs. 3 übersteigen, der übersteigende Betrag bzw. Son­
derausga.ben im: Sinne des § 18 Abs. 1-Z 6 und 7, 

36. § 67 Abs. 1 vorletzter Satz: 

Die Lohnsteuer von sonstigen Bezügen wird nicht erhoben, wenn sie jährlich 
den Betrag von 150 S nicht übersteigt. 

38. § 72.Abs. 1 letzter Unterabsatz: neu 

39. § 72 Abs. 2 Z 1: 

,,1. vom Arbeitgeber bis 30. September des Kalenderjahres der zeitgerechten 
AntragsteIlung, wenn der Arbeitnehmer nur von ein und demselben Arbeitgeber . 
während des ganzen Kalenderjahres Arbeitslohn erhalten hat und die Vorausset­
zungen des Abs. 1 Z 2 bis 5 gegeben waren; der Arbeitgeber ist verpflichtet, den 
Jahresausgleich auch für Arbeitnehmer durchzuführen, die infolge Präsenz­
dienstleistung, . Krankheit oder Karenzurlaub für bestimmte Lohnzahlungszeit­
räume des Kalenderjahres keinen Arbeitslohn erhalten haben," 

40. § 72 Abs. 3 letzter Satz: 

Zur Durchführung des Jahresausgleiches haben die Arbeitgeber dem jeweili­
gen Wohnsitzfinanzamt ohne Aufforderung bis zum 31. März des folgenden 
Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) für jene Arbeitnehmer zu übergeben, die 
keine oder eine Erste (Zweite usw.) Lohnsteuerkarte vorgelegt haben." 

41. § 106 Abs. 2 Z 4: 

,,4. In allen übrigen Fällen sowie bei Zusammentreffen von Körperbehinde­
rungen verschiedener Art das Gesundheitsamt, im Bereich der Stadt Wien der 
Amtsarzt des jeweiligen Bezirkspolizeikommissariates." 

43. § 108 Abs. 1 und 2: 

,,(1) Leistet ein unbeschränkt Steuerpflichtiger (§ 1 Abs. 1) Beiträge an eine 
Bausparkasse, die ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz im Inland hat, so wird 
ihm auf Antrag Einkommensteuer (Lohnsteuer) erstattet. Die Erstattung erfolgt 
mit einem Pauschbetrag in Höhe von 13 vH des Gesamtbetrages, der auf Grund 
der im jeweiligen Kalenderjahr tatsächlich geleisteten Zahlung und der Steuerer­
stattung gutgeschrieben wird, wobei der Anteil der tatsächlichen Zahlung 87 vH 
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§ 62 Abs. 4 Z 2: 

2. wenn die Sonderausgaben im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 1 bis 3 den Jahres­
pauschbetrag gemäß § 18 Abs. 3 übersteigen, der übersteigende Betrag bzw. Son­
derausgaben im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 6, 

§ 67 Abs. 1 vorletzter Satz: 

Die Lohnsteuer von sonstigen Bezügen wird nicht erhoben, wenn sie jährlich 
den Betrag von 130 S nicht übersteigt. 

§ 72 Abs. 2 Z 1: 

1. vom Arbeitgeber, wenn der Arbeitnehmer nur von ein und demselben 
Arbeitgeber während des ganzen Kalenderjahres Arbeitslohn erhalten hat und 
die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 2 bis 5 gegeben waren; der Arbeitgeber ist ver­
pflichtet, den Jahresausgleich auch für Arbeitnehmer durchzuführen, die infolge 
Präsenzdienstleistung; Krankheit oder Karenzurlaub für bestimmte Lohnzah­
lungszeiträume des Kalenderjahres keinen Arbeitslohn erhalten haben, 

§ 72 Abs. 3 letzter Satz: 

Zur Durchführung des Jahresausgleiches haben die Arbeitgeber dem jeweili­
gen Wohnsitzfinanzamt ohne Aufforderung bis zum 31. März des folgenden 
Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) für jene Arbeitnehmer zu übergeben, die 
keine oder eine Zweite (Dritte usw.) Lohnsteuerkarte vorgelegt haben. 3) 

§ 106 Abs. 2 Z 4: 

4. in allen übrigen Fällen das Gesundheitsamt, im Bereich der Stadt Wien der 
Amtsarzt des jeweiligen Bezirkspolizeikommissariates. 

§ 108 Abs. 1 und 2: 

(1) Leistet ein unbeschränkt Steuerpflichtiger (§ 1 Abs. 1) Beiträge an eine 
Bausparkasse, die ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz im Inland hat, so wird 
ihm auf Antrag Einkommensteuer (Lohnsteuer) erstattet. Die Erstattung erfolgt 
mit einem Pauschbetrag in Höhe von 10 vH des Gesamtbetrages, der auf Grund 
der im jeweiligen Kalenderjahr tatsächlich geleisteten Zahlung und der Steuerer­
sta\tung gutgeschrieben wird, wobei der Anteil der tatsächlich geleisteten Zah-
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zu betragen hat. Die Erstattung steht dem Steuerpflichtigen nur für jeweils einen 
Bausparvertrag zu. 

(2) Die Einkommensteuer (Lohnsteuer) darf dem Steuerpflichtigen nur bis zu 
einer Bemessungsgrundlage im Sinne des Abs. 1 zweiter Satz von 8 000 $ jähr­
lich erstattet werden. Diese Bemessungsgrundlage erhöht sich für den unbe­
schränkt steuerpflichtigen Ehegatten und für jedes Kind im Sinne des § i 19 um 
je 8000 S jährlich, sofern diesen Personen nicht im selben Kalenderjahr auf 
Grund einer eigenen Abgabenerklärung (Abs. 3 erster Satz) Erstattungsbeträge 
zustehen oder sofern diese Personen nicht im selben Kalenderjahr in der Abga­
benerklärung (Abs.3) eines anderen Steuerpflichtigen für die Erhöhung der 
Bemessungsgrundlage zu berücksichtigen sind; Ehegatten und Kinder, für die 
dem Steuerpflichtigen in einem Kalenderjahr Erhöhungsbeträge zustehen, dür­
fen im selben Kalenderjahr keine Einkommen(Lohn)steuererstattung geltend 
machen. Sie können jedoch erklären, daß die im Rahmen des betreffenden Bau­
sparvertrages für sie geltend gemachten Erhöhungsbeträge dem Steuerpflichti­
gen ab dem folgenden Kalenderjahr nicht mehr zustehen. Diese Erklärung ist 
auf dem amtlichen Vordruck in zweifacher Ausfertigung bis 30. November bei 
der Abgabenbehörde im Wege jener Bausparkasse abzugeben, mit der der 
Steuerpflichtige den betreffenden Bausparvertrag abgeschlossen hat. Für Perso­
nen, die eine solche Erklärung abgegeben haben, s·tehen dem Steuerpflichtigen 
Erhöhungsbeträge ab dem folgenden Kalenderjahr nicht mehr zu. Die Bauspar­
kasse ist verpflichtet, binnen zwei Wochen den Steuerpflichtigen durch Über- I 

mittlung der zweiten Erklärungsausfertigung vom Wegfall der Erhöhungsbe­
träge ?u verständigen. Eine Mitteilungspflicht im Sinne des Abs. 4 vorletzter 
Satz besteht nicht. 

Im Kalenderjahr der Auflösung des Vertrages dürfen die in der Abgabenerklä­
rung für die Erhöhung der Bemessungsgrundlage berücksichtigten Personen 
abweichend von den Bestimmungen des zweiten und dritten Satzes nach erfolg­
ter Vertragsauflösung insoweit eine Einkommen(Lohn)steuererstattung geltend 
machen, als eine Einkommen(Lohn)steueretstattung nicht im Rahmen des aufge­
lösten Vertrages für sie in Anspruch genommen wurde. Die im Jahr der Auflö­
sung des Vertrages geltend gemachte Einkommen(Lohn)steuererstattung ist 
dabei gleichmäßig auf den Steuerpflichtigen und die mitberücksichtigten Perso­
nen aufzuteilen. Im Kalenderjahr der Auflösung des Vertrages steht die Erstat­
tung vor Ablauf von sechs Jahren seit Vertragsabschluß nur für so viele Zwölf tel 
der Bemessungsgrundlage zu, als volle Kalendermon~te bis zur Rückzahlung des 
Guthabens oder von Teilen desselben vergangen sind, sofern der Antrag auf Ver­
tragsabschluß nach dem 30. Juni 1981 gestellt wurde." 
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lung 90 vH zu betragen hat. Die Erstattung steht dem Steuerpflichtigen nur für 
jeweils einen Bausparvertrag zu. 2) 

(2) Die Einkommensteuer (Lohnsteuer) darf dem Steuerpflichtigen nur bis zu 
einer Bemessungsgrundlage im Sinne des Abs. 1 zweiter Satz von 7 000 S jähr-
lich erstattet werden. Diese Bemessungsgrundlage erhöht sich für den unbe­
schränkt steuerpflichtigen Ehegatten um 7 000 S jährlich und für jedes Kind im 
Sinne des § 119 um jene 3 000 S jährlich, sofern diesen Personen nicht im selben 
Kalenderjahr auf Grund einer eigenen Abgabenerklärung (Abs. 3 erster Satz) 
Erstattungsbeträge zustehen oder sofern diese Personen nicht im selben Kalen­
derjahr in der Abgabenerklärung (Abs. 3) eines anderen Steuerpflichtigen für die 
Erhöhung der Bemessungsgrundlage zu berücksichtigen sind. Ehegatten und 
Kinder, für die dem Steuerpflichtigen in einem Kalenderjahr Erhöhungsbeträge 
zustehen, dürfen im selben Kalenderjahr keine Einkommen(Lohn)steuererstat­
tunggeltend machen. Sie können jedoch erklären, daß die im Rahmen des 
betreffenden Bausparvertrages für sie geltend gemachten Erhöhungsbeträge dem . 
Steuerpflichtigen ab dem folgenden Kalenderjahr nicht mehr zustehen sollen. ~ 
Diese Erklärung ist auf dem amtlichen Vordruck in zweifacher Ausfertigung bis ~ 
30. November bei der Abgabenbehörde im Wege jener Bausparkasse abzugeben, ~ 
mit der der Steuerpflichtige den betreffenden Bausparvenrag abgeschlossen hat. OJ 

~. 
Für Personen, die eine solche Erklärung abgegeben haben, stehen dem Steuer­
pflichtigen Erhöhungsbeträge ab dem folgenden Kalenderjahr nicht m~hr zu. 
Die Bausparkasse ist verpflichtet, binnen zwei Wochen den Steuerpflichtigen 
durch Übermittlung der zweiten Erklärungsausfertigung vom Wegfall der Erhö­
hungsbeträge zu verständigen. Eine Mitteilungspflicht im Sinne des Abs. 4 vor­
letzter Satz besteht nicht. 
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44. § 108 Abs. 6 vierter Satz: 

Erfolgt die Rückzahlung oder Sicherstellung im Sinne de~ ersten Satzes erst 
nach Ablauf von sechs Jahren seit Vertragsabschluß, so erstreckt sich die Mittei­
lungspfllcht nur auf jene Beiträge, die nach diesem Zeitpunkt im Kalenderjahr 
der Rückzahlung oder Sicherstellung als Grundlage einer Steuererstattung gelei­
stet wurden und auf die erstattete Steuer selbst. 

45. § 108 Abs. 10 zweiter Satz: 

Derzeit geltender Gesetzestext 

§ 108 Abs. 6 vierter Satz: 

Erfolgt die Rückzahlung oder Sieherstellung im Sinne des ersten Satzes erst 
nach Ablauf von fünf Jahren seit Vertragsabschluß, so erstreckt sich die Mittei­
lungspflicht nur auf jene Beiträge, die nach diesem Zeitpunkt im Kalenderjahr 
der Rückzahlung oder Sicherstellung als Grundlage einer Steuererstattung gelei­
stet wurden, und auf die erstattete Steuer selbst. 

§ 108 Abs. 10 zweiter Satz: 

Dies gilt auch, wenn der Steuerpflichtige nach Ablauf von sechs Jahren seit Dies gilt auch, wenn der Steuerpflichtige nach Ablauf von fünf Jahren seit 
Vertragsabschluß in einem der folgenden Kalenderjahre keine Beiträge mehr Vertragsabschluß in einem der folgenden Kalenderjahre keine Beiträge mehr 
geleistet hat. geleistet hat. 

47. § 113 Abs. 2 und 3: 

(2) Bestand der Beitrag (die Versicherungsprämie) in einer einmaligen Lei­
stung, die vor dem 1. Jänner 1982 erbracht wurde, so kann der Erbringer dieser 
Leistung die restlichen Zwanzigstel des als Einmalprämie geleisteten Betrages 
auch für Zeiträume nach dem 31. Dezember 1981 nach Maßgabe der Höchstbe­
träge des § 18 Abs. 2 Z 4 geltend machen. 

(3) Abweichend von der Bestimmung des § 18 Abs. 1 Z 3 lit. a beträgt die .Bin­
dungsfrist für Beiträge, die vor dem 1. Jänner 1982 geleistet wurden, fünf Jahre. 

48. § 114 Abs. 3 bis 5: 

(3) Abweichend von der Bestimmung des § 108 Abs. 1 erfolgt die Steuererstat­
tung für Beiträge, die innerhalb von fünf Jahren seit Vertragsabschluß geleistet 
werden, mit einem Pauschbetrag in Höhe von 10 vH des Gesamtbetrages, der 
auf Grund der im jeweiligen Kalenderjahr geleisteten Zahlungen und der Steuer­
erstattung gutgeschrieben wird, wobei der Anteil der tatsächlich geleisteten Zah­
lung 90 vH zu betragen hat, sofern der Antrag auf Vertragsabschluß nach dem 
6. September 1979 und vor dem 1. Juli 1981 gestellt wurde. 

(4) Für Bausparverträge, für die der Antrag auf Vertragsabschluß nach dem 
6. September 1979 und vor dem 1. Juli 1981 gestellt wurde, tritt an die Stelle des 
im § 108 Abs. 6 und 10 genannten Zeitraumes von sechs Jahren ein Zeitraum von 
fünf Jahren, sofern nicht eine Erklärung im Sinne des Abs. 5 abgegeben wurde. 

(5) Abweichend von den Bestimmungen des Abs.3 erfolgt die Steuererstattung 
mit einem Pauschbetrag in Höhe von 13 vH des Gesamtbetrages, der auf Grund 
der im jeweiligen Kalenderjahr tatsächlich geleisteten Zahlung und der Steuerer-

§ 113 Abs. 2: 

(2) Bestand der Beitrag (die Versicherungsprämie) in einer einmaligen Lei­
stung, die vor dem 1. Jänner 1973 erbracht wurde, so kann der Erbringer dieser 
Leistung die restlichen Zwanzigstel des als Einmalprämie geleisteten Betrages 
auch für Zeiträume nach dem 31. Dezember 1972 nach Maßgabe der Höchstbe­
träge des § 18 Abs. 2 Z 4 geltend machen. 

§ 114 Abs. 3: 

(3) Für Bausparverträge, für die der Antrag auf Vertragsabschluß vor dem 
7. September 1979 gestellt wurde, tritt an die Stelle des im § 108 Abs. 6 und 10 
genannten Zeitraumes von fünf Jahren ein Zeitraum von sechs Jahren. 
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, stattung gutgeschrieben wird, wobei der Anteil der tatsächlich geleisten Zahlung 
87 v H zu betragen hat, wenn der Antrag auf Vertragsabschluß nach dem 6. Sep­
tember 1979 und vor dem 1. Juli 1981 gestellt wurde und der Steuerpflichtige der 
Bausparkasse gegenüber vor dem 1. Juli 1982 erklärt, den Bausparvertrag nicht 
vor Ablauf von sechs Jahren seit Vertragsabschluß aufzulösen, erstmals für das 
Kalenderjahr ,der Abgabe dieser Erklärung. ' 

49. § 123 Abs. 1 ersten beiden Sätze: 

,,(1) Von Forderungen aus Ausfuhrumsätzen kann in den Vermögensübersich­
ten (Bilanzen), in denen sie erst'mals auszuweisen sind, eine pauschale Teilwert­
abschreibung vorgenommen werden. Diese Teilwertabschreibung beträgt für die 
im Kalenderjahr 1973 angeschafften Forderungen 5. vH, für die in den Kalen­
derjahren 1974 bis 1976 angeschafften Forderungen 10vH und für die in späte­
ren Kalenderjahren angeschafften Forderungen 15 vH der Anschaffungskosten 
(des Forderungsnennbetrages)." 

Derzeit geltender Gesetzestext 

§ 123 Abs. 1 ersten beiden Sätze: 

(1) Von Forderungen aus AusfuhrumSätzen, die in den Kalenderjahren 1973 
bis 1981 angeschafft wurden, kann in den Vermögens übersichten (Bilanzen), in 
denen sie erstmals auszuweisen sind, eine pauschale Teilwertabschreibung vorge­
nommen werden. Diese Teilwertabschreibung beträgt für die im Kalenderjahr 
1973 angeschafften Forderungen 5 vH, für die in den Kalenderjahren 1974 bis 
1976 angeschafften Forderungen 10 vH und für die in den Kalenderjahren 1977 
bis 1981 angeschafften Forderungen 15 v:H der Anschaffungskosten (des Forde­
rungsnennbetrages ). 

ABSCHNITT II 

K ö rp e r s c h a f t s t e u e r 

3, § 5 Abs. 1 Z 3: neu 

4.§5Abs.1Z6: 

,,6. Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögens massen, die nach 
der Satzung, Stiftung oder sonstigen Verfassung und nach ihrer tatsächlichen 
Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen 
oder kirchlichen Zwecken dienen, nach Maßgabe der Vorschriften der §§ 34 bis 
47 der Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/1961;" 

5.§16Z5: 

,,5. Geld- und Sachzuwendungen, deren Gewährung oder Annahme mit 
gerichtlicher Strafe bedroht ist; solche Zuwendungen sind auch nach § 18 des 
Einkommensteuergesetzes nicht abzugsfähig, weiters die Aufwendungen zu 
gemeinnützigen, mildtätigen, kirchlichen und ähnlichen Zwecken," 

6. § 22 Abs. 6: neu eingefügt 

§ 5 Abs. 1 Z 6: 

6. Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die nach 
der Satzung, Stiftung oder sonstigen Verfassung und nach ihrer tatsächlichen 
Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen 
oder mildtätigen Zwecken dienen; 

§ 16 Z 5: 

5. die Aufwendungen zu gemeinnützigen, mildtätigen, kirchlichen und ähnli­
chen Zwecken. 
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§ 7 Z 1: 

ABSCHNITT III 
Gewerbesteuer 

§ 7 Z 1: 

1. Zinsen sowie nominelle Mehrbeträge auf Grund einer Wertsicherung für 
Schulden, . die wirtschaftlich mit der Gründung oder dem Erwerb des Betriebes 
(Teilbetriebes) oder eines Anteiles am Betrieb oder mit einer Erweiterung oder 
Verbesserung des Betriebes zusammenhängen oder der nicht nur vorübergehen­
den Verstärkung des Betriebskapitals dienen. Die Hinzurechnung wird nur inso­
weit vorgenommen, als die Zinsen und Wertsicherungsbeträge insgesamt 
10 000 S übersteigen. Bei Kreditinstituten, die geschäftsmäßig Geldbeträge 
annehmen und abgeben, gelten hereingenommene Gelder, Darlehen und Anlei­
hen nur insoweit als Dauerschulden, als der Ansatz der zum. Anlagevermögen 
gehörigen ~etriebsgrundstücke (einschließlich Gebäude) und dauernden Beteili­
gungen das Eigenkapital übersteigt. Kreditinstitute sind Unternehmungen, die 
Bank- und Sparkassengeschäfte im Inland betreiben, einschließlich 'der Girokas- ' 
sen, Giroverbände, Girozentralen und sonstigen Einrichtungen, welche dem 
Abrechnungsverkehr dienen. Nicht als Dauerschulden im Sinne des ersten Satzes 
gelten Darlehen, die von Fonds gewährt werden, die durch Bundesgesetz errich­
tet und mit Aufgaben der Forschungsförderung betraut sind, sowie Darlehen, die 
vom Bund für Forschungszwecke gewährt werden. Nicht als Dauerschulden im 
Sinne des ersten Satzes gelten auch Schulden zur Finanzierung von Ausfuhrum­
sätzen gemäß § 123 des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBI. Nr. 440, soweit 
dafür der Bundesminister für Finanzen namens des Bundes eine Haftung nach 
dem Ausfuhrförderungsgesetz 1964, BGBI. Nr. 200, bzw. nach dem Ausfuhrför­
derungsgesetz 1981, BGBI. Nr. 215, übernommen hat, sowie jene Schulden zur 
Finanzierung von Ausfuhrumsätzen der genannten Art, die aus Mitteln der 
Exportfonds-Gesellschaft mit beschränkter Haftung refinanziert werden. Über­
steigen bei Betrieben des Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes die Dauer­
schulden 80 vH des Einheitswertes der Betriebsgrundstücke, so ist auf Antrag 
insoweit von j!iner Hinzurechnung abzusehen; 

§ 7 Z 3: 

3. die Gewinnanteile des stillen Gesellschafters, nominelle Mehrbeträge auf 
Grund einer Wertsicherung der Einlage des stillen Gesellschafters sowie Gehäl­
ter und sonstige Vergütungen jeder Art, die für eine Beschäftigung des stillen 
Gesellschafters im Betrieb gewährt worden sind. Dies gilt nicht, wenn diese 
Beträge beim Empfänger zur Steuer nach dem Gewerbeertrag heranzuziehen 
sind; 

1. Zinsen für Schulden, die wirtschaftlich mit der Gründung oder dem Erwerb 
des Betriebes (Teilbetriebes) oder eines Anteiles am Betrieb oder mit einer Erwei­
terung oder Verbesserung des Betriebes zusammenhängen oder der nicht nur 
vorübergehenden Verstärkung des Betriebskapitals dienen. Die Hinzurechnung 
wird nur insoweit vorgenommen, als die Zinsen 10 000 S übersteigen. Bei Kredit­
instituten, die geschäftsmäßig Geldbeträge annehmen und abgeben, gelten her­
eingenommene Gelder, Darlehen und Anleihen nur insoweit als Dauerschulden, 
als der Ansatz der zum Anlagevermögen gehörigen Betriebsgrundstücke (ein­
schließlich Gebäude) und dauernden Beteiligungen das Eigenkapital übersteigt. 
Kreditinstitute sind Unternehmungen, die Bank- oder Sparkassengeschäfte im 
Inland betreiben, einschließlich der Girokassen, Giroverbände, Girozentralen 
und sonstigen Einrichtungen, welche dem Abrechnungsverkehr dienen. Überstei­
gen bei Betrieben des Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes die Dauerschul­
den 80 vH des Einheitswertes der Betriebsgrundstücke, so ist auf Antrag inso­
weit von einer Hinzurechnung abzusehen; 

§ 7 Z 3: 

3. die Gewinnanteile des stillen Gesellschafters sowie Gehälter und sonstige 
Vergütungen jeder Art, die für eine Beschäftigung des stillen Gesellschafters im 
Betrieb gewährt worden sind. Das gilt nicht, wenn diese Beträge beim Empfän­
ger zur Steuer nach dem Gewerbeertrag heranzuziehen sind; 
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§ 7 Z6: 

6. Gehälter und sonstige Vergütungen jeder Art, die von einem im § 1 Abs. 2 
Z 2 und Abs.4 bezeichneten Unternehmen an wesentlich Beteiligte für eine 
Tätigkeit im Betrieb gewährt worden sind. Unter wesentlich Beteiligten sind 
natürliche Personen zu verstehen. Eine Person ist an einem Unternehmen 
wesentlich beteiligt, wenn sie zu mehr als einem Viertel beteiligt ist. Beteiligung 
durch Vermittlung eines Treuhänders oder einer Gesellschaft steht einer unmit­
telbaren Beteiligung gleich. Die Beteiligung muß in einem Zeitpunkt des Bemes­
sungszeitraumes bestanden haben, der für die Ermittlung des Gewerbeertrages 
maßgebend ist; 

§ 11 Abs. 2: 

(2) Die Steuermeßzahlen für den Gewerbeertrag betragen 

1. bei natürlichen Personen und bei Gesellschaften im Sinne des § 1 Abs. 2 Z. 1 
für die ersten 80 000 S des Gewerbeertrages ......................... 0 vH 
für die weiteren 40 000 S des Gewerbeertrages ...................... 8 vH 
für die weiteren 80 000 S des Gewerbeertrages ..................... :. 7 vH 
für die weiteren 120000 S des Gewerbeertrages ...................... 6 vH 
für alle weiteren Beträge des Gewerbeertrages ....................... 5 vH 

2. bei anderen Unternehmen .................................... 5 vH 

§ 12 Abs. 2 Z 1: 

1. die Verl<>indlichkeiten, die den Hinzurechnungsbeträgen im Sinne des § 7 
Z 1 bis 3 entsprechen; 

§ 30 Abs. 2: wird aufgehoben 

Derzeit geltender Gesetzestext 

§ 7 Z 6: 

6. Gehälter und sonstige Vergütungen jeder Art, die von einem im § 1 Abs. 2 
Z 2 und Abs. 4 bezeichneten Unternehmen an wesentlich Beteiligte für eine 
Beschäftigung im Betrieb gewährt worden sind. Unter wesentlich Beteiligten sind 
natürliche Personen zu verstehen. Eine Person ist an einem Unternehmen 
wesentlich beteiligt, wenn sie zu mehr als einem Viertel beteiligt ist. Beteiligung 
durch Vermittlung eines Treuhänders oder einer Gesellschaft steht einer unmit­
telbaren Beteiligung gleich. Die Beteiligung muß in einem Zeitpunkt des Bemes­
sungszeitraumes bestanden haben, der für die Ermittlung des Gewerbeertrages 
maßgebend ist; 

§ 11 Abs. 2: 

(2) Die Steuermeßzahlen für den Gewerbeertrag betragen 

1. bei natürlichen Personen und bei Gesellschaften im Sinne des § 1 Abs. 2 Z 1 
für die ersten 60 000 S des Gewerbeertrages ...................... 0 vH 
für die weiteren 50 000 S des Gewerbeertrages ...................... 7 vH 
für die weiteren 35 000 S des Gewerbeertrages ...................... 6 vH 
für alle weiteren Beträge des Gewerbeertrages ....................... 5 vH 

2. bei anderen Unternehmen 5vH 

§ 12 Abs. 2 Z 1: 

1. die Verbindlichkeiten, die den Schuldzinsen, den Renten und dauernden 
Lasten und den Gewinnanteilen im Sinne des § 7 Z 1 bis 3 entsprechen; 

§ 30 Abs. 2: 

(2) Maßgebend für die Zerlegung sind die Verhältnisse zum Beginn des Erhe­
bungszeitraumes. In den Fällen des § 24 Abs. 1 sind die Verhältnisse zum Beginn 
des Monates maßgebend, der auf den Eintritt in die Steuerpflicht folgt. 

ABSCHNITT IV 

Umsatzsteuer 

§ 4. (1) Der Umsatz wird im Falle des § 1 Abs. 1 Z 1 nach dem Entgelt bemes­
sen. Entgelt ist alles, was der Empfänger einer Lieferung oder sonstigen Leistung 
aufzuwenden hat, um die Lieferung oder sonstige Leistung zu erhalten (Sollein­
nahrne); dazu gehören insbesondere auch Gebühren für Rechtsgeschäfte und 

§ 4. (1) Der Umsatz wird im Falle des § 1 Abs. 1 Z 1 nach dem Entgelt bemes­
. sen. Entgelt ist alles, was der Empfänger einer Lieferung oder sonstigen Leistung 
aufzuwenden hat, um die Lieferung oder sonstige Leistung zu erhalten (Sollein­
nahrne). 

00 
Vo 
o 
P­
<1> ... 
W. 
;;;­

crq 
<1> .::S 

.jlo. 

'.J 

850 der B
eilagen X

V
. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
47 von 49

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Wortlaut des Gesetzentwurfes 

andere mit der Errichtung von Verträgen über Lieferungen oder sonstige Lei­
stungen verbundene Kosten, die der Empfänger einer Lieferung oder sonstigen 
Leistung dem Unternehmer zu ersetzen hat. 

§ 4. (3) Nicht zum Entgelt gehören die Beträge, die der Unternehmer im 
Namen und für Rechnung eines anderen vereinnahmt und verausgabt (durchlau­
fende Posten). 

Die vom Spediteur, Frachtführer und Handelsvertreter für ihre Auftraggeber 
entrichteten Auslagen an Zoll, Einfuhrumsatzsteuer, sonstigen Eingangs- und 
Ausgangsabgaben sowie die Gebühren, Verwaltungs abgaben und Barauslagen 
für kostenpflichtige Amtshandlungen sind wie durchlaufende Posten zu behan­
deln. Als durchlaufender Posten ist auch der Erwerbspreis eines im Inland aus­
schließlich zum Zweck der gewerblichen Weiterveräußerung erworbenen 
gebrauchten Kraftfahrzeuges zu behandeln, wenn der Lieferer (Veräußerer) 
nach § 11 Abs. 1 nicht berechtigt war, eine Rechnung auszustellen, in der die 
Steuer gesondert ausgewiesen ist. Weiters sind auch Gebühren für Bestandver­
träge, die unter die Bestimmungen des § 33 TP 5 des Gebührengesetzes 1957 fal­
len, wie durchlaufende Posten zu behandeln. 

§ 22. (7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind auch auf land- und forstwirt­
schaftliche Betriebe einer Körperschaft des öffentlichen Rechts anzuwenden, 
wenn die Umsätze der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe gemäß § 1 Abs. 1 
Z 1 und 2 in einem der dem Veranlagungsjahr vorangegangenen drei Kalender­
jahre 3,5 Millionen Schilling nicht überstiegen haben. Wird diese Umsatzgrenze 
nicht überschritten, so gelten die Abs. 1 bis 6 nur für jene land- und forstwirt­
schaftlichen Betriebe, hinsichtlich welcher der nach den Grundsätzen des ersten 
Abschnittes des zweiten Teiles des Bewertungsgesetzes 1955 unter Berücksichti­
gung von Zupachtungen und Verpachtungen zum 1. Jänner eines Jahres ermit­
telte Wert der bei Unterhalten eines zum land- und forstwirtschaftlichen Vermö­
gen gehörenden Betriebes selbstbewirtschafteten Fläche 900 000 S nicht über­
steigt. 

§ 23. (1) Bei Unternehmern, deren Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im Ver­
anlagungszeitraum 150000 S nicht übersteigen, ist die für den Veranlagungszeit­
raum zu entrichtende Steuer nach Maßgabe des Abs. 2 zu kürzen. Steuerbeträge, 
die nach § 11 Abs. 12 und 14, § 12 Abs. 10 bis 12 oder § 16 geschuldet werden, 
sind bei der Ermittlung des Kürzungsbetrages außer Ansatz zu lassen. 

Derzeit geltender Gesetzestext 

§ 4. (3) Nicht zum Entgelt gehören die Beträge, die der Unternehmer im 
Namen und für Rechnung eines anderen vereinnahmt und verausgabt (durchlau­
fende Posten). 

Die vom Spediteur, Frachtführer und Handelsvertreter für ihre Auftraggeber 
entrichteten Auslagen an Zoll, Einfuhrumsatzsteuer, sonstigen Eingangs- und 
Ausgangsabgaben sowie die Gebühren, Verwaltungsabgaben und Barauslagen 
für kostenpflichtige Amtshandlungen sind wie durchlaufende Posten zu behan­
deln. Als durchlaufender Posten ist auch der Erwerbspreis eines im Inland aus­
schließlich zum Zweck der gewerblichen Weiterveräußerung erworbenen 
gebrauchten Kraftfahrzeuges zu behandeln, wenn der Lieferer (Veräußerer) 
nach § 11 Abs. 1 nicht berechtigt war, eine Rechnung auszustellen, in der die 
Steuer gesondert ausgewiesen ist. 

§ 22. (7) Für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts gelten die Abs. 1 bis 6 insoweit, als die Umsätze der 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebe gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 in einem der 
dem Veranlagungsjahr vorangegangenen drei Kalenderjahre 3 000 000 S oder 
der nach den Grundsätzen des ersten Abschnittes des zweiten Teiles des Bewer­
tungsgesetzes 1955 unter Berücksichtigung von Zupachtungen und Verpachtun-. 
gen zum 1. Jänner eines Jahres ermittelte Wert der bei Unterhalten eines zum 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögen gehörenden Betriebes selbstbewirt­
schafteten Fläche 700 000 S nicht überstiegen haben. 

§ 23. (1) Bei Unternehmern, deren Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im Ver­
anlagungszeitraum 150 000 S nicht übersteigen, ist die für den Veranlagungs zeit­
raum zu entrichtende Steuer nach Maßgabe des Abs. 2 zu kürzen. 
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ABSCHNITIV \ 

Bewertungsgesetz 1955 

§ 62. (1) Zum Betriebsvermögen gehören nicht 

5 ..... 

§ 62. (2) Die Bestimmungen des Abs. 1 Z 3 bis 5 sind nicht auf Wirtschaftsgü­
t!~r anzuwenden, die Grundbesitz darstellen. 

§ 70. 

10. Wirtschaftsgüter, die gemäß § 62 Abs. 1 Z 3 bis 5 als nicht zum Betriebs­
vermögen gehörend bezeichnet sind. 

§ 62 (1) Zum Betriebsvermögen gehören nicht 

5 ..... . 

6. Wirtschaftsgüter, die ausschließlich und unmittelbar der Entwicklung oder 
Verbesserung volkswirtschaftlich wertvoller Erfindungen dienen, wen n d n 
volkswirtschaftliche Wert der betreffenden Erfindung durch eine Bescheinigung 
des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie nachgewiesen wird. 

§ 62 (2) Die Bestimmungen des Abs. 1 Z 3 bis 6 sind nicht auf Wirtschaftsgü­
ter anzuwenden, die Grundbesitz darstellen. 

§ 70 

10. Wirtschaftsgüter, die gemäß § 62 Abs. 1 Z 3 bis 6 als nicht zum Betriebs­
vermögen gehörend bezeichnet sind. 

ABSCHNITI VI 

§ 129. (1) 

(2) 

Bundesabgabenordnung 

§ 129. (1) 

(3) 

(4) 

(5) 

a) auf Ziel, Kredit, Abrechnung oder Gegenrechnung, durch Tausch 
oder unentgeltlich oder 

b) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

a) auf Rechnung (auf Ziel, Kredit, Abrechnung oder Gegenrechnung), 
durch Tausch oder unentgeltlich oder 

b) 

00 
V> 
o 
0... 
." .... 
o::l 
~. 
Iü 

aq 
('1) 

::l 

"'" ~ 

850 der B
eilagen X

V
. G

P - R
egierungsvorlage (gescanntes O

riginal)
49 von 49

w
w

w
.parlam

ent.gv.at




